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Gemeinderath. 


Pitzung des Gemeinderathes. 
Dienstag, den 1. September 1896, ½5 Uhr nachmittags. 


Hlenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 
25. Auguſt 1896 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
Joſef Strobach und der Vice-Bürgermeiſter Dr. Karl 
Lueger und Dr. Joſef Neumayer. 


NVürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Entſchuldigt ſind die Herren Gem.-Räthe Dr. v. Billing, 
Obriſt, Baron Engerth, Hallmann, Leitner, Brunner, 
Polzhofer und Schleſinger. 

2. Dem Herrn Gem.-Rathe Eigner wurde ein Urlaub von 
vier Wochen vom 1. September 1896 angefangen ertheilt. Dem 
Herrn Gem.⸗Rathe Staſtnik wurde ein vierwöchentlicher Urlaub 
vom 4. Auguſt angefangen bewilligt, Herrn Gem.-Rath Wurm 
ein vierzehntägiger Urlaub vom 25. Auguſt angefangen. 

3. Sr. kaiſ. Hoheit Erzherzog Eugen hat zur Errichtung 
des Deutſchmeiſter⸗Denkmales 1000 fl. geſpendet. (Beifall links.) 

Die Verſammlung drückt den Dank durch Erheben 
von den Sitzen aus. 

(Die Verſammlung erhebt ſich.) 

4. Die Familie Blaſchke hat auläfslich des Ablebens der 
Frau Barbara Blaſchke für Arme Wiens unter beſonderer 
Berückſichtigung der Armen des V. Bezirkes einen Betrag von 
200 fl. geſpendet. 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. 


5. Herr Gem.⸗Rath Dr. v. Billing hat in einem an 
mich gerichteten Schreiben angezeigt, daſs er die in der Gemeinde— 
raths⸗Sitzung vom 24. Juli 1896 auf ihn gefallene Wahl zum 
Mitgliede der Gascommiſſion ablehne. Es wurde daher die Neu— 
wahl eines Mitgliedes für dieſe Commiſſion auf die Tagesordnung 
geſetzt. 

6. Weiters iſt durch die Mandatszurücklegung des Herrn 
Gem.-Rathes Pacher von Theinburg die Wahl eines Mit— 
gliedes in das Curatorium der Kaiſer Franz Joſef⸗Stiftung zur 
Unterſtützung des Kleingewerbes in Wien erforderlich. 

Endlich iſt die Wahl von zwei Mitgliedern der Über— 
ſchwemmungs⸗Commiſſion vorzunehmen. 

7. Ferner erlaube ich mir, das Protokoll über das Ergebnis 
der in der Gemeinderaths⸗Sitzung vom 24. Juli vorgenommenen 
Wahl eines Mitgliedes in die Commiſſion zur Berathung der 
Gasfrage bekanntzugeben: Abgegeben wurden 55 Stimmen. Gewählt 
erſcheint Herr Dr. Geßmann mit 52 Stimmen, je eine Stimme 
entfiel auf die Herren Gem.-Räthe Dürbeck und Dr. Rader, 
ein Stimmzettel war leer. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zur Ver⸗ 
leſung zu bringen. 

8. Schriftführer Gem.-Nath Schuh: Es liegt ein Einlauf 
des Präſidiums des Gärtnerverbandes vor, welches den Dank für 
die vom Gemeinderathe bewilligte Subvention von 200 fl. zum 
Ausdrucke bringt. Das Schreiben lautet: 


„Löblicher Gemeinderath der Reichshaupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien! 
Namens des Allgemeinen öſterreichiſchen Gärtuerverbandes 


beehre ich mich einem löblichen Gemeinderathe den ganz ergebenſten 
Dank für die gewährte Subvention von 200 fl. für das Jahr 1896 
auszuſprechen. 

Nicht nur die Gärtnerſchaft von Wien und Umgebung, ſondern 
von ganz Oſterreich hat dieſe Subventionsgewährung mit lebhafter 
Dankbarkeit und Freude erfüllt, weil wir darinnen alle eine An— 


= 
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erkennung des löblichen Gemeinderathes der Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien für unſere gemeinnützigen Beſtrebungen erblicken. 

Wie ſchwer der Gärtnerſtand in allen Theilen unſeres Reiches, 
insbeſondere aber in Wien und Umgebung zu leiden hat, iſt eine 
zu bekannte Thatſache, um darüber viel Worte zu verlieren, denn 
ſolange nicht uns durch Berufsgenoſſenſchaften, welche Zwangs⸗ 
genoſſenſchaften ſein müſſen, Schutz gegen unbefugte Concurrenz 
gegeben wird, ſolange nicht die unglückſelige Marktordnung von 
Wien eine gründliche Veränderung erfährt, um den verderblichen 
Zwiſchenhandel zu beſeitigen, welcher jetzt beinahe ausſchließlich 
unſere Producte in Händen hat, ſolange dieſe unglückſelige Markt- 
ordnung es dem Producenten verwehrt, ſeine im Schweiße des 
Angeſichtes mühſelig erzeugten Producte direct an den Conſumenten 
zu veräußern, ſolange wird auch auf dieſen Gewerbebetrieben kein 
Segen walten. 

Dieſe Beſtrebungen nun noch erweitert, durch die Einführung 
einer allgemeinen wechſelſeitigen Hagelverſicherung für gärtneriſche 
Betriebe, ſowie die Durchführung einer allgemeinen Altersverſorgung 
für unſere Berufsgenoſſen, die höhere Ausbildung unſeres Lehrlings— 
weſens und die Förderung des intenfivften gärtneriſchen Betriebes, 
ſind Ziel und Zweck unſeres Verbandes; wir ſind nun durch die 
gütige Gewährung einer Subvention durch den löblichen Gemeinde— 
rath in die Lage gekommen, weſentlich zur Förderung dieſer Ziele 


beizutragen, deshalb iſt auch unſer Dank ein ſo tief empfundener. 


Mit der Bitte ſchließend, der löbliche Gemeinderath der 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien möge uns auch in Zukunft 
dieſes Wohlwollen erhalten, zeichnen mit vorzüglichſter Hochachtun 

(Folgen die Unterſchriften).“ 5 

9. Weiters liegt vor: eine Petition der Genoſſenſchaft der 

Gemiſchtwaren-Verſchleißer und der Fragner in Wien, der Kaufleute 


des geweſenen politiſchen Bezirkes Sechshaus, des Handelsgremiums 


in Hernals und der Marktvictualienhändler in Wien durch ihre 
Vorſteher um Abſchaffung des Hauſierhandels mit Lebensmitteln im 
Gemeindegebiete von Wien. 

Die Petition hat nachſtehenden Wortlaut (liest): 


Löblicher Gemeinderath der 110 Reichs haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
ien! 

Die Forderung nach Abſchaffung des Hauſierhandels iſt bereits ſo laut 
und allgemein erhoben worden, daſs nicht nur die hohe k. k. Regierung der— 
ſelben durch Reviſion des Hauſierpatentes entgegenzukommen beſtrebt ift, ſondern 
daſs ſich insbeſondere die Vertretungen mehrerer öſterreichiſcher Provinzhaupt⸗ 
ſtädte veranlaſst geſehen haben, für den Bereich dieſer Städte im eigenen 
Wirkungskreiſe den Hauſierhandel abzuſchaffen. 

Bei der bekannten gewerbefreundlichen Haltung, welche die gegenwärtige 
Vertretung der Reichshauptſtadt Wien auszeichnet, iſt wohl die Hoffnung ge⸗ 
gründet, daßs auch dieſer löbliche Gemeinderath dem oben citierten Beispiele 
folgen und die Abſchaffung des Hauſierhandels im Gemeindegebiete von Wien 
mit thunlichſter Beſchleunigung durchführen wird. 

So ſehr nun eine derartige Maßregel im Intereſſe des ſeſshaften Ge— 
werbe⸗ und Handelsſtandes gelegen iſt, müſſen doch die ergebenſt Gefertigten 
die Befürchtung ausſprechen, dass dieſelbe infolange nicht die erwartete Wirkung 
haben wird, als ſich das Verbot des Hauſierhandels nicht auch auf den, im 
Grunde des § 60 der Gewerbeordnung betriebenen Verſchleiß im Umherziehen 
erſtreckt, weil ſich auf dieſe letztere gewerbegeſetzliche Beſtimmung der bekanntlich 
in Wien ſehr ausgebreitete Hauſierhandel mit Lebensmitteln und Artikeln des 
täglichen Bedarfes ſtützt. 


Die ergebenſt Gefertigten find ſich allerdings bewusst, dafs es außerhalb 


der Competenz der löblichen Gemeindevertretung liegt, gewerbegeſetzliche Be— 
ſtimmungen abzuändern, allein trotzdem erlauben ſich dieſelben — indem ſie 
darauf hinweiſen, daſs der Hauſierhandel mit Lebensmitteln ganz beſonders vom 
Standpunkte der Hygiene und Geſundheitspflege zu bekämpfen iſt und von 
dieſem Standpunkte aus gewiss auch dem löblichen Gemeinderathe ein be— 


dentender Einfluſs zuſteht — dieſen letzteren um die gütige Unterſtützung 


ergebeuſt zu bitten. 

Sowohl die ſtaatlichen als auch die kommunalen Behörden entwickeln in 
Bezug auf ſanitäre Vorſichtsmaßregeln im allgemeinen eine fo umfaſſende 
Thätigkeit, dafs es nachgerade Wunder nehmen, mufs, wieſo den mit dem 
Lebeusmittelhauſierhandel verbundenen ſauitären Übelſtänden fo gar keine Be- 
achtung geſcheukt wird. | 
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Schon die Elemente, welche ſich vorwiegend mit dieſem Erwerbe befaſſen, 
ſollten zu einem energiſchen Eingreifen herausfordern; zum größtentheile ſind 
es arbeitsſcheue oder phyſiſch und ſiitlich herabgekommene Individuen, welche 
ſich obendrein der Controle der Marktpolizei gänzlich zu entziehen wiſſen. 

Eine von den berufenen Organen eingeleitete Erhebung wird die Wahrheit 
dieſer Behauptung ſicher erweiſen und es kann daher von einer eingehenden 
Schilderung die ſes Umſtandes abgegangen werden. 

Ebenſo leiſtet dieſer Hauſierhandel den häufig vorkommenden Lebens- 
mittelfälſchungen großen Vorſchub. 

Diesbezüglich ſei nur auf einen Artikel: „Butter“ hingewieſen. 

Mit dieſem Artikel, deſſen Verfälſchung häufig vorkommt und leider noch 
ale ſehr ſchwer nachzuweiſen ift, wird ein ſchwunghafter Hauſierhandel 
betrieben. 

Wie viel Margarinbutter dabei 
nicht annäherungsweiſe feſtzuſtellen. 

Das blinde Vertrauen der Wiener Hausfrauen in die als Bauern ver— 
kleideten Hauſierer wird da in der unverſchämteſten Weiſe miſsbraucht. 

Endlich ſei noch auf einen die kleinen Lebensmittelhändler ganz beſonders 
drückenden Umſtand, das Haufieren mit Gebäck, hingewieſen. 

Abgeſehen von den gegen den Verkauf von Gebäck im Umherziehen 
von Haus zu Haus ſprechenden ſauitären Bedenken, trägt dieſer Gebäcksvertrieb 
weder zur Verbilligung des Artikels bei, noch auch wird durch die unbeſchränkte 
Ausfolgung von ſogenannten Austragſcheinen der im Gewerbegeſetze ange— 
ſtrebte Zweck, dem beſſeren Fortkommen kleiner Gewerbsleute zu dienen, 
erreicht. 

Die Praxis lehrt nämlich, dafs nicht fo ſehr die kleinen, als vielmehr 


für „echte Butter“ verkauft wird, iſt auch 


die größeren, gut ſituierten Bäckermeiſter eine ganze Anzahl ſolcher Austräger, 


beſſer geſagt, Hauſierer beſchäftigen und auf dieſe Art einen recht unſchönen 
Wettbewerb entwickeln. 

Aus dieſen wenigen Grundzügen dürfte erſichtlich fein, daſs die Abſchaf— 
fung des Lebeusmittelhauſierhandels nicht bloß eine private Concurrenzfrage, 
ſondern auch ſehr weſentlich eine Frage von öffentlichem Jutereſſe iſt. 

Es erſcheint ſomit die Bitte gerechtfertigt, welche dahin geht: 

Der löbliche Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
wolle gelegentlich etwaiger auf die Abſchaffung des Hauſierhandels abzielender 
Beſchlüſſe ſich auch für die Ausdehnung des Hauſierverbotes auf den im 
Grunde des § 60 G.⸗O. im Umherziehen betriebenen Verſchleiß von Lebens— 
mitteln und Artikeln des täglichen Bedarfes ausſprechen. 


Bürgermeiſter: Ich bitte den Herrn Schriftführer um Ver— 
leſung der Anträge. 


Schriftführer Hem.-Rath Värtl (liest): 
10. Antrag des Gem.-Nathes Brunner und Genoſſen: 
Löblicher Gemeinderath! 

Die beſtehende Gemeindewahlordnung, beziehungsweiſe die Handhabung 
derſelben ſchließt den größten Theil der hier lebenden Staatsbürger von dem 
Wahlrechte aus und unſere Körperſchaft repräſentiert ſomit nur den Willen 
einer verhältnismäßig kleinen Minderheit. | 

Genaue Zahlen über dieſes Verhältnis können nicht gegeben werden, 
doch bietet eine Publication des „Statiſtiſchen Jahrbuches der Stadt Wien“ 
vom Jahre 1893 einen Anhaltspunkt hiefür. Aus derſelben geht hervor: 

Dafs im Jahre 1890 in Wien 343.000 Perſonen männlichen Geſchlechtes 
über 24 Jahre alt lebten. Drei Jahre ſpäter, im Jahre 1893, betrug die 
Zahl der Wähler nach den Wählerliſten rund 80.000. Es waren ſomit nur 
23 Percent der Steuerträger zur Wahl zugelaſſen worden und 263.000, alſo 
mehr als die dreifache Zahl, waren ihres natürlichen Rechtes beraubt. Im 
Bezirke Favoriten ſinkt die Zahl der Wahlberechtigten auf 12 Percent der 


Geſammtſumme und waren ſomit 88 Percent der Steuerträger dort politiſch 


rechtlos. N 
ö Mit Vorbedacht wird hier der Ausdruck Steuerträger und nicht bloß 
Staatsbürger gebraucht, denn es wäre der größte Hohn auf die Wahrheit, zu 
behaupten, dass diejenigen, welche nicht in der Wählerliſte enthalten find, nicht 
ebenſo Steuerträger ſeien, als die anderen Bürger. 

Aus der Zuſammenſtellung der Gemeindeumlagen (ganz abgeſehen von 
deuen für das Land Niederöſterreich und den Staat zu bezahlenden Steuern) 
ergibt ſich für das Jahr 1896 die Summe von 21 ½ Millionen. Hievon 
werden durch Abgaben auf den Mietzins und Zuſchläge zu der Verzehrungs— 
ſteuer und anderen Gebrauchsſteuern 18 ¼ Millionen gedeckt, und die Zu⸗ 
ſchläge zu den ſogenannten Perſonalſteuern (Erwerbs- und Einkommenſteuer) 
betragen nur 3, 210.700 fl. 

Es kann nun niemand in Abrede ſtellen, dass jeder hier lebende Ein- 
wohner von der Gebäude- und Verzehrungsſteuer betroffen wird, und zwar 
nicht etwa nach dem Verhältniſſe zu feinem Vermögen, ſondern es läſst ſich 
ſogar mit einiger Sicherheit behaupten, daſs die arbeitenden Claſſen, welchen 
das Wahlrecht verſagt wird, von der Verzehrungsſteuer und auch von der 
Mietzinsſteuer percentuell zu ihrem Einkommen viel höher belaſtet ſind, als 
die wohlhabenderen Claſſen. Dieſe politiſch Rechtloſen tragen alſo von den 
mit 184, Millionen eingeſetzten Conſumſteuern ſicher und zweifellos den 
allergrößten Theil. Aber auch die reſtierenden 3,210.700 Zuſchläge auf die 
ſogenannten Perſonalſteuern, auf Grund welcher 95 Percent der jetzigen 
Wähler ihr Wahlrecht beſitzen, werden gar nicht von denſelben bezahlt. 

Aus den Publicationen des Finanzminiſteriums lässt ſich nämlich 
ungefähr berechnen, dafs von den in Wien aufgebrachten Gemeindezuſchlägen 
zu der Erwerb- und Einkommenſteuer, mehr als die Hälfte von den in Wien 
domicilierenden Actien-Geſellſchaften getragen wird. 
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Bei uns in Oſterreich muſs man nämlich einen weſentlichen Unterſchied 
machen zwiſchen Steuerträger und Steuerzahler, denn der Steuerzahler iſt in 
den ſeltenſten Fällen derjenige, der die Laſt der Steuer trägt. Wenn beiſpiels⸗ 
weiſe ein Hausbeſitzer 50 Mietparteien hat und von dem Mietzinſe die be- 
treffende Steuerquote bezahlt, fo iſt es nicht er, der die Stenerlaft trägt, 
ſondern der Mieter. Nach der Handhabung unſerer Geſetzgebung erhält jedoch 
der Hausbeſitzer hiefür das Wahlrecht für die Steuer, welche ſeine Parteien 
aufbringen müſſen, während dieſe, welche eigentlich die Laſt der Steuer tragen, 
hiefür nicht einmal das Wahlrecht erlangen. 

Dieſe Anſicht wird allerdings hie und da beſtritten, aber ſowohl der 
Wortlaut, als auch der Sinn der Geſetze ergeben, dafs ſie die einzig richtige 
iſt. Jusbeſondere gilt dies für Wien, wo auf jedem Steuerſcheine für die 
Hauszinsſteuer zu leſen iſt: „Den Mietparteien obliegt die Zahlung der 
ſtädtiſchen Umlage von 9½ kr. vom Zinsgulden.“ 

Da nun das Mindeſtmaß für Erlangung des Wahlrechtes einer Leiſtung 
einer Steuerzahlung von 5 fl. entſpricht, ſo wäre von rechtswegen jedermann, 
der eine jährliche Miete von mindeſtens 55 fl. brutto bezahlt, in der Gemeinde 
eo ipso wahlberechtigt. Es iſt bis jetzt allerdings noch nicht verſucht worden, 
das Wahlrecht auf dieſer Baſis zu erlangen, aber wenn die Staatsgrund— 
geſetze (Art. 4) nach ihrem wahren Sinne interpretiert werden, ſo erſcheint es 
zweifelsohne, daſs die Wählerliſten, wie fie jetzt aufgeſtellt werden, ungeſetzlich 
find und daſs die Wahlen in den Gemeinderath, wenigſtens inſoweit fie den 
3. Wahlkörper betreffen, illegal ſind. 

Die Vertreter unſerer privilegierten Wähler haben zur Begründung 
dieſes unerhörten Wahlrechtes, richtiger geſagt, Wahlunrechtes, ihre Wähler— 
ſchaft mit Vorliebe als die ſtaatserhaltenden Parteien bezeichnet. 

Da jedoch bei uns in Oſterreich von den Großgrundbeſitzern, den Groß— 
und Kleingewerbetreibenden, mit rühmlichen Ausnahmen, ſowie von unſerer 
verehrlichen Beamtenſchaft, welche zuſammen die Wählerkaſten repräſentieren, 
ein continuierlicher Krieg gegen die Staatsfinanzen geführt wird, indem die 
einen geſetzliche wirtſchaftliche Begünſtigungen aller Art verlangen, die anderen 
fortwährend Forderungen für Erhöhung der Gehalte und Penſionsberech— 
tigungen ſtellen, alles auf den breiten Rücken der misera contribuens plebs, 
jo wäre der richtige Ausdruck für unſere ſogenannten „ſtaatserhaltenden“ 
Parteien: die vom Staate erhaltenen Parteien. 

Unſere Wahlordnung begnügt ſich nicht mit dieſer offenbaren Unge— 
rechtigkeit. Wir haben noch eine Steigerung derſelben durch die Theilung der 
Wählerſchaft in drei Wahlkörper. Hier liegt angeblich wieder das Princip der 
Steuerleiſtung zugrunde. Wie es mit dieſem Principe ausſchaut, ſoll aus 
Folgendem erwieſen werden: 

Der 1. Wahlkörper recrutiert ſich hauptſächlich aus den Hausbeſitzern, 
welche das Wahlrecht in der Regel nicht auf Grund ihrer Steuerleiſtung, 
ſondern, wie ſchon früher gejagt, auf Grund der Steuerleiſtung ihrer Miet— 
parteien erlangen. Der kleinere Theil der Wähler ſind wirkliche Steuerträger. 

Der 2. Wahlkörper ſetzt ſich zuſammen aus den kleineren Steuerträgern 
und aus den ſogenannten Intelligenzwählern. Nun iſt es eine in den meiſten 
Kreiſen unbekaunte Thatſache, dafs die öffentlichen Beamten, welche der Zahl 
nach zwei Drittel dieſes Wahlkörpers ausmachen, das Wahlrecht in der Ge— 
meinde haben, ohne daſs fie überhaupt irgendeine directe Gemeindeſteuer 
bezahlen. Steuerträger ſind ſie auch nur inſofern, als ſie, wie jeder andere 
Einwohner, von den Conſumſteuern betroffen werden. 

Der 3. Wahlkörper endlich das iſt derjenige des ſogenannten kleinen 
Mannes. Er umfaſst zwei Drittel der Wahlberechtigten und ſeine Mitglieder 
beſitzen das Wahlrecht auf Grund der Steuerpflicht, welche aber nicht mit der 
Steuerzahlung identiſch iſt. Wie weit nun dieſe Steuerpflicht und die Steuer» 
zahlung zuſammenfallen, das iſt unbekannt; unſere öffentlichen Ausweiſe 
ſchweigen ſich hierüber gründlich aus. Man findet einzig in den Veröffent⸗ 
lichungen der Commune, welche namhafte Beträge jährlich wegen Unein— 
bringlichkeit abgeſchrieben werden. Wie groß alſo die Zahl der ſtaatserhaltenden 
Bürger iſt, welche das Wahlrecht beſitzen auf Grund der Steuer, die ſie 
nicht leiſten, das iſt ein Geheimnis unſerer Statiſtik. 

Man geht aber nicht fehl, wenn man annimmt, daßs dieſelben einen 
beträchtlichen Percentſatz des „Volkes von Wien“ (auf welches ſich gewiſſe 
Herren ſo gerne beziehen) ausmachen. 

Das Verhältnis iſt nun folgendes: 

Der Wähler des 1. Wahlkörpers hat alſo zwölfmal ſo viel Rechte als 
einer des 3. Wahlkörpers und ein Wähler des 2. Wahlkörpers hat zweiein— 
halbmal ſo viele Rechte als einer des 3. Wahlkörpers. Alle drei zuſammen 
repräſentieren aber nur ein Viertel der Bevölkerung und nehmen doch alle 
Rechte für ſich in Anſpruch, während drei Viertel der Bevölkerung, welche den 
größten Theil der Laſten tragen, politiſch rechtlos ſind. 

Man ſucht alſo vergebens nach einem Principe bei Entheilung unſerer 
Wahlkörper. Der größte Theil des 1. Wahlkörpers beſitzt ein Wahlrecht auf 
Grund der Steuerleiſtung anderer Leute, der größte Theil des 2. Wahlkörpers 
zahlt gar keine directe Gemeindeſteuer, und endlich der kleine Mann findet die 
Rechtsgrundlage ſeiner Staatserhaltung in einer Steuerpflicht, welcher er zum 
großen Theile nicht nachkommt. 

Wer hier ein Princip entdecken will, 
Principienloſigkeit finden. 3 | 

Zur Ehre unferer Gemeindevertretung jei es gejagt, dafs der Gemeinde— 
rath ſchon einmal beſchloſſen hat, die Wahlkörper abzuſchaffen. (Beſchluſs vom 
12. März 1872 auf Antrag Steudel mit 77 gegen 12 Stimmen ange⸗ 
nommen.) Merkwürdigerweiſe wollten jedoch die intimſten Parteigenoſſen der 


kann nur das Princip der 


damaligen Gemeinderäthe, die die Mehrheit im Landtage bildeten, ihre Zu- 


ſtimmung hiezu nicht geben. Am 16. Jänner 1874 beſchloſs der n.=d. Landtag 
auf Antrag des Dr. Breſtl, die Frage der Aufhebung der Wahlkörper in 
Wien zu verſchieben bis zur Vereinigung der Vororte mit Wien. Ebenſo 1882. 
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Die Ungerechtigkeiten unſerer Wahlordnung ſind mit den im vorher— 
gehenden geſchilderten Einrichtungen des Wahlrechtes und der Wahlkörper noch 
lange nicht erſchöpft. 

Wir beſitzen noch eine namhafte Verſchlechterung des Wahlrechtes, welche 
eine Specialität bildet. 

Die Mitglieder des Gemeinderathes werden nämlich nicht wie ander— 
wärts, jeder in einem eigenen Wahlkreiſe gewählt, ſondern auf Grund eines 
Liſtenſerutiniums. Hiedurch werden die Minderheiten der Wähler jeder Ver— 
tretung beraubt. 

Nirgends hat das Cliquen- und Fractionsweſen ſolche abſonderliche 
Früchte gezeitigt wie hier in Wien und zweifellos iſt der Grund hiefür nur 
in unſerer ungerechten Wahlordnung und in dem Wahlrechte zu ſuchen. 

Ich will dies nur mit einigen ziffermäßigen Belegen erläutern und 
greife hiebei auf die letzten Gemeinderathswahlen zurück. Im 3. Wahlkörper 
des I. Bezirkes wurden damals (es waren 7 Vertreter zu wählen) 1072 anti⸗ 
liberale und 840 liberale Stimmen abgegeben. Die 1072 antiliberalen 
Stimmen erhielten alle 7 Mandate, während die 840 liberalen Stimmen gar 
keine Verlretung erhielten. Dasſelbe im 3. Wahlkörper des II. Bezirkes, wo 
auf die abgegebenen 3319 antiliberalen Stimmen die 4 zu vergebenden 
Mandate entfielen, und auf die abgegebenen 3053 liberalen Stimmen 

ar keines. ö 
a Im 2. Wahlkörper war dies derſelbe Fall, jedoch umgekehrt zu Gunſten 
der liberalen Partei und zu Ungunſten der antiliberalen Parteien. 

Man hat nun längſt eingeſehen, daſs das Prineip der abſoluten 
Majoritätswahlen den Forderungen der Gerechtigkeit nicht entſpreche. Wenn 
eine Partei die Majorität beſitzt, befindet fie ſich dadurch ſcheinbar im Vor⸗ 
theile, iſt aber gezwungen, um ſich die Majorität zu erhalten, alle möglichen 
Conceſſtonen gegen ihre Principien zu machen, und unnatürliche Wahlbünd⸗ 
niſſe einzugehen; dadurch wird das ganze politiſche Leben demoraliſiert und 
dem Cliquenweſen und Streberthume Thür und Thor geöffnet. 

Es ſind deshalb ſchon vielfach Verſuche gemacht worden, um es zu 
ermöglichen, daſs auch die Minoritäten eine entſprechende Vertretung finden, 
aber erſt in den letzten Jahren hat ſich ein praktiſches Syſtem erprobt. Es iſt 
dies das proportionale Wahlverfahren. 

Dasſelbe beruht auf dem Grundſatze, dafs jede Partei von der Geſammt⸗ 
zahl der Mandate fo viele erhalte, als dem Verhältniſſe der Zahl ihrer bei 
einer Wahl abgegebenen Stimmen zur Geſammtziffer der abgegebenen Stimmen 
entſpricht. 

Dieſes Syſtem iſt in der Schweiz in vielen Cantonen eingeführt und 
breitet ſich von Jahr zu Jahr aus. Auch die jungtſchechiſche Partei hat die 
Einführung desſelben für den böhmiſchen Landtag vorgeſchlagen. | 

Der Wahlmodus iſt in der Regel folgender: . 

Nach Ausſchreibung der Wahl bis drei Tage vor derſelben können je 
zehn Bürger eine Liſte der zu wählenden Vertreter beim Wahlbureau präſen⸗ 
tieren. Dieſer Liſte mufs eine ſchriftliche Erklärung der Candidaten beigegeben 
werden, dass ſie im Falle einer Wahl dieſelbe annehmen. Es werden für die 
Wahlen Kreiſe mit möglichſt viel zu wählenden Vertretern geſchaffen. Je größer 
die Zahl der Abgeordneten in einem Kreiſe, deſto eher wird jede Minorität zu 
einer Vertretung gelangen. 

Sodann wird die Aufnahme von Liſten geſchloſſen und dieſelben vom 
Wahlbureau publiciert. Die Wahlen geſchehen mittels Stimmzettel. 

Nach Schluss des Serutiniums wird die Zahl der auf jede Liſte ent- 
fallenden Stimmen ermittelt und nach Verhältnis der Stimmenanzahl jeder 
Liſte ſo viele Vertreter als gewählt zugeſprochen, als es dem Verhältniſſe zur 
Geſammtziffer entſpricht. 

Nehmen wir folgendes Beiſpiel: In einem Wahlkreiſe, in welchen zehn 
Abgeordnete zu wählen wären und circa 10.000 Stimmen abgegeben werden, 
ſind drei Liſten, A, B, C, vorhanden, wovon die Liſte A 4000, die Liſte B 3000 
und die Liſte C ebenfalls 3000 Stimmen erhielten, fo würden auf die Liſte A 
vier, auf die Liſte B drei und auf die Liſte C auch drei Vertreter entfallen. 
Bei Bruchtheilen wird immer der größere Bruchtheil als ein Ganzes berechnet. 
Stichwahlen können naturgemäß nicht vorkommen. 

Die Einführung des Syſtems hat überall die beſte Wirkung erzielt, die 
Heftigkeit und Schärfe des Parteilebens haben bedeutend abgenommen, dem 
Rechte jedes Wählers auf Vertretung ſoviel als denkbar möglich entſprochen 
worden, und die Sachlichkeit der Berathung aller politiſchen und wirtſchaft— 
lichen Fragen hat bedeutend gewonnen. 

Jede Partei muss in ihrem eigenen Intereſſe dieſer Einführung zu⸗ 
ſtimmen. Alle Ungerechtigkeiten durch willkürliche Wahlgeometrie ſind bei dieſem 
Syſteme vollſtändig ausgeſchloſſen. 

Zum Schluſſe habe ich noch die Eintheilung in verſchiedene Wahlkreiſe 
zu beſprechen. 

Sobald man das Princip des allgemeinen, gleichen und directen Wahlrechtes 
aller Bürger anerkannt hat, ſo ergibt es ſich von ſelbſt, daſs kein Wahlkreis vor 
dem anderen irgendwelche Vorrechte voraus haben darf, wie dies jetzt der Fall 
iſt, und daſs die Anzahl der Vertreter nach der Kopfzahl beſtimmt werden 
muſs. Denn jeder Bürger hat die gleiche Verpflichtung, mit feinem. ganzen 
Vermögen und ſeinem Blute für die Bedürfniſſe des Staates einzuſtehen. 

Wenn der Wohlhabende ſchon an materiellen Gütern einen Vorzug hat 
vor feinen Mitmenſchen, fo erſcheint es gewiss ungerecht, wollte er auch noch 
mehr politiſche Rechte verlangen. 

Es entſpricht alſo dem Gebote der Gerechtigkeit und politiſchen Moral, 
wenn Sie den Anträgen, welche Ihnen vorgeſchlagen werden, Ihre Zuſtimmung 
ertheilen und für die baldige Durchführung derſelben mit allen Ihnen zugebote 
ſtehenden Mitteln eintreten würden. Sie werden ſich dadurch gewiſs den Dank 
der Bevölkerung verdienen und ſich durch dieſe That für alle Zeiten einen 
Ehrenplatz in der Geſchichte des Vaterlandes ſichern. 
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Anträge: 

Der Gemeinderath der Stadt Wien wolle beſchließen: 

A. Die Gemeinde-Wahlordnung ſei im nachſtehenden Sinne 
abzuändern: 

1. Wahlberechtigt iſt jeder öſterreichiſche Staatsbürger, welcher 
das 24. Altersjahr erreicht hat und ſeit mindeſtens einem Jahre 
in der Gemeinde anſäſſig iſt. Ausgenommen ſind nur ſolche, welche 
unter Vormundſchaft ſtehen, eine öffentliche Armenunterſtützung 
genießen, in Concurs befindlich oder wegen eines gemeinen, nicht 
politiſchen Verbrechens zeitweiſe hievon ausgeſchloſſen ſind. 

2. Die beſtehenden Wahlkörper ſeien aufzuheben. 

3. Die Wahlen erfolgen auf Grund des proportionalen 
Wahlverfahrens. 

4. Die Gemeinde wird in fünf Wahlkreiſe eingetheilt und iſt 
in denſelben auf je 10.000 Einwohner ein Mitglied des Gemeinde— 
rathes zu wählen. 

B. Aus dem Plenum des Gemeinderathes wird eine Com— 
miſſion von 21 Mitgliedern gewählt unter Berückſichtigung aller 
Fractionen, welche detaillierte Vorſchläge zur Abänderung der 
Gemeinde-Wahlordnung nach obigen Grundſätzen auszuarbeiten, 
die Mittel zur Durchführung derſelben vorzuſchlagen und dem 
Plenum zur Beſchluſsfaſſung vorzulegen hat. 

Wien, im Juli 1896. 

Lucian Brunner. 

Die Unterzeichneten unterſtützen die Einbringung dieſer An— 
träge zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung nach § 21 der 
Geſchäftsordnung. 

(Folgen die Unterſchriften.) 


Bürgermeifler: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.-RNath Närtl (liest): 

11. Antrag des Gem.-Nathes Hebaſtian Grünbeck: 


Nach dem Haupt-Rechnungsabſchluſſe des Magiſtrates erliegen für viele 
Stiftungen, ſowie für den Bürgerſpitalfond, den Wiener allgemeinen Ver— 
ſorgungsfond, die Kaiſer Franz Joſef⸗Stiftung, das Curatorium zur Ber- 
waltung der Hilfsgelder für die Ringtheater-Verunglückten ꝛc. bedeutende 
Beträge, welche nach hunderttauſenden Gulden zählen, als Einlagen bei der 
I. öſterreichiſchen Sparcaſſa. 

Nachdem nun die ehemaligen Vororte-Sparcaſſen als Wiener Communal⸗ 
Sparcaſſen fungieren, ſollte es wohl ſelbſtverſtändlich fein, daſs die Commune 
die genannten Stiftungsgelder dieſen Sparcaſſen zuwendet, was aber bis jetzt 
nicht geſchehen iſt. Man wird einwenden, dafs der I. öſterreichiſchen Sparcaſſa 
dieſe Gelder nicht entzogen werden dürfen, nachdem ſich dieſelbe durch ihre 
regelmäßigen humanitären Schenkungen verdient gemacht hat. Es ſoll dies 
auch nicht plötzlich geſchehen, ſondern es ſollen von nun an nur die zufließenden 
Gelder an die Communal-Sparcaſſen gleichmäßig vertheilt als Einlagen zu— 
gewendet werden. Dagegen kann wohl niemand etwas einwenden; ein anderer 
Vorgang wäre ſogar eine ungerechte Kränkung für die Directionen der 
Communal⸗Sparcaſſen und ein ſchlechtes Beiſpiel für das Publicum. 

Es iſt ja doch auch der üble Eindruck zu berückſichtigen, welcher hervor— 
gerufen werden muſs, wenn die communalen Rechnungsabſchlüſſe alljährlich 
den Nachweis bringen, dafs die neu zufließenden Stiftungsgelder nicht bei den 
n Sparcaſſen, ſondern bei der I. öſterreichiſchen Sparcaſſa angelegt 
wurden. 


Bürgermeifler: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Märtl (liest): 

12. Antrag des Gem.-Nathes Fiedler und Genoſſen: 

Gem.-Rath Fiedler: Ich bitte um Verleſung des ganzen 
Antrages: 

Nürgermeiſter: Es wird verlangt, den ganzen Antrag zur 
Verleſung zu bringen. Wer damit einverſtanden iſt, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bitte, den Antrag zu verleſen. 
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Schriftführer Hem.-Rath Märtl (liest vollinhaltlich nach⸗ 
ſtehenden Antrag): 


Unter allen Wohlfahrts einrichtungen bei uns in Wien iſt die der Leichen⸗ 
beiſetztammern ſowohl in ſanitärer, als auch in humanitärer Hinſicht die ver— 
nachläſſigſte. N 

Während die Commune Wien für den Central-Friedhof Millionen 
Gulden verausgabt hat, hat dieſelbe bis heute gar nichts gethan, um der 
minderbemittelten und auch der beſſerſituierten Bevölkerung die Einrichtungen 
einer Leichenhalle, welche dem Geiſte der Neuzeit, den Anforderungen der 
Pietät und der Sanität entſprechen würden, zugänglich zu machen. 

Die Leichenbeiſetztammern in den einzelnen Bezirken ſpotten jeder Be⸗ 
ſchreibung. Wer je eine ſolche Kammer geſehen, wird ſich gewißs nicht wundern, 
dafs die Bevölkerung von dieſen Einrichtungen keinen oder nur nothgedrungen 
Gebrauch macht. 

Am Central-Friedhofe beſteht eine Leichenhalle, welche nicht nur durchaus 
nicht entſpricht, ſondern noch durch ganz unfaſsliche, ja ganz unverſtändliche 
dale ahl des Stadtphyſikates das Publieum von der Benützung dieſer 

alle abhält. 

Dieſe Halle beſteht aus zwei Theilen: in dem einen Theile (Iſolierraum) 
werden nur Leichen nach an infectiöſen Krankheiten verſtorbenen Perſonen bei— 
geſetzt; in dem zweiten Theile werden alle übrigen Leichen — mit Ausnahme 
der jüdischen —, welche aus was immer für einem Grunde nach dem Central— 
Friedhofe gebracht werden, beigeſetzt. 

Während die Leidtragenden in den Leichenkammern vor Einſegnung der 
Leichen dieſelben noch beſichtigen können, wird dies ihnen am Central-Friedhofe 
verwehrt und ſei angeblich nur über ſpecielle Bewilligung des Stadtphyſikates 

eſtattet. 

i Es befteht für das Publicum auch eine Wartehalle, welche jedoch von 
der Leichenhalle jo weit entfernt iſt, daſs dieſelbe von den Leidtragenden nicht 
benützt werden kann. Es müſſen demnach dieſelben auch bei ſchlechtem Wetter 
vor der Leichenhalle warten. 


Es wird demnach beantragt: 

Es ſei der löbliche Magiſtrat zu beauftragen, Vorſchläge zu 
machen: 

1. behufs Erbauung einer neuen Leichenbeiſetzhalle, reſpective 
Erweiterung der beſtehenden Leichenhalle am Central-Friedhofe; 

2. behufs Erbauung einer Wartehalle in unmittelbarer Nähe 
der Leichenhalle; 

3. bis zur Löſung dieſer Fragen ſeien den Leidtragenden alle 
nur möglichen Erleichterungen, insbeſondere der Zutritt zu den 
an nicht infectiöfen Krankheiten verſtorbenen Perſonen zu gewähren. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Hem.-Nath Bart (liest): 

13. Antrag des Gem.-RNathes Schwarzmayer und Ge: 
noſſen: 

Am 10. Mai 1895 habe ich an den damaligen Bürgermeiſter Herrn 
Dr. Raimund Grübl das Erſuchen gerichtet, das ſanitätswidrige Piſſoir und 
Cloſet am Rudolfsheimer Großmarkte beſeitigen zu laſſen. | 

Unterdeſſen wurde der Gemeinderath aufgelöst und der löbliche Beirath 
hat ſich um dieſen Antrag gar nicht gekümmert, er iſt wahrſcheinlich, wie viele 
hundert andere ſolch wichtiger Anträge, in den Papierkorb gewandert. 

Es iſt wirklich eine Schande, dass ſich in Wien auf einem öffentlichen 
Markte ein derart ſanitätswidriges Cloſet und Piſſoir, welches nicht einmal 
eine Waſſerbeſpülung beſitzt, befinden darf. 

Tauſende von Perſonen müſſen dort täglich vorbeigehen und ſich Mund 
und Naſe verhalten, um nicht dieſen wiederwärtigen Geruch einathmen zu 
müſſen. 

Noch viel unangenehmer iſt es für die Händler, welche kaum 3 m ent— 
fernt Obſt, Butter, Eier ꝛc. zum Verkaufe ausgeſtellt haben, da ihnen die 
Kunden durch dieſen ekelhaften Geruch vertrieben werden. 

Ich ſtelle daher nochmals den Antrag: 

Der Herr Bürgermeiſter wolle in kürzeſter Zeit die Veran: 
laſſung treffen, daſs auf dem Rudolfsheimer Großmarkte jene allen 
ſanitären Maßregeln zu widerlaufende Bedürfnisanſtalt durch eine 
ſolche erſetzt werde, wie ſie jetzt die meiſten öffentlichen Plätze von 
Wien beſitzen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Värtl (liest): 

14. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Neifh und Genoſſen: 

Die koloſſalen Regenmengen, welche in den letzten Wochen ſo wie ander⸗ 
wärts auch in Wien und deſſen Umgebung niedergiengen, haben ſehr erhebliche 


Schädigungen der Culturen, insbeſondere aber auch der Hausbeſitzer in Wien 
herbeigeführt. 
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Es hat ſich hiebei in bedauerlicher Weiſe herausgeſtellt, dass unſere 
Canäle für ſo ungewöhnliche Waſſermengen unzureichend ſind. | 

Im XIX. Bezirke, Döblinger Hauptſtraße, find nicht weniger als ſieben 
Häuſer in ihren Kellern überſchwemmt worden. 

Durch Rückſtauung des Waſſers aus dem Straßen⸗Haupteanal find die 
Grundfeſten unterwaſchen worden und muſste beiſpielsweiſe das Haus Nr. 55 
wegen Einbruchsgefahr gepölzt werden und iſt an die Parteien der Delo- 
gierungsauftrag ſeitens des Bezirksamtes erlaſſen worden. 

Ebenſo ſind viele Häuſer im IX. Bezirke durch Eindringen des Waſſers 
in die Keller und Unterwaſchung der Grundmauern ſchwer geſchädigt worden. 

Während in früheren Zeiten in der Umgebung des Linienwalles die 
Humuserde in Gärten und Feldern die Wäſſer aufjangte, ſtrömen jetzt nach 
Eröffnung der Gürtelſtraße und Beſeitigung der Linienwälle die Wäſſer in 
förmlichen Bächen durch die auf die Gürtelſtraße mündenden Gaſſen, 
durch die Fuchsthalergaſſe, Bleichergaſſe, Sechsſchimmelgaſſe u. ſ. w. derart, 
daſs die Canäle des Alſerbaches und Währingerbaches die Waſſermengen nicht 
mehr zu faſſen vermögen, wodurch die verderblichen Rückſtauungen in die Haus⸗ 
canäle herbeigeführt werden. 

Fach männiſcherſeits wird auch vielfach auf den Nachtheil hingewieſen, 
daſs durch die Richtung des Sammelcanales bei der Ausmündung des Alſer— 
baches nächſt der Brigittabrücke eine Stauung verurſacht wird, der zufolge die 
Wäſſer nicht mit derſelben Geſchwindigkeit wie vordem abfließen können. 

Angeſichts der unleugbaren Gefahren, welche für die Hausbeſitzer des 
IX. und XIX. Bezirkes und wohl auch für andere in ähnlicher Lage befindliche 
Bezirke aus den vorangeführten Zuſtänden der Canäle erwachſen, ſtellen die 
Gefertigten den Antrag: 


Es ſei eine eigene Commiſſion einzuſetzen, welche den Zu— 
ſtand der Straßencanäle einer eingehenden Prüfung zu unterziehen 
und die entſprechenden Reconſtructionen behufs Beſeitigung der 
beſtehenden Überſchwemmungsgefahren zu berathen und zur Ber 
ſchluſsfaſſung vorzubereiten haben werden. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Wir ſchreiten nun zur Erledigung der Tagesordnung. 
Zum Referate bitte ich den Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Lueger. 

15. Referent Vice-Mürgermeiſter Dr. Steger (Z. 6382): 
Als von Seite der competenten Organe das Präſidium des Wiener 
Gemeinderathes verſtändigt wurde, daſs Se. Majeſtät der Kaiſer von 
Ruſsland am 27. d. M. zum Beſuche unſeres Kaiſers in Wien 
eintreffen werde, hat ſich das Präſidium für verpflichtet erachtet, 
zu veranlaſſen, daßss jene Straßen, durch welche der Kaiſer von 
Ruſsland ziehen wird, feſtlich geſchmückt werden. Zu dieſem Zwecke 
hat ſich das Präſidium an den Stadtrath mit der Bitte gewendet 
um Genehmigung eines entſprechenden Credites, und der Stadtrath 
hat in ſeiner Sitzung vom 4. Auguſt beſchloſſen, zu dieſem Zwecke 
einen Credit von 25.000 fl. zu bewilligen, um deſſen nachträgliche 
Genehmigung ich den Gemeinderath hiemit erſuche. 

Bürgermeiſter: Wünſcht jemand von den Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, 
welche mit dem Antrage des Herrn Referenten einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Für die Ausſchmückung der Straßen Wiens anlägſslich 

der Ankunft des ruſſiſchen Kaiſerpaares wird ein Betrag 
von 25.000 fl. bewilligt, welcher mangels Deckung 
auf den Reſervefond zu verweiſen iſt. 


Vürgermeiſter: Jetzt kommt ein Antrag zur Behandlung, 
welcher erſt geſtern von Seite des Magiſtrates an den Stadtrath 
gegeben wurde. Deſſen Behandlung würde nur dann vorgenommen 
werden, wenn dagegen keine Einwendung erhoben wird. Die 
Angelegenheit iſt ſehr dringlich. Es handelt ſich nämlich um die 
Stadtbahn und um eine Erklärung, die am 28. Auguſt abzugeben iſt. 

Gem.-Nath Schlechter: Man weiß nicht, welcher Antrag das iſt. 

Vürgermeiſter: Er betrifft die Umlegung des Wiener⸗Neu⸗ 
ſtädter Canales. Hat jemand eine Einwendung, daſs das Referat 
heute vorgenommen wird? (Zuſtimmung.) Dann bitte ich den 
Herrn Referenten, das Referat zu erſtatten. 
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16. Referent Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger (3. 6941, 
6901): Meine Herren! Der Gegenſtand, um den es ſich hier handelt, 
iſt folgender: 

Wie Ihnen bekannt iſt, wird die Station Hauptzollamt 
umgebaut, und zwar in der Weiſe, dafs der Bahnhof tief gelegt 
wird. Zu dieſem Zwecke mußs aber auch der Wiener⸗Neuſtädter 
Canal, welcher jetzt unterhalb der Stubenthorbrücke in den Wien⸗ 
fluſs einmündet, umgelegt werden. 

Es iſt nun diesbezüglich bereits ein Project von Seite der 
Bauunternehmung ausgearbeitet worden, welches auch bereits am 
18. September v. J. der Berathung unterzogen worden iſt. Das be 
treffende Project gieng dahin, dafs der Canal in der Linken Bahn 
gaffe bis zu jenem Punkte fortgeführt werde, in welchem die Wiener 
Verbindungsbahn und die Wienthallinie zuſammen in einen Körper 
verbunden werden; es iſt dies beiläufig dort, wo jetzt der Viaduct 
der Ungargaſſe ſich befindet. Dort hätte der Canal, und zwar in 
einem Siphon, den Eiſenbahnkörper überſchreiten ſollen und weiter 
in die Wien geführt werden. 


Bei der betreffenden Begehung ſind nun gegen dieſes Project 
mehrfache Einwendungen erhoben worden, und insbeſondere von 
einem Waſſerrechtsbeſitzer, nämlich von Freih. v. Wieſer, welcher 
Eigenthümer des ſogenannten Beatrixbades iſt, welches den Herren 
vielleicht bekannt iſt. Als nämlich die Parcellierung der diesbezüglichen 
Realität bewilligt wurde, hat damals der Gemeinderath auch 
merkwürdigerweiſe ſeine Zuſtimmung gegeben, dass die dort be⸗ 
findlichen Caſematten von Baron Wieſer mitbenützt werden, 
Sowie dafs er auch die Fläche unterhalb des für die Straße ab⸗ 
zutretenden Grundes benützen könne, und dajs der Gemeinde Wien 
ein Kündigungsrecht nur dann zuſteht, wenn ein Straßenobject 
dort eingelegt wird. Freih. v. Wieſer fujst nun auf dieſen 
Vertrag und verlangt die Ablöſung feines Waſſerrechtes, weil durch 
die Art und Weiſe, wie die Führung des Canales beim erſten 
Projecte geplant war, die Caſematten beinahe vollſtändig zerſtört 
werden. Die Commiſſion iſt von der Anſchauung ausgegangen, 
daſs es ſich um ein Straßenobject handelt, und hat der Gemeinde 
Wien den Auftrag gegeben, von dem Kündigungsrechte Gebrauch 


zu machen. Es iſt dies bisher nicht geſchehen, aus Gründen, die 


in einer öffentlichen Sitzung nicht gut vorgebracht werden, die Sie, 
meine Herren, aber ſehr leicht begreifen können. Es iſt nun mittler⸗ 
weile von Seite der Baudirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
ein neues Project ausgearbeitet worden. 

Nach dieſem Projecte ſoll der Wiener-Neuftädter Canal den 
Bahnkörper der Verbindungsbahn, und zwar gerade gegenüber 
dem Beatrixbade durch Siphons überſchreiten, ſoll dann rechts, 
und zwar beiläufig bis dorthin, wo jetzt die Abzweigung ſtattfindet, 
in den Viaduct der Verbindungsbahn weitergeführt werden, ſoll dort 
den Bahnkörper der Wienthallinie abermals mittels Siphons überſetzen 
und ſo wieder weiter geführt werden. Durch dieſes Project wird 
höchſtens eine Caſematte berührt und es iſt daher die Art und 
Weiſe, wie mit dem Freih. v. Wieſer abzukommen iſt, bedeutend 
vereinfacht. Es dreht ſich nun um die Frage, welche Erklärung von 
Seite der Gemeinde Wien am 28. Auguſt abgegeben werden ſoll. 

Von Seite des Magiſtrates wird beantragt, daſs die Vertreter 
der Gemeinde Wien folgende Erklärung abzugeben haben. Sie 
(liest): „werden ermächtigt, dieſem Projecte unter voller Aufrecht⸗ 
haltung der bei der politiſchen Begehung am 18. September 1895 
abgegebenen Erklärung der Gemeinde Wien, inſoweit hiedurch auch 
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die nunmehr projectierten Herſtellungen berührt werden, unter den 
weiteren Bedingungen zuzuſtimmen, daſs das Bahnunternehmen 
für alle Schäden, welche aus Anlass der Herſtellung oder infolge 
des Beſtandes der projectierten Ausführungen ſtädtiſchen Objecten 
zugefügt werden ſollten, der Gemeinde vollen Erſatz zu leiſten hat, 
und dafs das Bahnunternehmen die Gemeinde Wien gegen alle 
wie immer gearteten Anſprüche, welche ſeitens dritter Perſonen aus 
Anlaſs der Herſtellung oder des Beſtandes dieſer Ausführungen an 
die Gemeinde Wien geſtellt werden ſollten, vollkommen klag⸗ und 
ſchadlos zu halten hat. 


Gegen die begehrten Enteignungen wird, inſoweit hiebei die 
die Gemeinde Wien in Betracht kommt, keine Einwendung erhoben. 


Die Commiſſion für Verkehrsanlagen iſt jedoch im Hinblicke 
auf ihre bei der politiſchen Begehung am 18. September 1895 
5 Erklärung zu bedeuten, daſs die Gemeinde Wien mit 
Rückſicht auf das zwiſchen derſelben und den Eigenthümern des 
Hau es Einl.⸗Z. 64, Or.⸗Nr. 5, Linke Bahngaſſe des III. Bezirkes 
beſtehende Rechtsverhältnis nicht in der Lage ſei, eine Kündigung 
und Caſſierung der unter der Cat.- Parc. 2996/1 beſtehenden 
Caſematten im Umfange der Inanſpruchnahme zu Zwecken des 
Bahnbaues zu veranlaſſen und dajs es daher der Commiſſion für 
Verkehrsanlagen in Wien überlaſſen ſein müſſe, ein diesbezügliches 
Übereinkommen mit den Eigenthümern der genannten Realität zu 
treffen, gegen deſſen Anſprüche die Gemeinde Wien daher vollkommen 
klag⸗ und ſchadlos zu halten ſein wird.“ 


Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes Antrages. 


Würgermeiſter: Wünſcht jemand zu dieſem Gegenſtande das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bringe ich den 
Referenten⸗Antrag zur Abſtimmung. Jene Herren, welche für den 
Antrag des Referenten find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 


Beſchluſs: Die Vertreter der Gemeinde Wien bei der am 
28. Auguſt 1896 ſtattfindenden politiſchen Begehung 
und Enteignungsverhandlung des Alternativprojectes 
für die durch den Umbau des Hauptzollamtsb ahn— 
hofes der Wiener Verbindungsbahn und die Ein⸗ 
mündung der Wienthallinie der Wiener Stadtbahn 
bedingte Umlegung des Wiener⸗Neuſtädter Canales an 
Stelle des am 18. September 1895 der politiſchen 
Begehung unterzogenen urſprünglichen Projectes werden 
ermächtigt, dieſem Projecte unter voller Aufrechthaltung 
der bei der politiſchen Begehung am 18. September 
1895 abgegebenen Erklärung der Gemeinde Wien, 
inſoweit hiedurch auch die nunmehr projectierten Her⸗ 
ſtellungen berührt werden, unter den weiteren Be— 
dingungen zuzuſtimmen, dass das Bahnunternehmen 
für alle Schäden, welche aus Anlafs- der Herſtellungen 
oder infolge des Beſtandes der projectierten Aus— 
führungen ſtädtiſchen Objecten zugefügt werden ſollten, 
der Gemeinde vollen Erſatz zu leiſten hat, und dafs 
das Bahnunternehmen die Gemeinde Wien gegen alle 
wie immer gearteten Anſprüche, welche ſeitens dritter 
Perſonen aus Anlass der Herſtellung oder des Be— 
ſtandes dieſer Ausführungen an die Gemeinde Wien 
geſtellt werden ſollten, vollkommen klag- und ſchadlos 
zu halten hat. 
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Gegen die begehrten Enteignungen wird, inſoweit 
hiebei die Gemeinde Wien in Betracht kommt, keine 
Einwendung erhoben. 

Der Commiſſion für Verkehrsanlagen iſt jedoch 
im Hinblicke auf ihre bei der politiſchen Begehung am 
18. September 1895 abgegebene Erklärung zu be— 
deuten, daſs die Gemeinde Wien mit Rückſicht auf das 
zwiſchen derſelben und den Eigenthümern des Hauſes 
E.⸗Z. 64, Or.⸗Nr. 5, Linke Bahngaſſe des III. Be- 
zirkes, beſtehende Rechtsverhältnis nicht in der Lage 
ſei, eine Kündigung und Caſſierung der unter der 
Cat.⸗Parcelle 2996/T beſtehenden Caſematen im Um— 
fange der Inanſpruchnahme zu Zwecken des Bahnbaues 
zu veranlaffen, und dafs es daher der Commiſſion für 
Verkehrsanlagen in Wien überlaſſen ſein müſſe, ein 
diesbezügliches Übereinkommen mit den Eigenthümern 
der genannten Realität zu treffen, gegen deſſen An— 
ſprüche die Gemeinde Wien daher vollkommen klag— 
und ſchadlos zu halten ſein wird. 

Vürgermeiſter: Es kommt nun zum Referate Herr Gem. 
Rath Dr. Mayreder. Es handelt ſich um den Statthalterei— 
Erlaſs vom 23. Juli 1896, Z. 69925, betreffend die informative 
Verhandlung über das von der k. k. Baudirection der Wiener 
Stadtbahn verfaſste Alternativproject für eine Tiefbahn längs 
der Roſsauerlände. Die informative Verhandlung, refpective Be— 
gehung ſoll morgen ſtattfinden. Der Act iſt erſt vor kurzem an 
den Stadtrath gelangt und wurde heute früh darüber referiert. 
Ich frage auch hier die geehrte Verſammlung, ob irgendeine Ein— 
wendung erhoben wird, dafs heute referiert wird. (Rufe: Nein!) 
Da nicht, ſo bitte ich Herrn Gem.-Rath Dr. Mayreder, darüber 
zu referieren. 

17. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Ich habe zur 
Zahl 6939 zu referieren, nämlich zur Frage der Hoch- oder Tief— 
bahn an der Roſsauerlände. Bekanntlich iſt dies eine Frage, welche 
ſchon ſeit längerer Zeit die Offentlichkeit beſchäftigt und welche 
ſchon in öffentlichen Verſammlungen und in den Tagesblättern 
des längeren erörtert und beſprochen worden iſt. Es wird Sie 
daher intereſſieren, wenn ich einen Rückblick über den Gang dieſer 
Angelegenheit Ihnen vorführe. Bekanntlich wurde das erſte Project 
der Donaucanallinie von der Firma Krauß & Comp., reſpective 
deren Director Hallama verfasst und war die Donaucanallinie 
nach dieſem Projecte in der Strecke der Roſsauerlände als Tief- 
bahn gedacht, und zwar war damals die Straßennivellette längs 
der fraglichen Lande um circa 70 em tiefer, als dies bei dem 
heute vorliegenden Alternativprojecte der Fall iſt. Bei der 
Brigittabrücke war fie um 62 cm höher als die vorliegende. Das 
Project Hallama iſt mit Erlaſs vom 27. October 1892, 
3. 2854, genehmigt worden. Damals erfolgte die Tracenreviſion 
und hat damals die Gemeinde Wien gegen die Tiefbahn keine 
Einwendung erhoben, damals ſchon jedoch die Bedingung wieder— 
holt, daßs eine verkehrszweckentſprechende Verbindung zwiſchen der 
Donaucanal- und der Gürtellinie hergeſtellt werde; eine Forderung, 
welcher damals noch nicht entſprochen wurde, der aber nach dem 
vorliegenden und den Projecten der bereits genehmigten Hochbahn⸗ 
trace entſprochen wurde, allerdings iſt zu einer Zeit, nachdem 
bereits die Höhenlage der Gürtellinie an der Nufſsdorferlinie voll- 
kommen fixiert und damit ein gewiſſes Präjudiz für die Donau- 
canallinie geſchaffen war. Durch das Geſetz vom 9. April 1894 
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wurde eine Anderung der Verkehrsanlagen beſchloſſen, und zwar 
hat auf Grund dieſes Geſetzes die Verkehrscommiſſion den Bau 
der ſogenannten Localbahnen, das iſt der Wienthallinie und 
der Donaucanallinie übernommen und gleichzeitig die Be— 
ſtimmung getroffen, dafs dieſe Bahnen nicht als Localbahnen, 
ſondern auch als Hauptbahnen mit den gleichen Bedingniſſen wie 
die übrigen Hauptlinien, namentlich die Gürtellinie, ausgeführt 
werden ſollen. Gleichzeitig wurde beſchloſſen, den Bau der ſoge— 
nannten inneren Ringlinie, das iſt des Stückes von der Eliſabeth— 
brücke bis zur Augartenbrücke, vollſtändig fallen zu laſſen. Damals 
als die Verkehrscommiſſion als Rechtsnachfolgerin der Firma 
Hallama das Project eingelöst hatte, ſtand die Frage der 
Tiefbahn weſentlich ungünſtiger als zur Zeit der Tracenreviſion 
des Projectes Krauß & Comp. Erſtens war das lichte Thal— 
profil um 40 cm vergrößert, von der lichten Höhe von 440 auf 
4:80 gebracht; zweitens war durch die inzwiſchen ſtattgefundene 
Verlegung der Schleuſe vom Einlaufe des Krottenbaches bis zur 
Augartenbrücke die Hebung des Waſſerſpiegels dieſer Canalhaltung 
um 70 cm erfolgt, das iſt von 15744 auf 15814. Es ergibt 
ſich daher eine ſchwierigere Entwäſſerung des Bahnkörpers der 
Tiefbahntrace und eine ſchwierigere Durchführung der Ausmündung 
des Überfalles des Alsbaches. Drittens wurde inzwiſchen feſt— 
geſtellt, daſs die Schiffahrt bis zum Hochwaſſerſtande von 80 em 
den Canal frei paſſieren ſoll, das iſt circa 200 Tage im Jahre, 
das iſt auf Drängen der Schiffahrts-Intereſſenten ſelbſt geſchehen, 
eine Beſtimmung, die von zweifelhaftem Werte iſt, deren Discuſſion 
jedoch zu weit führen würde. Es hat auch dieſer Umſtand eine 
Hebung des Waſſerſpiegels von zeitweilig 80 em zur Folge, was 
neuerdings eine Schwierigkeit für die Entwäſſerung des Bahn— 
körpers, ſowie für die Ausmündung des Überfalles des Alsbach⸗ 
canales mit ſich gebracht hat. 

Auf Grund dieſer ſchwierigen Verhältniſſe hat ſich nun die 
Generaldirection entſchloſſen, der Verkehrscommiſſion ein Hochbahn— 
project vorzulegen, welches auch that ſächlich durch die Entſchließung 
des Regierungscommiſſärs vom 27. Juli 1895 genehmigt wurde, 
und zwar geſchah dies noch vor der politiſchen Begehung, nachdem 
auch damals ſo wie heute die Generaldirection der Gemeinde Wien 
dieſes Project früher intimiert hat, damit ſie dieſelbe in die Lage 
verſetze, Stellung zu nehmen. Am 25. November erfolgten hierauf 
die politiſche Begehung und die Enteignungsverhandlungen. Am 
6. Februar 1896 wurde durch einen eiſenbahnminiſteriellen Erlass 
der Bauconſens ertheilt. Wir ſtehen alſo heute vor dem rechtlichen 
Factum, daſs für das Hochbahnproject der Bauconſens bereits 
ertheilt wurde. Die Gemeinde Wien hat damals gegen dieſes 
Projekt keine Einſprache erhoben und auch die Intereſſenten waren 
nicht in der Lage, mit einem fertigen Gegenproject vor die politiſche 
Begehungscommiſſion zu treten, ſondern haben erſt ſpäter ſich zu 
einer Action gegen das inzwiſchen genehmigte Hochbahnproject 
entſchloſſen, welcher ſich auch der Bezirksausſchuſs des IX. Bezirkes 
angeſchloſſen hat. Dieſe beiden politiſchen Factoren haben für die 
Tiefbahn geltend gemacht, daſs die Roſsauerlände nicht der geeignete 
Platz für Lagerplätze und Magazine ſei, ſondern daſs fie vielmehr 
berufen ſei, eine Quaiſtraße abzugeben, ähnlich wie der Franz 
Joſefsquai iſt, und ähnlich wie die Verlängerung des Franz Joſefs— 
quais bis zur Franzensbrücke abwärts wenigſtens für künftige Zeiten 
geplant iſt. Außerdem machten die Intereſſenten durch ihren Ver— 
treter auch alle ſonſtigen Vortheile geltend, welche ja jede Tief— 
bahn vor der Hochbahn hat, vor allem den freieren Ausblick und 
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den freieren Verkehr zwiſchen dem Hinterlande und dem Fluſſe. Auf 
Grund der zahlreichen Vorſtellungen, welche aus allen Kreiſen der 
Bevölkerung beim Eiſenbahnminiſterium unterbreitet worden ſind, 
hat dasſelbe die Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
als Vollzieherin der Verkehrscommiſſion beauftragt, ein Tiefbahn⸗ 
project auszuarbeiten und dieſes Alternativproject liegt uns heute 
vor und ſoll morgen der Verhandlung nach Art einer politiſchen 
Begehung unterzogen werden. Die politiſche Begehung erfolgt 
noch nicht, und daher iſt die Gemeinde noch nicht in der Zwangs— 
lage, morgen bereits bindende Erklärungen abzugeben, ſondern 
kann ſich Veränderungen, Modificationen der abzugebenden Er— 
klärung immerhin noch vorbehalten bis zur eigentlichen politiſchen 
Begehung. Es iſt aber doch nothwendig, auf das Meritum des 
ganzen Projectes einzugehen, weil durch unſere morgen abzugebende 
Erklärung die Generaldirection in die Lage verſetzt werden ſollte, 
die Wünſche der Gemeinde Wien kennen zu lernen, um dieſelben 
ſohin bei der politiſchen Begehung berückſichtigen zu können. 

An den Magiſtrat gelangte dieſes Operat, welches auf Grund 
eines Miniſterial⸗Erlaſſes vom 26. Juli herausgegeben wurde, 
unter dem 28. Juli, an das Bauamt wurde dasſelbe am 29. Juli 
dirigiert und mufste dann durch 14 Tage für die Offentlichkeit 
aufgelegt werden. Dieſes Project wurde auch thatſächlich auf das 
intenfiofte benützt und es hat fich insbeſondere Herr Ingenieur 
Waldvogel bemüht, dem Projecte alle diejenigen Seiten abzu⸗ 


gewinnen, welche ihm im Intereſſe der an der Roſsauerlände 


wohnenden Bevölkerung gelegen erſchienen. 

Das Bauamt war alſo innerhalb der 14 Tage, während 
welcher Zeit das Project der Offentlichkeit überlaſſen bleiben 
muſste, nicht in der Lage, fein Elaborat früher als Freitag, d. i. 
am 21. Auguſt, dem Magiſtrate zu unterbreiten. Samstag wurde 
es im Magiſtrate erledigt und heute iſt es in den Stadtrath ge— 
kommen. Sie ſehen alſo, dass trotz der genauen Friſt von vier 
Wochen es immerhin für eine ſo große Arbeit, wie die vorliegende, 
eines gewiſſen Fleißes der gemeindeämtlichen Thätigkeit bedurft 
hat, um Ihnen das Project ſchon heute vorlegen und Ihnen die 
bezüglichen Anträge ſtellen zu können. Wenn nun dieſelben auch 
noch nicht definitive ſind, jo iſt damit doch das erreicht, dafs wir 
unſere Forderungen, die wir aufſtellen, und die Stellung, die wir 
gegen dieſes Project einnehmen, auf Ihr Votum ſtützen können. 

Ich werde nun auf das Meritum des Antrages ſelbſt ein— 
gehen, und möchte nur erwähnen, dass in Bezug auf das Aligne— 
ment, auf die Lage der ganzen Bahnanlage vom Stadtrathe ein 
weſeutlicher Einwand nicht erhoben worden iſt, denn die einzige 
Forderung, die Sie im Punkte 1 vorfinden, iſt die, dafs die Achſe 
des Bahnkörpers wenigſtens 31 m von der Baulinie entfernt ſein 
ſoll, und zwar überall dort, wo die Bahn parallel zu den Häuſern 
läuft. Dieſe Forderung iſt eigentlich keine neue, ſondern ſie reſultiert 
aus den Daten, welche ſich aus den von der Generaldirection bei— 
gelegten Situationsplänen ergeben. Es find kleine Differenzen 
zwiſchen dem Situationsplane und dem Querprofile geltend ge— 
macht worden, und es muſste die Forderung aufgeſtellt werden, 
um in dieſer Hinſicht die Wünſche der Gemeinde Wien zu präci⸗ 
ſieren, was umſo nothwendiger iſt, als dieſe Breite von 31 m 
uns als das geringſte Maß erſchien, welches erforderlich iſt, um 
das Straßenprofile längs der Tiefbahn in einer nach allen Rich— 
tungen hin befriedigenden Weiſe löſen zu können. Unter Punkt 2 
iſt die Forderung aufgeſtellt, daſs die ganze Bahn als Gallerie— 
bahn herzuſtellen iſt, ähnlich wie dies geplant iſt in der Strecke 
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längs des Franz Joſefquais. Es iſt dies eine Forderung, welche 
ſchon ſeinerzeit anlässlich der Tracenreviſion des Projectes 
Hallama von der Gemeinde Wien aufgeſtellt worden iſt und 
damals genehmigt wurde. Die Gemeinde iſt daher nach unſerem 
Dafürhalten heute nicht in der Lage, von dieſer Forderung abzu— 
gehen. Ferner wird verlangt, dafs dieſe Eindeckung in der Stärke 
durchaus wenigſtens auf Menſchengedränge berechnet werde, und 
wo Brücken find, an der Stelle der Brigitta- und der Augarten- 
brücke und in der verlängerten Seegaſſe, wo immer die Möglich— 
keit einer künftigen Brückenherſtellung beſteht, dieſe Eiſenconſtruc— 
tionen derart ſtark hergeſtellt werden, daſs 39tönnige Wägen über 
dieſe Eindeckung verkehren können. Es iſt dies jenes Gewicht der 
Wägen, welches uns auch als Grundlage der Berechnung bei den 
neuen Donaucanalbrücken dient. 

Was die Überfegung des Alsbaches anbelangt, jo hat ſich der 
Magiſtrat und auch der Stadtrath den Vorſchlägen der Gener al— 
direction, welche in dem unterbreiteten Tiefbahnprojecte enthalten 
ſind, angeſchloſſen und glauben in dieſer Hinſicht mit den Pro— 
filen das Auslangen finden zu können. Es war nur gefordert, 
daſs das Detailproject hiefür im Einvernehmen mit der Gemeinde 
Wien verfaſst werde. 

Einer der wichtigſten Punkte in der ganzen Frage iſt die 
Höhenlage der Niveaux längs der Roſsauerlände wenigſtens in 
Bezug auf die Intereſſen der Gemeinde und der Offentlichkeit. Es 
wird hier im Antrage genau formuliert, wie ſich der Magiſtrat 
und der Stadtrath die Niveauregulierung längs der Roſsauer⸗ 
lände denkt. Es wird in dem Projecte der Generaldirection, näm— 
lich gegenüber den derzeitig genehmigten Niveaux, welche bekannt— 
lich auch weſentlich höher ſind als die derzeit beſtehenden, noch 
eine weitere Erhöhung von 140 bis 1˙50 beantragt. Durch eine 
Detailausarbeitung des Querprofiles iſt es aber gelungen, von 
dieſer Höhe noch ungefähr die Hälfte bis zu 60 em zu erſparen, 
jo dajs die höchſten Niveauerhöhungen nur circa 70 cm aus- 
machen. 

Außerdem iſt die Möglichkeit geboten, in der Strecke von 
der Berggaſſe bis zur Pramergaſſe dieſe Niveauregulierung vor- 
läufig überhaupt nicht durchzuführen, und zwar bis auf unabſeh— 
bare Zeiten nicht durchzuführen, nachdem es ganz gut angeht, 
daſs man die Allee, welche ſich längs der Tiefbahn hinzieht, 
circa 70 em höher legt wie der Straßengrund, fo daßs dieſe 
beiden Straßenkörper durch kleine nur circa 70 cm hohe Stütz 
mauern getrennt werden. Es wird hiedurch der Vortheil erreicht, 
daſs alle Einmündungen in die Seitenſtraßen vollkommen intact 
bleiben, und die Hauseigenthümer in dieſer Strecke gar nicht be— 
läſtigt werden. Der Magiſtrat hat ſich nicht entſchließen können, 
dieſes Entgegenkommen dem Bahnunternehmer ſowohl, als den 
Hauseigenthümern zu beweiſen. 

Der Stadtrath hat ſich aber doch entſchloſſen, um das Tief— 
bahnproject zu fördern, Ihnen zu beantragen, daſs in dieſer 
Strecke das derzeit projectierte Niveau feſtgehalten werde. Hingegen 
ſoll von der Pramergaſſe bis zur Seegaſſe, wo immerhin ein 
künftiger Brückenübergang gedacht iſt, das Niveau auf die künftige 
Höhe anſteigend gebracht werden. Von der Seegaſſe bis zur 
Alſerbachſtraße ſoll jene Erhöhung, wie ſie vom Stadtbauamte im 
Einvernehmen mit den ſtadträthlichen Functionären geplant wurde, 
durchgeführt werden. Es iſt dies umſo leichter möglich, als gerade 
in der früher erwähnten Strecke bis zur Seegaſſe weſentlich mehr 
neue Häuſer gebaut ſind, als in der weiter oben gelegenen Strecke, 
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und insbeſondere, nachdem es bekannt iſt, dass die Hauseigen⸗ 
thümer der oberen Strecke für Conceſſionen geneigter find als die— 
jenigen der unteren Strecke. Vorläufig ſoll jedoch die Strecke nicht 
nur bis zur Seegaſſe, ſondern bis zur Glaſergaſſe in dem heutigen 
Niveau verbleiben, und erſt von dort aus zur Brigittabrücke eine 
Rampenentwicklung ſtattfinden. Die Brigittabrücke ſelbſt ſoll um 
circa / m gehoben werden, welche Hebung ſelbſtverſtändlich auf 
Koſten des Bahnunter nehmens erfolgt; desgleichen entfallen ſelbſt⸗ 
verſtändlich alle übrigen Koſten mit Ausnahme der erwähnten 
Niveauregulierung zwiſchen der See- und Pramergaſſe auf das 
Bahnunternehmen, welches auch alle Rechtsconſequenzen, die ſich 
daraus ergeben ſollten, zu tragen hat. In der Strecke bis zur 
Pramergaſſe jedoch empfiehlt Ihnen der Stadtrath die eventuellen 
Rechtsfolgen, die ſich aus der Niveauregulierung ergeben ſollten, 
zu übernehmen, und glaubt dies umſo leichter thun zu können, 
als an eine thatſächliche Erhöhung des Straßenniveaus dort für 
Generationen noch nicht gedacht werden ſoll und es bis zu dieſer 
Zeit vielleicht möglich ſein wird, ſogar die heute noch neueren 
Häuſer wiederum zu regulieren oder umzubauen. Was die Zu— 
muthung der Generaldirection anbelangt, daſs die Gemeinde Wien 
eventuell über jenes Ausmaß von Koſten, mit denen die Gemeinde 
ohnedies ſchon auf Grund des Geſetzes über die Verkehrsanlagen 
gebunden iſt, noch weitere Mehrkoſten trage, fo kann ſelbſtver— 
ſtändlich die Gemeinde Wien auf dieſelbe nicht eingehen, nachdem 
alle Forderungen, welche wir hier im Intereſſe der Tiefbahn 
ſtellen, nicht im Privatintereſſe der Gemeinde, noch auch im Privat— 
intereſſe der Anrainer, ſondern lediglich in öffentlichem Intereſſe 
geſtellt werden. Aus dieſem Grunde empfehle ich Ihnen mithin die 
Annahme des geſammten Stadtraths-Antrages, wie er Ihnen vor— 
liegt, zur Beſchluſsfaſſung. Der Antrag lautet, wie folgt (liest): 

„Die Vertreter der Gemeinde Wien bei der am 26. Auguſt 
1896 ſtattfindenden commiſſionellen Verhandlung in Betreff des 
Stadtbahnprojectes für eine Tiefbahn längs der Roſsauerlände 
wären zur Abgabe folgender Erklärung zu ermächtigen: 

Die Gemeinde Wien erklärt das vorgelegte Tiefbahnproject 
als im Intereſſe einer beſſeren Entwicklung des hinter der ſoge— 
nannten Roſsauerlände befindlichen Stadttheiles gelegen, welche 
günſtigere Entwicklung als eine Frage von ausgeſprochen öffent— 
lichem Intereſſe anzuſehen iſt. 

Die Gemeinde ſpricht ſich daher mit Rückſicht auf die 
wünſchenswerte künftige Ausgeftaltung der Roſsauerlände zu einer 
Quaiſtraße mit Allee, ähnlich dem Franz Joſefsquai — eine Aus— 
geſtaltung, welche durch die Ausführung einer Hochbahn für immer 
vereitelt würde — ſowie im Hinblicke darauf, dass auch bei An— 
lage einer Tiefbahn die Benützung der Landungsufer im Falle 
einer Regulierung des Donaucanales daſelbſt geſichert bleibt, ohne 
dafs andererſeits die Roſsauerlände für die Entwicklung eines 
Umſchlagsverkehres unter Benützung von Viaductsöffnungen der 
Hochbahn geeignet wäre, im Principe für die Herſtellung einer 
Tiefbahn an der Roſsauerlände unter Feſthaltung einer vom 
Standpunkte des Verkehres möglichſt günſtigen Verbindung der 
Donaucanallinie mit der Gürtellinie aus. 

Dem vorliegenden Detailprojecte für eine ſolche Tiefbahn 
ſammt Verbindungscurve, letztere nach der roth eingezeichneten 
Variante, ertheilt die Gemeinde unter den nachfolgenden Be— 
dingungen und Bemerkungen ihre Zuſtimmung, wobei dieſe Er— 
klärung jedoch mit Rückſicht auf den rein informativen Charakter 
der commiſſionellen Verhandlung weder als rechtsverbindlich, noch 
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auch als endgiltig anzuſehen iſt, fo daſs es daher der Gemeinde 
unbenommen bleiben ſoll, bei einer etwaigen Tracenreviſion, 
politiſchen Begehung und Enteignungsverhandlung hinſichtlich dieſes 
Projectes andere und weitergehendere Forderungen aufzuſtellen: 

1. Der Abſtand der Bahnachſe von den genehmigten Bau— 
linien hat in jenen Strecken, in welchen beide parallel laufen, 
mindeſt 31 m zu betragen. 

2. Die Bahnnivellette iſt zwischen Kilometer 2'960 und Kilo— 
meter 3025 nicht mit einem Gefälle von 16 pro Mille, ſondern 
mit einem Gefälle von 2˙5 pro Mille auszuführen.“ 

Es iſt das eine kleine Strecke, welche unmittelbar hinter der 
Überſetzung der Alſerbachſtraße liegt, welche mit 16 pro Mille 
geplant worden iſt, um möglichſt raſch den Bahnhof Brigitta— 
brücke zu erreichen. Es hat aber den Nachtheil, dafs die Fort— 
ſetzung der Spittelauerlände einen doppelten Gefällbereich erleidet 
und daßs fie einen gewiſſen Culminationspunkt unmittelbar hinter 
der Alſerbachſtraße erfährt, was durch die Vorſchläge der Gemeinde 
hier vermieden wird. Es hat dies lediglich zur Folge, dafs der 
Rangierbahnhof Brigittabrücke, welcher auf circa 400 m geplant 
war, um 53 m gekürzt wird, weil die Rampe, welche nothwendig 
iſt, um jenes Niveau zu erreichen, welches für eine Verbindungs— 
curve zur Gürtellinie erforderlich iſt, ſchon um 53 m früher 
beginnt. (Liest:) 

„3. Längs der ganzen Nojsanerlände iſt die Bahn als Gallerie— 
bahn herzuſtellen. Die Deckenconſtruction iſt in den Strecken vor 
der Brigittabrücke, vor der Augartenbrücke und vor der verlängerten 
Seegaſſe auf eine Belaſtung durch einen 39 Tonnen ſchweren Laſt— 
wagen, in den übrigen Strecken auf Menſchengedränge und auf 
eine Erdüberſchüttung von 50 cm einzurichten. 

4. Die Ausarbeitung der Detailpläne für die Überſetzung des 
Alsbaches und für die Umgeſtaltung des Nothauslaſſes daſelbſt 
hat im Einvernehmen mit der Gemeinde Wien zu geſchehen. 


5. Für das künftige Niveau der Trottoirs an der Bauflucht 


der Nofsanerlände nimmt die Gemeinde die Beſtimmung folgender 
Seehöhen in Ausſicht:“ 

Ich glaube, es iſt belanglos, daſs ich alle dieſe Coten ver— 
leſe. (Zuſtimmung.) Es iſt dies in dem früheren Sinne, wie ich 
entwickelt habe, eine Mittellage dieſer Trottoiranlage, wie ſie heute 
projectiert wird und wie die Generaldirection ſie projectiert hat, 
und welche thatſächlich heute nur von der Seegaſſe aus bis zur 
Alsbachſtraße durchgeführt werden ſoll, in der anderen Strecke 
aber heute noch nicht durchgeführt zu werden braucht. 

Es heißt dann weiter (liest): 

„Nachdem jedoch die Herſtellung dieſer künftigen Niveaux in 
der zwiſchen Berg- und Pramergaſſe gelegenen Strecke einer ſehr 
ſpäten Zeit vorbehalten bleiben kann, ſo iſt die Gemeinde Wien 
unter der ausdrücklichen Verwahrung hiedurch ein Präjudiz ſchaffen 
zu wollen, bereit, die rechtlichen Conſequenzen für die Straßen— 
regulierung in der genannten Theilſtrecke zu übernehmen. 

6. In den Seitengaſſen, welche in die Roſsauerlände ein— 
münden, wird ſodann zwiſchen dem dermalen genehmigten Niveau 
und dem abgeänderten zukünftigen Niveau der Roſsauerlände ein 
Ausgleich in der Weiſe hergeſtellt werden, dafs ſich die Regulierung 
in der Grünethorgaſſe und in der Moſergaſſe auf die Länge je 
zweier Häuſer, in der Pramergaſſe, Glaſergaſſe, Cluſiusgaſſe, 
Stroheckgaſſe und Alſerbachſtraße bis zur Einmündung dieſer Gaſſen 
in die Rögergaſſe erſtreckt.“ 
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Es iſt dies theilweiſe etwas weniger weit und theilweiſe etwas 
weiter als die Forderung der Generaldirection. (Liest:) 

„Wie oben für die Roſsauerlände iſt die Gemeinde auch 
bereit, die rechtlichen Conſequenzen der geplanten Niveauregu— 
lierungen in der Berggaſſe, Grüne Thorgaſſe, Moſergaſſe und 
Pramergaſſe zu übernehmen.“ 

Es ſind dies wieder die Gaſſen, welche an die früheren Straßen 
anſchließen. (Liest:) 

„Die Koſten aller ſonſtigen Regulierungen an Straßen, ſowie 
die Rechtsfolgen hiefür hat die Bahnunternehmung zu tragen. 

7. In der zwiſchen der Berggaſſe und der Glaſergaſſe gelegenen 
Strecke der Roſsauerlände iſt die letztere in einer Breite von 15˙2 m 
in ihrer gegenwärtigen Höhenlage derzeit zu belaſſen. 

In der Strecke zwiſchen der Glaſergaſſe und der Alſerbach— 
ſtraße iſt dagegen das durch den Bahnbau bedingte geänderte 
Niveau von der Bahnunternehmung ſofort herzuſtellen. 

Derjenige Theil der Lände, welcher zwiſchen dem im jetzigen 
Niveau belaſſenen 15˙2 m breiten Theile der Lände und dem 
Bahnkörper gelegen iſt, wird von der Gemeinde zur Anlage einer 
Allee verwendet werden. 

8. Die Verbindung des hochliegenden Theiles der Lände— 
ſtraße (Allee) mit dem tiefliegenden Theile desſelben und anderer— 
ſeits mit dem Treppelwege und dem Landungeufer iſt von der 
Bahnunternehmung mittels Stiegen und Rampen herzuſtellen, 
deren Vertheilung im Einvernehmen mit der Gemeinde zu er— 
folgen hat. 

9. Desgleichen iſt die Hebung der Brigittabrücke auf Koſten des 
Bahnunternehmens im Einvernehmen mit der Gemeinde vorzunehmen. 

10. Die von der Gemeinde bei der politiſchen Begehung über 
das Hochbahnproject am 25. November 1895 sub Punkt 15 bis 20 
ihrer Erklärung geſtellten Bedingungen haben auch auf das vor— 
liegende Project ſinngemäße Anwendung zu finden.“ 

Es ſind dies einfach Forderungen polizeitechniſcher Natur, 
welche ſich um die Stadtgartenanlagen, Bahnlinien und polizei— 
lichen Maßregeln zur Aufrechterhaltung des öffentlichen Verkehres ꝛc. 
drehen. (Liest:) 

„11. Die Gemeinde Wien kann im Hinblicke darauf, dafs fie 
ohnehin den vertragsmäßigen Percentualtheil an den Koſten der 
Donaucanallinie zu tragen hat, auf eine beſondere Beitragsleiſtung 
über dieſes Maß hinaus zu den allfälligen Mehrkoſten der Tief— 
bahn nicht eingehen. 

Schließlich wird an die Commiſſion für Verkehrsanlagen das 
Erſuchen geſtellt, auch die Donaucanalſtrecke zwiſchen der Brigitta— 
brücke und der Augartenbrücke einer Regulierung unter Anlage von 
Quaimauern zu unterziehen und der Gemeinde ehebaldigſt die 
Gelegenheit zu geben, von der definitiven Lage der Stauwerke und 
Schleuſen im Donaucanale Kenntnis zu nehmen und dieſem Projecte 
gegenüber ihre Intereſſen geltend zu machen.“ 

Es iſt dies letzte eine Forderung, welche überhaupt dazu dienen 
ſoll, die Gemeinde in dieſer Hinſicht nicht in eine ähnliche Nothlage 
zu ſetzen, wie ſie in der letzten Zeit ſchon öfters durch relativ ſpäte 
Bekanntgabe der geplanten Projecte geſchaffen wurde. 

Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes ſtadträthlichen Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger (den Vorſitz übernehmend): 
Ich eröffne die Generaldebatte und ertheile dem Herrn Collegen 
Tagleicht das Wort, oder wünſcht der Herr College zu einem 
einzelnen Punkte zu ſprechen, fo würde ich bitten, daſs wir eine 
Generaldebatte vermeiden. 
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Gem.-Nath Tagleicht: Ich will gerne auf eine General— 
debatte verzichten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich werde vielleicht fo 
vorgehen, dass ich die Herren erſuche, ſich zu den einzelnen Punkten 
zu melden. (Gem.-Rath v. Poſchacher meldet ſich zum Worte.) 

In der Generaldebatte hat Herr Gem.-Rath v. Poſchacher 
das Wort. 

Gem.-Nath Edler v. Voſchacher: Ich möchte nur eine 
allgemeine Bemerkung machen und neuerlich dem Bedauern Ausdruck 
geben, dass es uns in einer jo wichtigen Frage erſt im letzten 
Augenblicke möglich iſt, uns zu informieren. Ich gebe zu, daſs die 
Sache ſehr ſchnell erledigt werden musste. Es wäre aber vielleicht 
doch möglich, die Gemeinderäthe mittels Zetteln zu verſtändigen, dafs 
eine ſolche Frage behandelt wird. Sie könnten ſich dann um eine 
halbe oder drei Viertelſtunden früher hier einfinden, um die Frage 
wenigſtens zu ſtudieren. Die Anträge können ja ſehr gut ſein, ſie 
können aberauch zu weitgehend ſein. Hier kann man ſich abſolut 
nicht dafür entſcheiden, ob die Anträge richtig ſind oder nicht. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bedauere mit dem 


Herrn Collegen ebenfalls, dajs dieſe Angelegenheit fo urplötzlich 
an uns herangekommen iſt. 

Es hat bereits der Herr Bürgermeiſter mitgetheilt, daſs das 
Referat des Magiſtrates, wenn ich nicht irre, am letzten Samstag 
an den Stadtrath gelangt iſt. Der Herr College, welcher hierüber 
referiert hat, hat nur 24 oder kaum 48 Stunden Zeit gehabt, ſich 
über das Referat vollſtändig zu informieren. Heute vormittags 
wurde im Stadtrathe referiert und heute nachmittags muſste hier 
referiert werden. Der Herr Bürgermeiſter hat es aber den Herren 
freigeſtellt, wenn fie irgendwelche Bedenken tragen, dieſelben geltend 
zu machen, und es wäre jo vorgegangen worden, daſs morgen bei 
der Commiſſion die Erklärung unter Vorbehalt der Genehmigung 
ſeitens des Gemeinderathes abgegeben worden wäre. 

Solche Erklärungen ſind allerdings unangenehm. Deshalb 
habe ich geglaubt verpflichtet zu ſein, den geehrten Gemeinderath 
in die Lage zu ſetzen, hierüber berathen und beſchließen zu 
können. 

Wünſcht noch jemand in der Generaldebatte das Wort? 
(Gem.⸗Rath Zifferer meldet ſich.) 

Herr Gem.⸗Rath Zifferer hat das Wort. 

Gem.-Nath Zifferer: Ich bemerke, dass ich die Anträge 
welche geſtellt worden ſind, begrüße. Auf einen Punkt ſcheint mir 
jedoch im Intereſſe der Commune zu wenig Nachdruck gelegt zu 
ſein. Es iſt nicht genügend hervorgehoben, dafs eine Hochbahn 
die Stadt Wien in Zukunft dadurch ſehr ſchädigen wird, dass fie 
es unmöglich macht, dafs jemals in der Strecke der Augartenbrücke 
bis zur Seegaſſe eine Überbrückung ſtattfindet. Dies iſt eine Sache, 
die ſich erſt ſpäter ſehr fühlbar machen wird. Es iſt anzunehmen, dass 
infolge des Verkehres in der Berggaſſe und Pramergaſſe ſich die 
Nothwendigkeit ergeben wird, eine Verbindung mit der Brigittenau 
herzuſtellen. Ich hätte gewünſcht, dass in der Erklärung der Ge: 
meinde Wien auf dieſen Punkt Rückſicht genommen worden wäre. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Steger: Herr College ſtellen 
keinen Antrag? 

Gem.-Nath Zifferer: Ja, ich wünſche, dafs wir uns auch 
deshalb gegen die Hochbahn ausſprechen, weil außer den hier er— 
wähnten Nachtheilen die Hochbahn auch eine Verbindung mit der 
Leopoldſtadt durch eine Überbrückung für die Zukunft gänzlich 
ausſchließt. 
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Vice-Würgermeiſter Dr. Sueger: Das müſste in den 
dritten Abſatz hineinkommen. 

Es heißt da (liest): 

„Die Gemeinde ſpricht ſich daher mit Rückſicht auf die 
wünſchenswerte künftige Ausgeſtaltung der Roſsauerlände zu einer 
Quaiſtraße mit Allee, ähnlich dem Franz Joſefsquai — eine Aus— 
geſtaltung, welche durch die Ausführung einer Hochbahn für immer 
vereitelt würde — ſowie im Hinblicke darauf, dafs auch bei An— 
lage einer Tiefbahn die Benützung der Landesufer im Falle einer 
Regulierung des Douaucanales daſelbſt geſichert bleibt, ohne dass 
andererſeits die Roſsauerläude für die Entwicklung eines Um: 
ſchlagsverkehres unter Benützung von Viaductsöffnungen der Hoch— 
bahn geeignet wäre“ — hier würde einzuſchalten ſein: — „ſowie 
im Hinblicke darauf, dass durch eine Tiefbahn auch die Herſtellung 
einer weiteren Verkehrslinie mit der Brigittenau leichter ermöglicht 
wird“ (liest:) „im Principe für die Herſtellung einer Tiefbahn 
an der Roſsauerlände unter Feſthaltung einer vom Standpunkte 
des Verkehres möglichſt günſtigen Verbindung der Donaucanallinie 
mit der Gürtellinie aus.“ 

Sind Sie damit einverſtanden? (Gem.-Rath Zifferer: Ja!) 

Wünſcht noch jemand in der Generaldebatte das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erkläre ich die General— 
debatte für geſchloſſen. 

Ich werde nun in der Specialdebatte in der Weiſe vorgehen, 
dass ich zuerſt über die erſten drei Abſätze debattieren laſſe. Es 
ſind dies jene Abſätze, zu deren letztem Herr College Zifferer 
den von mir formulierten Antrag geſtellt hat. 

Wünſcht einer der Herren zu dieſen drei Abſätzen das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich den Herrn Re— 
ferenten, ſich über den Antrag des Collegen Zifferer zu äußern. 

Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Ziffer er geht dahin, 
daſs vor den Worten: „im Principe für die Herſtellung einer Tief— 
bahn“ eingefügt wird: ... 

Gem.-Nath Zifferer: Dass durch eine Hochbahn eine Ver: 
bindung der Roſsau mit der Brigittenau vereitelt wird. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich hätte gemeint, dafs 
man es fo formuliert, daßs durch die Tiefbahn eine weitere Ver: 
bindungslinie zwiſchen der Rossau und der Brigittenau ermöglicht 
werde. 

Gem.-Nath Zifferer: Hier handelt es ſich nicht um eine 
Erleichterung, ſondern um die Conſtatierung, dass durch die Hoch— 
bahn eine Verbindung der Roſsau mit der Brigittenau unmöglich 
gemacht wird. Es müßste alſo heißen: „im Hinblicke darauf, dafs 
durch die Hochbahn eine zukünftige Verbindung der Roſsau mit 
der Brigitteuau unmöglich gemacht wird.“ 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Gem.-Rath Dr. 
Nechansky! 

Gem.-Nath Dr. Nechansky: Ich will nur bemerken, dafs 
das nicht dasſelbe iſt. Man müßste ſagen, dafs nur dann eine 
Verbindung mit der Rossau möglich iſt, wenn eine Tiefbahn 
hergeſtellt wird. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Cueger: Ich werde den Antrag 
in der Faſſung des Herrn Gem.-Rathes Zifferer zur Ab— 
ſtimmung bringen. Der Herr Referent hat das Wort. 

Referent: Ich möchte dagegen nur erwähnen, dafs in 
unſerem weiteren Antrage von einer eventuellen Überbrückung des 
Donaucanales ebenfalls die Rede iſt, und zwar ebenfalls im Zuge 
der Seegaſſe, genau an derſelben Stelle, wo eine Verbindung 
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durch eine Brücke auch nach dem Hochbahuprojecte möglich ge— 
weſen wäre. Daſs wir aber außer der Brücke bei der Seegaſſe 
noch eine weitere Überbrückung zwiſchen der Seegaſſe und der 
Augartenbrücke machen, ſcheint mir bei der Schwierigkeit unſerer 
finanziellen Lage unwahrſcheinlich, insbeſondere auch deshalb, weil 
wir weitere fünf Brücken im Donaucanale haben, welche eines 
Umbaues, reſpective einer Neuherſtellung bedürftig ſind. 

Meritoriſch habe ich gegen die Verſchärfung dieſer ganzen 
Frage nichts. Wir müjsten aber auch diejenige Stelle dann auf— 
nehmen, wo wir eventuell eine Brücke über den Donaucanal wollen, 
weil wir von der Bahnverwaltung verlangen, das die Eindeckungs— 
conſtruction an dieſer Stelle fo ſtark gemacht werde, dass 39tonnige 
Wägen darüber fahren können. So fordern wir in der Seegaſſe 
dieſe ſtarke Conſtruction. Ich glaube jedoch, dafs wir mehr als genug 
gethan haben, wenn wir uns gegen das Hochbahnproject aus den 
in den Anfangsſätzen der vorliegenden Erklärung enthaltenen 
Gründen gewendet haben. 


Ich bedauere mit dem Herru Antragſteller ebenfalls, daſs 
gegen das Hochbahnproject ſeinerzeit nicht energiſcher Stellung 
genommen worden iſt. (Zuſtimmung. — Ruf: Das war in der 
Zeit der proviſoriſchen Verwaltung!) Es war dies aber unter dem 
von vielen Seiten als ſo ſegensreich gerühmten Regime des Herrn 
Regierungscommiſſärs Dr. v. Friebeis, und es war damals 
eventuell für diejenigen Herren, welche bisher in ſolchen Dingen 
referiert hatten, Gelegenheit, Stellung zu nehmen und die Be— 
völkerung über das aufzuklären, was in dieſer Angelegenheit 
bevorſteht. 

Ich glaube, dafs die vorliegenden Anträge hinreichen, um 
das Intereſſe der Gemeinde zu wahren, und möchte daher die 
Ablehnung des Zuſatz⸗Antrages beantragen. 


Bire-Bürgermeifler Dr. Tueger: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Es iſt gegen die Faſſung der drei Abſätze, wie ſie von 
Seite des Stadtrathes vorgeſchlagen wird, keine Einwendung 
erhoben; es iſt nur ein Zuſatz-Autrag geſtellt worden. Diejenigen 
Herren, welche für die drei Abſätze ſind, wie ſie von Seite des 
Stadtrathes vorgeſchlagen worden ſind, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Diejenigen Herren, welche für den Zuſatz-Antrag Zifferer 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich zähle 
33 Stimmen dafür; ich bitte übrigens um die Gegenprobe. (Nach 
einer Pauſe:) Der Zufag-Antrag iſt angenommen. 

Nun erlaube ich mir, den vierten Abſatz zur Debatte zu 
bringen, und zwar den Punkt 1. 


Wünſcht einer der Herren zu dieſem Punkte das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bringe ich den Punkt 1 
zur Abſtimmung und bitte jene Herren, welche für den Punkt 1 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 2? (Niemand meldet 
ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 32? (Niemand meldet 


ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverftanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 4? (Niemand meldet 
ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
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Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 5? (Niemand meldet 
ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Mit dem Punkte 5 iſt auch Schon über a, b, e und d ab— 
geſtimmt. 

Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 6? (Niemand meldet 
ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 7? (Niemand meldet 
ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wünſcht jemand das Wort zu Punkt 8? (Niemand meldet 
ſich.) Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Zu Punkt 9 wünſcht Herr Gem.-Rath Tagleicht das Wort. 


Cem.-Nath Tagleichl: Die Referenten-Anträge, welche ſich 
auf die Tiefbahn an der Roſsauerlände beziehen, find vom Ge: 
meinderathe gewiſs zu befürworten, und es freut mich, dass bis 
nun alle dieſe wichtigen Vorſchläge angenommen worden ſind. 
Allein bei Punkt 9 kommt eine Beſtimmung vor, welche ſchwerlich 
durchgeführt werden kann. Ich bin nämlich in Beireff der Aus— 
führungen des Referenten, dass die Brigittabrücke, welche be— 
kanntlich von der Alſerbachſtraße in die Wallenſteinſtraße führt, 
um einen halben Meter gehoben werden ſoll, der Meinung, dajs 
ſich dieſe Brückenhebung nur auf Koſten des Verkehres, welcher 
dort herrſcht, durchführen ließe. Es wäre daher wünſchenswert, 
daſs der Herr Referent darüber Auskunft gibt, ob es vor allem 
nicht möglich wäre, die Stadtbahn an jener Stelle etwas zu ver— 
tiefen, damit die Hebung der Brücke um einen halben Meter nicht 
nöthig wird. Es wäre das aus folgenden Gründen ſehr zweck— 
mäßig. Bekanntlich ſteigt das Niveau ſowohl von der Wallenſtein— 
ſtraße als auch von der Alſerbachſtraße außerordentlich hinauf 


bis zur Brigittabrücke, die recht hoch liegt. Wenn die Brücke nun 


noch um einen halben Meter gehoben wird, ſo wird dies bei dem 
außerordentlich ſtarken Verkehre, der dort herrſcht, eine Erſchwernis 
bilden, und es würden infolge der dadurch nothwendigen Hebung 
der Straßenniveaux auch für die Anrainer und die Beſitzer der 
Häuſer beiderſeits der Straßen und in beiden Bezirken ſich Aus— 
lagen einſtellen. Andererſeits würden durch dieſe Straßen veränderung 
auch für die Gemeinde Wien Auslagen erwachſen, und zwar 
erſtens für die Hebung der Straßen, entſprechend ihrer Länge, und 
zweitens für die Umpflaſterungen; daher glaube ich, dafs es. 
angezeigt wäre, in dieſen Punkt 9 des Antrages die Beſtimmung 
hineinzunehmen, dass die Unternehmung nicht allein die Koſten 
für die eventuelle Hebung der Brücke zu tragen, ſondern dass fie 
auch die Hebung und Umpflaſterung der Straßen aus eigenem 
zu bezahlen hätte. Ich ſtelle an den Herrn Referenten die Anfrage, 
ob es nicht vorerſt möglich wäre, die Hebung der Brigittabrücke 
fallen zu laſſen; andererſeits ſtelle ich den Antrag, dajs für den 
Fall der Annahme des Antrages des Herrn Referenten, wie er 
vorliegt, die Beſtimmung aufgenommen werde, wie ich ſie vorhin 
angegeben habe, dass nämlich die Unternehmung nebſt den Koſten 
für die Hebung der Brücke, auch für die Koſten der Straßen— 
hebung in der Alſerbachſtraße und in der Wallenſteinſtraße, ſowie 
auch für die Umpflaſterung aufzukommen habe. 

Pice-Bürgermeifer Dr. Cueger: Der Herr Referent hat 
das Wort. 
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Referent: Der Herr College Tagleicht fragt an, ob eine 
Vertiefung der Stadtbahn im Intereſſe des über die Brigittabrücke 
gehenden Verkehres bei derſelben möglich iſt. Ich kann in Kürze 
mittheilen, daßs das einer der ſpringenden Punkte des ganzen 
Projectes iſt, wie hoch man in dieſer Strecke bleiben ſolle wegen 
der dort nothwendigen Überſetzung des Alsbaches. Nachdem 
nun die Verhältniſſe in Bezug auf den Alsbach auf das ſchärfſte 
zugeſpitzt ſind, iſt die Gemeinde Wien nicht in der Lage, auch nur 
um das allergeringſte Maß eine Tieferlegung der Trace von der 
Bahnunternehmung auf dieſer Strecke zu verlangen, weil die Ge— 
meinde Wien die Zumuthung der Bahnunternehmung, die eventuellen 
techniſchen Conſequenzen eines Anſtauens von Waſſer zu übernehmen, 
ohnedies ſchon abzulehnen gezwungen iſt. Wenn aber die Gemeinde 
Wien die Bahnunternehmung noch veranlaſſen wollte, die Trace noch 
tiefer zu legen, als es ohnedies geſchehen iſt — und es iſt dies 
ſchon um 0•62 m tiefer als das Project Hallama, gegen welches 
der Gemeinderath keine Einwendung zu erheben hatte — ſo würde 
die Bahnverwaltung gewiſs nicht darauf eingehen. Es beweist 
ohnedies bereits ein Entgegenkommen der Bahnverwaltung, welches 
gewiss anerkennenswert iſt, das fie eine fo tiefe Tracenlage der 
Bahn vorgeſchlagen hat. 

Es iſt daher eine Tieferlegung der Stadtbahn nicht zuläſſig. 
Eine Möglichkeit wäre allenfalls gegeben geweſen, die Brigittabrücke 
in der heutigen Höhenlage zu belaſſen, wenn man ſich nämlich 
entſchloſſen hätte, von dem Punkte der Stadtbahn mit einem Gegen— 
gefälle zur Brigittabrücke herabzufallen. Nachdem aber, wie der 
Herr College ſelbſt betont hat, die Alſerbachſtraße ſtark anſteigt, 
wäre es höchſt unſchön und für den Verkehr unbequem, wieder 
abzufallen, um dann den Verkehr die natürliche Böſchung wieder 
hinaufzuführen. Es würde alſo ein doppelter Bruch der Nivellette 
ſtattfinden. 

Was die Auslagen für die Hebung und Umpflaſterung an— 
belangt, fo heißt es im Punkte 9, dajs die Hebung der Brigitta— 
brücke auf Koſten des Bahnunternehmens ſtattzufinden hat, während 
es im Punkte 6 ausdrücklich heißt: „die Koſten aller ſonſtigen 
Regulierungen an Straßen, ſowie die Rechtsfolgen hat die Bahn— 
unternehmung zu tragen“. Es erwachſen daher aus den Um— 
pflaſterungen, Hebungen und Niveauregulierungen für dieſe Straßen— 
theile der Gemeinde keine Koſten, wenn der vorliegende Antrag 
angenommen wird. Ich glaube alſo in dieſer Hinſicht befriedigende 
Aufklärung gegeben zu haben. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Dr. Klotz— 
berg hat das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich werde mich gegen die 
Hebung der Brigittabrücke aus dem einfachen Grunde nicht aus— 
ſprechen, weil ich ſie für nothwendig erachte, da ja die Tiefbahn 
in einem ſolchen Falle zwiſchen dem Straßenniveau und der 
Deckenconſtruction des Alsbaches hindurchſchlüpfen muss. 

Herr College Tag leicht hat ſchon hervorgehoben, dass die 
Gemeinde ſich bezüglich der Hebung der Brücke und der Umpflaſterung 
ſchadlos halten ſoll. Nun aber kommt noch etwas. Jetzt iſt die 
Straße ſchon ziemlich hoch und fie ſoll noch um 50 cm gehoben 
werden. Wie wir dann mit der Regulierung bis zur Rögergaſſe 
auskommen, weiß ich nicht. In neueſter Zeit wird von den ver— 
ſchiedenen Hauseigenthümern ſehr beliebt, wenn die Straßen 
reguliert, das heißt gehoben werden, Rechtsanſprüche bezüglich 
Schadloshaltung an die Gemeinde zu ſtellen. 
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Ich finde dieſen Punkt im Referate nicht enthalten, daſs auch 
in dieſem Falle die Generaldirection, beziehungsweiſe die Verkehrs- 
anlagen⸗Commiſſion verpflichtet iſt, die Gemeinde ſchadlos zu halten. 
Es ſtehen dort ganz neue Häuſer, jedenfalls melden ſich die Haus— 
eigenthümer, wenn ihnen, wie ſie ſich auszudrücken belieben, „Licht 
und Luft“ genommen werden, wenn es auch nur wenig iſt. Ich möchte 
alſo bitten, dajs ein ſolcher Punkt aufgenommen wird, daſßs auch in 
einem ſolchen Falle die Generaldirection verpflichtet iſt, die Gemeinde 
ſchadlos zu halten. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Darf ich bitten, dass 
Herr College Dr. Klotzberg den Antrag ſelbſt formuliert; es 
iſt das eine ſehr gefährliche Sache, deren Verantwortung ich dem 
Herrn Gem.-Rathe Dr. Klotzberg ſelbſt überlaſſen mußs. 

Herr College Tagleicht hat das Wort. 

Gem.-Nath Tagleicht: Aus der Beantwortung des Herrn 
Referenten iſt zu entnehmen, daſs er der Meinung iſt, daßs die 
Unternehmung ſchon vermöge dieſer Vorlage verpflichtet werden 
ſoll, die von mir beſprochenen Auslagen zu tragen. Er hat ſich 
auf den Punkt 6 bezogen. Wir wiſſen ja alle, dafs wir heute zum 
erſtenmale, kaum eine Stunde vorher, den ganzen Gegenſtand kennen 
gelernt haben. Ich habe alſo ſoeben erſt Punkt 6 durchgeleſen und 
glaube, dafs ſich der Herr Referent geirrt hat. Denn Punkt 6 
enthält die Beſtimmung, daſs die geplanten Niveauregulierungen 
in der Berggaſſe, Grüne Thorgaſſe, Moſergaſſe und Pramergaſſe 
die Koſten für alle ſonſtigen Regulierungen an Straßen, ſowie 
die Rechtsfolgen hiefür die Bahnbau-Unternehmung zu tragen hat. 
Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich ausdrücklich auf die ſoeben 
genannten Straßen, nie aber kann das jo ausgelegt werden, dass 
es fi) auch auf die Wallenſteinſtraße, beziehungsweiſe Brigitta— 
brücke und Alſerbachſtraße beziehe. Ich glaube alſo, nachdem der 
Herr Referent zugeben muss, dafs das aus dem Wortlaute dieſer 
Vorlage nicht zu entnehmen iſt, dass er ſich vielleicht meinem 
Vorſchlage doch accommodieren wird. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch einer der 
Herren das Wort? (Gem.-Rath Hütter meldet ſich.) Herr 
College Hütter! 

Gem.-Nath Hütter: Geehrte Collegen! Die ſoeben vorge— 
brachten Schwierigkeiten bei d'eſer Brücke find jedenfalls ſehr be— 
dauerlich. Der Herr College Tagleicht hat ja ausgeführt, dafs viel— 
leicht in Bezug auf den Verkehr die Sache ſich künftig etwas ſchwieriger 
geſtalten wird wie heute. Jedoch mit Rückſicht auf den Umſtand, daßs 
wir heute in der Lage ſind, ein derartiges Referat, das beide Bezirke 
gewiſs mit Freude begrüßen müſſen, zu verhandeln, bin ich der 
Meinung, dafs wir dieſem Projecte keine weiteren Schwierigkeiten 
machen ſollen. (Sehr richtig! links.) Ich hätte ſehr gewünſcht, daſs dieſer 
Antrag von Herrn Dr. Klotzberg nicht geſtellt worden wäre, 
denn wenn die Sache ſoweit iſt, wie wir ſie heute haben, und 
wir darauf rechnen können, dafs wir dort anſtatt einer Hochbahn 
eine Tiefbahn hergeſtellt erhalten, ſo ſoll uns das genügen. Was 
die Erhöhung der Brücke um einen halben Meter anbelangt, ſo 
will ich mittheilen, daſs die Brücke gegenwärtig eine derartige 
Lage hat, daſs ſie vom IX. Bezirke aus heute beinahe gar keine 
Steigerung erfährt, während ſie von der Brigittenauerſeite, von 
der Kloſterneuburgerſtraße aus eine ganz mäßige Steigerung hat. 
Die Strecke iſt aber derartig lang, dafs der halbe Meter, um den 
die Brücke gehoben werden wird, kaum in die Wagſchale fallen 
dürfte. Es dürfte dies vielleicht im ganzen nach dem Längenmaße 
vielleicht eine Steigerung, wenn ſie weit iſt, von 5 em ergeben; 
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alſo das dürfte kaum in Betracht kommen. Ich möchte daher ſchon 
bitten, dafs die Herren in Anbetracht dieſes wirklich großartigen 
Projectes, der Abänderung der Hochbahn in eine Tiefbahn, dem 
Antrage des Stadtrathes zuſtimmen wollen. (Bravo!) 

Vice⸗Nürgermeiſter Dr. Cueger: Meine Herren! Die 
Sache iſt eine rein wirtſchaftliche und wird es mir daher wohl 
geſtattet ſein, eine Bitte an beide Herren zu richten. Die Bitte 
geht dahin, dass ſie ihre Anträge zurückziehen mögen. Ich mache 
ſie auf Punkt 6 aufmerkſam, der ganz klar ſpricht. Es heißt da 
(liest): „Die Koſten aller ſonſtigen Regulierungen an Straßen 
ſowie die Rechtsfolgen hiefür hat die Bahnunternehmung zu tragen.“ 
Ich würde ſehr im Intereſſe der Gemeinde bitten, daſss beide 
Anträge zurückgezogen werden. Ich überlaſſe das aber ganz den 
Herren Antragſtellern. (Gem.-Rath Dr. Klotzberg und Tag— 
leicht ziehen ihre Anträge zurück.) Die beiden Anträge ſind 
zurückgezogen, ich bringe daher Punkt 9, wie er ſeitens des Stadt— 
rathes beantragt wird, zur Abſtimmung. 

Diejenigen Herren, welche mit dieſem Punkte einverſtanden 
find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich wurde aufmerkſam gemacht, dafs ich vergeſſen haben ſoll 
zu conſtatieren, daſs auch Punkt 1 bis 8 angenommen worden 
ſind. Ich thue dies nachträglich, indem ich ausdrücklich hervorhebe, 
daß für jeden angegebenen Punkt ſich weitaus die Mehrheit der 
Verſammlung erhoben hat. 

Wir kommen nun zu Punkt 10. Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Nach einer Pauſe:) Wenn nicht, bitte ich diejenigen 
Herren, welche damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Wünſcht zu Punkt 11 einer der Herren das Wort? (Nach 
einer Pauſe:) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen Herren, welche 
mit demſelben einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Nun kommt der letzte Abſatz (liest): „Schließlich wird an 
die Commiſſion für Verkehrsanlagen das Erſuchen geſtellt“ u. ſ. w. 

Diejenigen Herren, welche mit dieſem Abſatze einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſer Abſatz iſt 
ebenfalls angenommen und ſomit die Sache erledigt. 
Beſchluſs: Die Vertreter der Gemeinde Wien bei der am 

26. Auguſt 1896 ſtattfindenden commiſſionellen Ver⸗ 
handlung in Betreff des Stadtbahnprojectes für eine 
Tiefbahn längs der Roſsauerlände wären zur Abgabe 
folgender Erklärung zu ermächtigen: 

Die Gemeinde Wien erklärt, das vorgelegte Tief— 
bahnproject als im Intereſſe einer beſſeren Entwicklung 
des hinter der ſogenannten Roſsauerlände befindlichen 
Stadttheiles gelegen, welche günſtigere Entwicklung 
als eine Frage von ausgeſprochen öffentlichem Intereſſe 
anzuſehen iſt. 

Die Gemeinde ſpricht ſich daher mit Rückſicht auf 
die wünſchenswerte künftige Ausgeſtaltung der Roſsauer⸗ 
lände zu einer Quaiſtraße mit Allee, ähnlich dem 
Franz Joſefsquai — eine Ausgeſtaltung, welche durch 
die Ausführung einer Hochbahn für immer vereitelt 
würde — ſowie im Hinblicke darauf, dass auch bei 
Anlage einer Tiefbahn die Benützung der Landungsufer 
im Falle einer Regulierung des Donaucanales daſelbſt 
geſichert bleibt, ohne dafs andererſeits die Roſsauer— 
lände für die Entwicklung eines Umſchlagsverkehres 
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unter Benützung von Viaductsöffnungen der Hochbahn 
geeignet wäre, ſowie im Hinblicke darauf, daßs durch 
die Hochbahn eine zukünftige Verbindung der Roſsau 
mit der Brigittenau unmöglich gemacht wird, im 
Principe für die Herſtellung einer Tiefbahn an der 
Roſsauerlände unter Feſthaltung einer vom Stand— 
punkte des Verkehres möglichſt günſtigen Verbindung 
der Donaucanallinie mit der Gürtellinie aus. 

Dem vorliegenden Detailprojecte für eine ſolche 
Tiefbahn ſammt Verbindungscurve, letztere nach der 
roth eingezeichneten Variante, ertheilt die Gemeinde 
unter den nachfolgenden Bedingungen und Bemerkungen 
ihre Zuſtimmung, wobei dieſe Erklärung jedoch mit 
Rückſicht auf den rein informativen Charakter der 
commiſſionellen Verhandlung weder als rechtsverbindlich 
noch auch als endgiltig anzuſehen iſt, ſo dass es daher 
der Gemeinde unbenommen bleiben ſoll, bei einer 
etwaigen Tracenreviſion, politiſchen Begehung und 
Enteignungsverhandlung hinſichtlich dieſes Projectes 
andere und weitgehendere Forderungen aufzuſtellen: 

1. Der Abſtand der Bahnachſe von den genehmigten 
Baulinien hat in jenen Strecken, in welche beide 
parallel laufen, mindeſtens 31 m zu betragen. 


2. Die Bahnnivellette iſt zwischen Kilometer 2960 
und Kilometer 3˙025 nicht mit einem Gefälle von 
16 pro Mille, ſondern mit einem Gefälle von 2˙5 pro 
Mille auszuführen. 

3. Längs der ganzen Roſsauerlände iſt die Bahn 
als Galleriebahn herzuſtellen. Die Deckenconſtruction 
iſt in den Strecken vor der Brigittabrücke, vor der 
Augartenbrücke und vor der verlängerten Seegaſſe auf 
eine Belaſtung durch einen 39 Tonnen ſchweren Laſt— 
wagen, in den übrigen Strecken auf Menſchengedränge 
und auf eine Erdüberſchüttung von 50 em einzurichten. 
4. Die Ausarbeitung der Detailpläne für die 
Überſetzung des Alsbaches und für die Umgeſtaltung 
des Nothauslaſſes daſelbſt hat im Einvernehmen mit 
der Gemeinde Wien zu geſchehen. 

5. Für das künftige Niveau der Trottoirs an 
der Bauflucht der Roſsauerlände nimmt die Gemeinde 
die Beſtimmung folgender Seehöhen in Ausſicht: 

a) in der Strecke von Or.⸗Nr. 5 bis Or.⸗Nr. 35, 
das iſt zwiſchen der Berg- und der Glaſergaſſe 
16385 m; 

b) an der Ausmündung der Glaſergaſſe und zwar 
an der fluſsabwärts und fluſsaufwärls gelegenen 
Ecke 163·˙85 m; 

c) an der Ausmündung der Cluſiusgaſſe und zwar 
an der fluſsabwärts gelegenen Ecke 164˙50 m; 
an der fluſsaufwärts gelegenen Ede 16470 m; 

d) an der Ausmündung der Stroheckgaſſe und zwar 
an der flussabwärts gelegenen Ecke 165'30 m 
und an der flussaufwärts gelegenen Ecke 165˙50 m; 

e) an der Ausmündung der Alsbachſtraße 166˙08 
Meter. — Die Herſtellung dieſer künftigen Niveaux 
wird jedoch erſt nach erfolgtem Umbaue der Häuſer 
im Wege einer Straßenregulierung erfolgen. 
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Nachdem jedoch die Herſtellung dieſer künftigen 
Niveaux in der zwiſchen Berg- und Pramergaſſe ge— 
legenen Strecke einer ſehr ſpäten Zeit vorbehalten 
bleiben kann, ſo iſt die Gemeinde Wien, unter der 
ausdrücklichen Verwahrung, hiedurch ein Präjudiz 
ſchaffen zu wollen, bereit, die rechtlichen Conſequenzen 
für die Straßenregulierung in der genannten Theil— 
ſtrecke zu übernehmen. 

6. In den Seitengaſſen, welche in die Roſsauer— 
lände einmünden, wird ſodann zwiſchen dem dermalen 
genehmigten Niveau und dem abgeänderten zukünftigen 
Niveau der Roſsauerlände ein Ausgleich in der Weiſe 
hergeſtellt werden, dafs ſich die Regulierung in der 
Grüne Thorgaſſe und in der Moſergaſſe auf die 
Länge je zweier Häuſer, in der Pramergaſſe, Glaſer— 
gaſſe, Cluſiusgaſſe, Stroheckgaſſe und Alſerbachſtraße 
bis zur Einmündung dieſer Gaſſen in die Rögergaſſe 
erſtreckt. 

Wie oben für die Rossauerlände, iſt die Gemeinde 
auch bereit, die rechtlichen Conſequenzen der geplanten 
Niveauregulierungen in der Berggaſſe, Grüne Thor— 
gaſſe, Moſergaſſe und Pramergaſſe zu übernehmen. 
Die Koſten aller ſonſtigen Regulierungen an Straßen, 
ſowie die Rechtsfolgen hiefür hat die Bahnunter— 
nehmung zu tragen. 

7. In der zwiſchen der Berggaſſe und der Glaſer— 
gaſſe gelegenen Strecke der Roſsauerlände iſt die letztere 
in einer Breite von 15˙2 m in ihrer gegenwärtigen 
Höhenlage derzeit zu belaſſen. 

In der Strecke zwiſchen der Glaſergaſſe und der 
Alſerbachſtraße iſt dagegen das durch den Bahnbau 
bedingte geänderte Niveau von der Bahnunternehmung 
ſofort herzuſtellen. 

Derjenige Theil der Lände, welcher zwiſchen dem 
im jetzigen Nivean belaſſenen 15˙2 m breiten 
Theile der Lände und dem Bahnkörper gelegen iſt, 
wird von der Gemeinde zur Anlage einer Allee ver— 
wendet werden. 

8. Die Verbindung des hochliegenden Theiles der 
Ländeſtraße (Allee) mit dem tiefliegenden Theile des— 
ſelben und andererſeits mit dem Treppelwege und dem 
Landungsufer iſt von der Bahnunternehmung mittels 
Stiegen und Rampen herzuſtellen, deren Vertheilung 
im Einvernehmen mit der Gemeinde zu erfolgen hat. 

9. Desgleichen iſt die Hebung der Brigittabrücke 
auf Koſten des Bahnunternehmens im Einvernehmen 
mit der Gemeinde vorzunehmen. 

10. Die von der Gemeinde bei der politiſchen 
Begehung über das Hochbahnproject am 25. No— 
vember 1895 sub Punkt 15 bis 20 ihrer Erklärung 
geſtellten Bedingungen haben auch auf das vorliegende 
Project ſinngemäße Anwendung zu finden. 

11. Die Gemeinde Wien kann im Hinblicke 
darauf, dass fie ohnehin den vertragsmäßigen Per— 
centualantheil an den Koſten der Donaucanallinie zu 
tragen hat, auf eine beſondere Beitragsleiſtung über 
dieſes Maß hinaus zu den allfälligen Mehrkoſten der 
Tiefbahn nicht eingehen. 
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Schließlich wird an die Commiſſion für Ver— 
kehrsaulagen das Erſuchen geſtellt, auch die Donau— 
canalſtrecke zwiſchen der Brigittabrücke und der 
Augartenbrücke einer Regulierung unter Anlage von 
Quaimauern zu unterziehen und der Gemeinde ehe— 
baldigſt die Gelegenheit zu geben, von der definitiven 
Lage der Stauwerke und Schleuſen im Donaucanale 
Keuntuis zu nehmen und dieſem Projecte gegenüber 
ihre Intereſſen geltend zu machen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr Tueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Seichert zum Referate. 


18. Referent Gem.-Nath Heichert: Ich habe die Ehre 
zu referieren zur Zahl 6745. Es handelt ſich hier um eine Ver— 
bauung im XIII. Bezirke. Der Bauwerber wünſcht in der Ober— 
St. Veiterſtraße ein ebenerdiges Wohnhaus derart auszubauen, 
daß er hinter die Baulinie 5 m zurückſpringt, einen Vorgarten 
macht, ſich an die linksſeitige Nachbargrenze anſchließt und rechts 
gegen die Nachbargrenze einen Raum von 3 m frei lässt. 

Nachdem für dieſe Bezirke noch keine Verbauungsweiſe be— 
ſtimmt iſt, in der Umgebung aber eine offene Bauweiſe ſich häufig 
vorfindet, iſt der Stadtrath der Anſicht, wir ſollen dieſer Ver— 
bauungsart unſere Zuſtimmung geben, und ſtellt den Antrag: 

„Dem Simon Puchhas die Baubewilligung für Einl. 
Z. 927 in Ober-St. Veit, Einſiedeleigaſſe, in der angegebenen 
Weiſe zu ertheilen, nämlich die Erbauung an der linken Nachbar— 
grenze zu genehmigen.“ Ich bitte um Ihre werte Genehmigung. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, fo bitte ich jene 
Herren, welche damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Der vorſtehende zur Verleſung gebrachte Referenten— 
Antrag. 

19. Referent Gem.-Nath Seichert (Z. 5888): Ignaz 
Beer iſt Beſitzer der Acker-Cat.-Parc. 227, 228 und 229 im 
XIII. Bezirke in Baumgarten. Es iſt das ein Grund, welcher 
zwiſchen der Linzerſtraße und Hütteldorferſtraße in der Nähe des 
alten Baumgartener Friedhofes ſich befindet. Er iſt an der weſt— 
lichen Grenze zwiſchen der Guſenleitnergaſſe und der Pachmann— 
gaſſe gelegen. Durch dieſe Ackerparcellen wurde ſeinerzeit eine 
Straße projectiert, welche dieſelben in ſchiefer Richtung durch— 
ſchueidet. Nachdem in der nördlichen Verlängerung dieſer Straße 
ſich eine Gaſſe befindet, welche nicht direct mit der Achſe dieſer 
projectiert geweſenen Straße übereinſtimmt, jo iſt der Eigenthümer 
dieſer Parcellen auf die Idee gekommen, eine Abſchwenkung der 
projectiert geweſenen Straße gegen Oſten zu verlangen. Dieſe 
Abſchwenkung hat den Vortheil, dass fie eine Annäherung au die 
Front der nördlichen Straße herſtellt und außerdem eine ſchnellere 
Verbauung dieſer beiderſeits rechts und links von dieſer Straße 
gelegenen Bauſtellen herbeiführen ſoll. 

Außerdem wird das Niveau, welches hier mäßig anſteigt, 
dadurch, dajs die Straße eine größere Länge erhält, viel günſtiger. 

Der Stadtrath hat ſich für dieſe neue Führung der Straße 
ausgeſprochen und nur die eine Abänderung gewünscht, daſßs dieſe 
Straße nicht mit 1517 m Breite beſtimmt, ſondern auf rund 
16 m Breite erweitert werden ſoll. Ich bitte ſomit, dem Antrage 
des Stadtrathes Ihre Genehmigung zu ertheilen, welcher lautet: 
(liest): 
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„Die Baulinien für die über die Cat.-Parc. 227, 228 und 
229 führende Verbindungsſtraße zwiſchen der Linzer- und Hüttel⸗ 
dorferſtraße im XIII. Bezirke ſeien nach den im Plane mit a bed 
und e fg h bezeichneten Linien abzuändern. 

Die Straßenbreite ſei mit 16 m zu fixieren (frühere Straßen— 
breite 1517 m) und die Verbreiterung gegen Oſten vorzunehmen.“ 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich die— 
jenigen Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hände 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Beſchluſs: Die Baulinien für die über die Cat.-Parc. 227, 
228 und 229 führende Verbindungsſtraße zwiſchen der 
Linzer- und Hütteldorferſtraße im XIII. Bezirke find 
nach den im Plane mit a bed und o kg h bezeich— 
neten Linien abzuändern. 
Die Straßenbreite iſt mit 16 m zu fixieren 
(frühere Straßenbreite 1517 m) und die Verbreiterung 
gegen Oſten vorzunehmen. 


20. Neferent Gem.-Rath Seichert: Zur Zahl 6533. 
Die Donauregulierungs-Commiſſion iſt die Beſitzerin der Garten— 
anlagen vor der Reichsbrücke, der ſogenannten Kronprinz Rudolfs— 
brücke. Dieſe Anlagen befinden ſich ſymmetriſch in der Brückeu— 
achſe gelegen, rechts und links, und wurden in verſchiedenen 
Zeitläuften durch Anlagen, welche ſich in ſehr gutem Zuſtande 
befinden, erweitert. 


Außer dieſen Gartenanlagen beſitzt auch die Donauregulierungs— 
Commiſſion Gründe zwiſchen der jetzt neu aufgebauten Infanterie— 
kaſerne und dem Handelsquai im Prater. Dieſe Gründe ſowohl 
als die Parkanlagen will die Donauregulierungs-Commiſſion an 
die Gemeinde Wien abtreten und dieſe Grundſtücke in das Eigen— 
thum der Gemeinde Wien übertragen, knüpft aber daran nach— 
folgende Bedingungen. Sie verlangt, dass die Grundſtücke zwifchen 
der Infanteriekaſerne und dem Handelsquai in entſprechende 
Parkanlagen umgewandelt werden und dafs die Gemeinde außer: 
dem die Parkanlagen vor der Kronprinz Rudolfsbrücke für ewige 
Zeiten in einem entſprechenden Zuſtande erhalte. Der Stadtrath 
hat dieſe Frage genau ſtudiert und iſt zu der Anſicht gekommen, 
daſs man ſolche Geſchenke wohl mit der nothwendigen Vorſicht 
anzunehmen habe. Die Donauregulierungs⸗Commiſſion hat wohl 
beſtimmte Gründe, weshalb ſie uns ein ſolches Geſchenk, welches 
gewiss kein kleines iſt, macht. 


Der Stadtrath war der Anſicht, daſs die Gemeinde Wien 
auf dieſes Anſinnen wohl eingehen ſoll; ſie ſoll die Gründe in 
das Eigenthum übernehmen, aber nicht mit einer Belaſtung durch 
Servitute oder ſonſtige Vorbehalte. Es iſt ja wahrſcheinlich — 
ich glaube, man kann das vorausſetzen — daß die Gemeinde Wien 
dieſe ſchönen Anlagen nicht zerſtören wird. Es iſt ebenſo anzu— 
nehmen, daß die Gemeinde eine Parkanlage zwiſchen der neuen 
Infanteriekaſerne und dem Handelsquai herſtellen wird, aber fie 
will ſich an keine Vorbehalte und Servitute binden. Es ſtellt da— 
her der Stadtrath folgenden Antrag: 


„1. Die Gemeinde Wien übernimmt die Gründe am Erzherzog 
Karlplatze, E.-Z. 571 und 1862, ſowie jene hinter der neuen 
Jufanteriekaſerne im Prater, E.-Z. 4306, 4307, 4308 und 4309 
ſofort unentgeltlich ins Eigenthum, jedoch ohne Servitute und 
Vorbehalte. 
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2. Die zur Erhaltung der Anlagen am Erzherzog Karl— 
platze pro 1896 eventuell erwachſenden Koſten per 1000 fl. ſind 
auf den Reſervefond zu verweiſen.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Lueger: Ich mache insbeſondere 
die Herren darauf aufmerkſam, dafs es heißen muß: Die zur Er— 
haltung der Anlagen pro 1896 eventuell erwachſenden Koſten 
u. ſ. w. 

Referent: Ich habe das hinzugefügt, denn es iſt ſelbſtver— 
ſtändlich, wenn das nicht angenommen wird, dass wir nichts zu 
bezahlen haben. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Gem.⸗Rath Matzenauer meldet ſich.) Herr College 
Matzenauer. 

Gem.-Nath Matzenauer: Die Gartenanlage am Erzherzog 
Karlplatz iſt durch die Donauregulierungs-Commiſſion hergeſtellt 
worden, da übernehmen wir alſo, wenn wir dieſe Plätze über— 
nehmen, die Gartenanlage mit. Vor der Infanteriekaſerne iſt 
aber heute eine Wüſtenei, und ich glaube, wir ſollten uns gar 
nicht ſo beeilen, dieſe Wüſtenei zu übernehmen. Wenn wir da etwas 
zurückhalten, jo iſt es ſehr wahrſcheinlich, daſs das Militärärar 
an die Donauregulierungs-Commiſſion mit dem Erſuchen heran— 
treten wird, dort eine Gartenanlage herzuſtellen, und die Donau— 
regulierungs-Commiſſion wird ſich dieſes Anſinnens des Militär— 
ärars kaun erwehren können. Wenn aber die Gartenanlage ſeitens 
der Donauregulierungs-Commiſſion hergeſtellt iſt, dann glaube 
ich, wird es an der Zeit ſein, dieſelbe zu übernehmen, aber nicht 
jetzt, wo dort eine Wüſtenei iſt, welche uns ſehr bedeutende Aus— 
lagen verurſachen würde, wenn wir dort eine Gartenanlage her— 
ſtellen müſsten. Der Platz hat eine koloſſale Ausdehnung, und dort 
eine Gartenanlage herzuſtellen, wird der Gemeinde ſehr viel Geld 
koſten. 

Ich möchte daher rathen, dieſes Anerbieten vorläufig nur 
bezüglich des Erzherzog Karlplatzes in Erwägung zu ziehen, 
bezüglich des Platzes vor der Infanteriekaſerne aber vorläufig 
abzulehnen. 

Vice-⸗Mürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Gem.⸗Rath Dr. Mayreder meldet ſich.) Herr 
College Dr. Mayreder! 

Gem.-⸗Rath Dr. Mayreder: In dem Antrage, den uns 
Herr College Seichert vorbringt, iſt bereits ein größeres Ent- 
gegenkommen zu bemerken, als uns der Magiſtrat vorgeſchlagen 
hat und als uns von Seite der Donauregulierungs-Commiſſion 
zugedacht war. Die Donauregulierungs-Commiſſion meinte, wir 
ſollen dieſe Grundſtücke in ähnlicher Weiſe übernehmen, wie feiner: 
zeit die Gemeinde oft. Grundſtücke übernommen hat: mit einer 
Unzahl von Servituten und Vorbehalten. So ſind die Grund— 
ſtücke bei der Wienfluſsregulierung in das freie Eigenthum der 
Gemeinde nur dadurch gekommen, dafs für andere Grundſtücke 
neuerdings Laſten übernommen wurden oder das andere Grund— 
ſtücke preisgegeben wurden. Durch die Einſchränkung, welche der 
Antrag Seichert enthält, dafs dieſe Grundſtücke ohne Servitut 
oder Vorbehalt übernommen werden ſollen, iſt die Gewähr geboten, 
daſs wir nicht in eine ähnliche mißsliche Lage bezüglich dieſer 
Grundſtücke gerathen. Es iſt von Seite der Donauregulierungs— 
Commiſſion auch diesmal wieder dieſes Anſuchen geſtellt worden, 
und ich kann das nicht anders auffaſſen als wie eine Art Bevor— 
mundung, welcher die Gemeinde unterzogen werden ſoll, damit 
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nicht etwa die Grundſtücke, welche die Donauregulierungs-Com⸗ 
miſſion für Gartenzwecke zuwenden will, ſpäter verkauft werden. 
Es iſt nun ſelbſtverſtändlich, dafs wir uns eine folche Bevor— 
mundung nicht gefallen laſſen können. Es iſt dies leider in früherer 
Zeit mehrmals geſchehen und wir ſind gerade bezüglich der Stadt— 
erweiterungsgründe vielfach in einer höchſt misslichen Lage und 
überall, wo wir heute an die Regulierung der Stadt ſchreiten, 
finden wir die läſtigſten Servitute zu Gunſten des Stadterweiterungs— 
fondes. Dass wir uns heute nicht entſchließen ſollen, dirſe Grund— 
ſtücke zu übernehmen, dagegen möchte ich mich deshalb ausſprechen, 
weil ſchließlich ein rechtlich zwingender Grund für den Stadt— 
erweiterungsfond (Rufe: Die Donauregulierungs-Commiſſion!), 
zu ſeinen Gunſten eine Parkanlage zu erhalten, nicht exiſtiert und 
weil der Stadterweiterungsfond einfach dieſe Parkanlagen nicht 
herſtellen wird. Es wäre wohl möglich, daßs in dieſer Hinſicht 
andere Zeiten eintreten als früher, es muſßs aber entſchieden ſehr 


energiſch von Seite der Gemeinde dafür eingetreten werden, denn 


bisher hat der Stadterweiterungsfond die Anlage öffentlicher Parks 
und Gärten nicht gefördert. (Erneuerte Rufe: Die Donauregu— 
lierungs⸗Commiſſion!) 

Ich habe das abſichtlich verwechſelt, um an den ähnlichen 
Fällen zu illuſtrieren, daſs die Donauregulierungs-Commiſſion 
ebenſo wie der Stadterweiterungsfonds vorgeht. Ich ſchließe mich 
daher dem Antrage des Herrn Collegen Seichert vollkommen 
an und möchte Ihnen die Annahme der Anträge empfehlen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht einer der 
Herren das Wort? — Herr College Schlechter! 

Gem.-Nath Schlechter: Ich möchte zunächſt beantragen, 
die Note der Donauregulierungs-Commiſſion zur Verleſung zu 
bringen. Dadurch würde die Sache für den Gemeinderath viel 
klarer werden. Ich bitte alſo, wenn das Schriftſtück nicht gar zu 
umfangreich iſt — und ich glaube, das nicht vorausſetzen zu 
dürfen — dasſelbe verleſen zu laſſen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte den Herrn 
Referenten, die Zuſchrift zur Verleſung zu bringen. 

eferent (liest): „Auf Grund der wohldortigen, die zu 
beiden Seiten der Kronprinz Rudolfſtraße gelegenen Donauregu— 
lierungsfondsgründe betreffenden Parcellierungsconſenſe vom 
13. September 1873, G.⸗Z. 29893, und vom 5. Juli 1874, 
G.⸗Z. 103320, wurde mit den auch dem löblichen Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien zugeſtellten Beſcheiden 
des k. k. Landesgerichtes Wien vom 17. März 1874, Z. 576, 
und vom 4. December 1874, Z. 95232, u. A. die Grundflächen, 
welche den Erzherzog Karfplatz bilden, als privatrechtliches Eigen— 
thum des Donauregulierungsfondes grundbücherlich eingetragen. 

Jufolge der Neuanlegung der Grundböcher liegen dieſe Platz— 
flächen nunmehr als Cat.-Parc. 2430 und 4278/3 in den Grund— 
buchse inlagen des II. Bezirkes in Wien Z3. 571 und 1862 inne. 

Auf dieſen in den vorerwähnten Grundbuchs-Einlagen inne— 
liegenden Grundflächen hat die Donauregulierungs-Commiſſion mit 
großem Koſtenaufwande Gartenanlagen hergeſtellt und deren Er— 
haltung bisher aus den Mitteln des Donauregulierungsfondes be— 
ſtritten. 

Die Geſammtauslagen, welche der Donauregulierungs-Com⸗ 
miſſion hieraus erwachſen ſind, betragen zuzüglich der Auslagen 
für 10 Stück Gartenbänke, einen Schlauchtrommelwagen ſammt 
Schläuchen und Zugehör und 4 Stück eiſernen Warnungstafeln 
zuſammen den erheblichen Betrag von 23.514 fl. 6 kr. 
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Mit dem wohldortigen, die an der Ausmündung der Aus— 
ſtellungsſtraße gelegenen Donauregulierungsfondsgründe be— 
treffenden Parcellierungsconſenſe vom 25. October 1892, M.⸗ 
Z. 148.279, hat der löbliche Magiſtrat sub Punkt 3 die Be— 
dingung geſtellt, daſs die Verpflichtung der Niveauherſtellung auch 
auf die der Donauregulierungs-Commiſſion verbleibenden Platz- 
gründe ausgedehnt und von Seite der Donauregulierungs-Com⸗ 
miſſion die Verpflichtung übernommen werde, dieſe Gründe ſtets 


unverbaut zu belaſſen und der Gemeinde Wien gegen deren Ver— 


langen gegen eine entſprechende Entſchädigung zu übergeben. 

über den hiegegen von der Douauregulierungs-Commiſſion 
ergriffenen Recurs Z. 2250/D.⸗R.⸗C. ex 1892 wurden infolge 
Stadtraths-Beſchluſſes vom 17. December 1892, Z. 7638, mit 
der wohldortigen Note vom 3. Jänner 1893, Z. 217365, dieſe 
Bedingungen fallen gelaſſen. 

Demnach befindet ſich die Donauregulierungs-Commiſſion in— 
folge des landesgerichtlichen Beſcheides vom 7. März 1893, 
Z. 18403, im bücherlichen Beſitze des Platzes am Ausgange der 
Ausſtellungsſtraße in der Reihe XXIV, welcher aus den in den 
Grundb.⸗Einl.⸗Z3. 4306, 4307, 4308 und 4309 inneliegenden 
Cataſtral⸗Parcellen beſteht. 

Die in der Grundb.⸗Einl.⸗Z. 4306 im II. Bezirke in Wien 
inneliegende Cat.⸗Parc. 2225 2 iſt laut des sub /. in Abſchrift 
beiliegenden Vertrages vom 20./2 1. März 1880, Z. 1617/D.-R.⸗C., 
rückſichtlich des Nachtrages vom 5. Auguſt 1892, Z. 1336, D.-R.⸗C. 
und der Nachtragserklärung vom 21. Mai 1895, Z. 1015/ D.⸗R.⸗C. 
an Engelbert Soffner verpachtet. 

Die Donauregulierungs-Commiſſion hat nun, geleitet von der 
Erwägung, daßs es im öffentlichen Intereſſe geboten ift, den Be— 
ſtand der anlässlich der vorerwähnten Parcellierungen geſchaffenen 
Plätze in unabänderlicher Weiſe für die Zukunft zu ſichern, be— 
ſchloſſen, nunmehr dieſe Plätze, und zwar ſowohl auf den beiden 
Seiten der Rampe der, Kronprinz Rudolfsbrücke, als auch den am 
Ausgange der Ausſtellungsſtraße gelegenen Platz unentgeltlich und 
ohne Anſpruch auf jedwede Entſchädigung an die Gemeinde Wien 
unter der Vorausſetzung abzutreten und derſelben auch den Fort— 
bezug des aus dem Soffner'ſchen Pachtvertrage reſultierenden 
Pachtſchillings gegen Eintritt der Gemeinde Wien in das Pacht— 
verhältnis unter der Vorausſetzung zu überlaſſen, dass dieſe Ab— 
tretung in der Weiſe zu geſchehen haben wird, daſs dieſe Plätze 
nicht in das Verzeichnis für öffentliches Gut einzulegen, ſondern 
als privatrechtliches Eigenthum der Gemeinde Wien einzutragen 
fein werden, dass jedoch auf die betreffenden Einlagen die Ver— 
pflichtung der Gemeinde Wien zur Herſtellung von Parkanlagen 
und deren fortwährende Erhaltung auf Koſten der Gemeinde Wien 
als Reallaſt zu Gunſten des Donauregulierungsfondes einverleibt 
werde. 

Die Donauregulierungs-Commiſſiou beehrt ſich hiebei zu be— 
merken, dafs die Herſtellung der Gartenanlagen auf dem an der 
Ausmündung der Ausſtellungsſtraße gelegenen Platze ſich deshalb 
ale äußerſt dringlich darſtellt, weil im October d. J. die feierliche 
Eröffnung der daſelbſt errichteten Infanteriekaſerne durch Seine 
Majeſtät den Kaiſer erfolgen wird.“ 

Das Weitere brauche ich nicht zu verleſen. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Sueger : Wünſcht der Herr College 
Schlechter fortzufahren? 

Gem.⸗Rath Schlechter: Ich bitte, uns vielleicht in Kürze 
mitzutheilen, welchen Antrag der Magiſtrat ſtellt. 


LEN FINE nt 


Referent: Der Magiftrat ſtellt den Antrag, alle dieſe Gründe 
jo anzunehmen, wie fie uns in den Stipulationen der Donau— 
regulierungs⸗Commiſſion angetragen werden; er iſt aber dafür, daſs 
wir die Anlagen, die uns hier aufoctroyiert werden, nur ſucceſſive 
bis zum Jahre 1899 durchführen, fo dafs dieſe Laſt, die etwa 
20.000 fl. ausmacht, auf mehrere Jahre vertheilt würde. 

Dieſem Antrage hat ſich der Stadtrath nicht angeſchloſſen; 
er hat den Antrag ſo formuliert, wie er hier vorliegt. 

Auf die Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Matzen— 
auer möchte ich nur erwidern, dafs es wohl ſehr ſchön iſt, 
wenn wir dieſe Parkanlagen zwiſchen der Infanteriekaſerne und 
dem Handelsquai durch die Donauregulierungs-Commiſſion her— 
geſtellt bekämen, nur muss ich hier darauf aufmerkſam machen, 
dal dieſe Gründe nicht als öffentliches Gut, alſo als ſolches be— 
zeichnet werden können, welche unverbaut bleiben müſſen. Dieſe 
Gründe könnten ja von Seite der Donauregulierungs Commiſſion 
auch verbaut werden, und wenn wir dem vorbeugen und etwas mehr 
Gründe haben wollen, welche für öffentliche Zwecke, für Garten— 
anlagen dienen können, fo glaube ich, ſollten wir doch zugreifen. 

Die Auslagen, die wir haben werden, können wir wohl, 
nachdem wir auf dieſe Vorbehalte und Servitute nicht eingehen, 
uns dann ſo eintheilen, wie wir wollen, vielleicht auf mehr Jahre 
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noch als auf fünf, wie der Magiſtrat beantragt. Ich bin dafür, 


daßs wir doch für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Karl 
Müller! 

Gem.-Nath Karl Müller: Ich muſs mich dem Antrage 
des Herrn Collegen Matzenauer anſchließen. Was wir da 
übernehmen ſollen, iſt eine bedeutende Laſt. Der Stadtrath hat 
richtig geurtheilt, wenn er geſagt hat, wir wollen das ohne Servitut 
übernehmen. Ich bin damit ganz einverſtanden, das iſt im Intereſſe 
der Gemeinde. Die Anlagen müſſen wir aber machen und davon 
iſt in dem Referate nichts geſagt. So war es auch bei den anderen 
Gartenanlagen. Daſs die Donauregulierungs-Commiſſion die Laſt 
abſchütteln will, iſt begreiflich. da die Erhaltung ſehr viel koſtet. 
Mit anderen Strecken hat ſie es auch ſo gemacht. Es iſt aber gut, von 
Haus aus zu wiſſen, dass wir die Gartenanlagen machen müſſen. 
Wenn auch der Magiſtrat ſagt, in vier, fünf Jahren, ſo müſſen 
wir fie doch bezahlen. Wenn wir das aber der Donauregulierungs— 
Commiſſion laſſen, ſo wird ſie von Seite des Militärärars und 
der Bevölkerung genöthigt werden, die Anlagen zu machen. Das 
it mit den Gartenanlagen am Erzherzog Karlplatze auch geſchehen, 
und zwar in ihrem Intereſſe und nicht für die Gemeinde, weil ſie 
die Gründe dann beſſer verkauft. Wir ſind überdies ja auch mit 
einem Drittel an der Donauregulierungs-Commiſſion betheiligt. 

Ich würde mir erlauben, den Antrag zu ſtellen, dass wir 
die Anträge des Stadtrathes genehmigen, jedoch mit Ausſcheidung 
der Gründe um die Kaſerne herum. Ich glaube, wenn wir in 
der Weiſe an die Donauregulierungs-Commiſſion herantreten, werden 
wir das auch erreichen. Wir ſind nicht genöthigt, heute die Gründe 
zu übernehmen, ſolange ſie uns nicht als Gartenanlagen übergeben 
werden. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Das Wort hat Herr 
College Matze nauer. 

Gem. -»Rath Matzenauer: Aus der Zuſchrift der Donau— 
regulierungs-Commiſſion geht ja deutlich hervor, das dieſe Com: 
miſſion bereits von Seite der Transactions-Commiſſion gedrängt 
wird, alſo jener Commiſſion, welche die Erbauung der Kaſerne 
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durchzuführen hat, Gartenanlagen dort hinzugeben. Und weil die 
Donauregulierungs-Commiſſion auf dem Platze, der, glaube ich, nicht 
viel kleiner iſt als der Erzherzog Karlplatz, nicht abermals etliche 
20.000 fl. ausgeben will, ſo will ſie uns den Platz ſofort zum 
Präſent machen. Sie ſagt damit der Gemeinde: gib du die etlichen 
20.000 fl. aus, ich will mir ſie erſparen. 

Nun befürchtet der Herr Referent, dafs, nachdem ein Servitut 
auf dieſen Gründen und ein Bauverbot nicht beſteht, die Donau— 
regulierungs⸗-Commiſſion dieſe Gründe verkauft. Meine Herren, 
dieſe Gefahr, glaube ich, beſteht nicht. Wenn man berückſichtigt, 
daſs in der ganzen Front dieſes Platzes Kaſernen gebaut ſind, 
und wenn man den innigen Connex ſich vorſtellt, der zwiſchen 
der Transactions Commiſſion, dem Militärärar, der Donau— 
regulierungs-Commiſſion, dem Miniſterium des Innern und der 
Verwaltung des Donauregulierungsfondes beſteht, ſo wird man 
ſich dadurch nicht ſchrecken. Die Kaſernen verwaltung wird ſich nicht 
gefallen laſſen, daſs unmittelbar vor dieſen palaftartigen Kaſernen 
andere Zinshäuſer hingebaut werden, die will einen freien Platz 
haben und wird dies auch durchführen, und es wird eine Garten— 
anlage geſchaffen werden, und zwar nur auf Koſten des Donau- 
regulierungsfondes und nicht auf Koſten der Gemeinde Wien. 
Darum bitte ich Sie nochmals, lehnen Sie den zweiten Theil 
des Antrages ab. Der Antrag möge getrennt zur Abſtimmung 
kommen; der eine Theil betrifft den Erzherzog Karlplatz, der 
andere den Platz vor den Kaſernen. Der erſte Theil bezüglich 
des Erzherzog Karlplatzes, glaube ich, iſt anzunehmen, jener aber 
bezüglich des Platzes vor den Kaſernen abzulehnen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? — Ich würde bitten, dafs Herr College Dr. Neu— 
mayer den Vorſitz übernehme; ich werde mir erlauben, mich 
zum Worte zu melden. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Neumayer (den Vorſitz über— 
nehmend): Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger hat das Wort. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Integer: Meine Herren! Der 
Gegenſtand, um welchen es ſich handelt, wurde in meiner Ab— 
weſenheit vom Stadtrathe berathen. Ich geſtehe offen, daſs ich 
der Meinung bin, daßs das Anerbieten der Donauregulierungs— 
Commiſſion einfach abzulehnen iſt. Es iſt keine Gefahr vorhanden, 
dafs die Donauregulierungs-Commiſſion den Park, welcher ſich 
jetzt auf dem Erzherzog Karlplatze befindet, jemals auflaſſen werde, 
und es iſt ebenfalls keine Gefahr vorhanden, dass die Donau: 
regulierungs-Commiſſion den Park bei der Infanteriekaſerne nicht 
errichten wird. Ich bin überzeugt, ſie wird den Park auf dem 
Erzherzog Karlplatze belaſſen und den Park hinter der Infanterie— 
kaſerne errichten. Ich ſehe nicht ein, wie die Gemeinde Wien dazu 
kommt, die Laſten zu übernehmen; das iſt einfach ein Danager— 
geſchenk. Die Donauregulierungs-Commiſſion will ſich von der 
Laſt einfach befreien; warum die Gemeinde Wien ſich dazu hergeben 
ſoll, den Packeſel zu machen, ſehe ich nicht ein. Nun weiß ich, 
daſs der Referent, beziehungsweiſe der Stadtrath, das Nämliche 
erreichen wolle, nur auf einem anderen Wege. Er will nämlich 
ſagen: wir übernehmen die Gründe, jedoch ohne Vorbehalt und 
ohne irgendwelches Servitut. Der Stadtrath iſt offenbar der 


Überzeugung, daS die Donauregulierungs-Commiſſion ſagen wird!: 

das machen wir nicht. Es iſt aber viel beſſer, klar und offen vor— 

zugehen, und beantrage ich daher, das Anerbieten der Donau— 

regulierungs⸗Commiſſion bezüglich des Erzherzog Karlplatzes, 
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ſowie der Gründe hinter der Infanteriekaſerne einfach abzulehnen, 
und bitte Sie um Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Neumayer: Herr College Müller! 

Gem.-Nath Karl Müller: Ich ziehe meinen Antrag zu 
Gunſten jenes des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Lueg er zurück, 
da deſſen Antrag ein weitergehender iſt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer: Wünſcht noch jemand 
der Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich glaube, dass 
ich nun in der Lage bin, vor allem anderen den Ablehnungs— 
Antrag des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Lueger zur Ab— 
ſtimmung zu bringen und ſomit die Sache zu erledigen. Ich bitte 
jene Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt wohl einſtimmig 
angenommen. ( Heiterkeit.) 

Beſchluſs: Das Anerbieten der Donauregulierungs-Commiſſion 
vom 31. Mai 1896, Z. 655, wird abgelehnt. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger (den Vorſitz übernehmend): 
Ich bitte Herrn Collegen Dr. Mayreder zum Referate. 

21. Referent Gem.-⸗Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 6184 
referiere ich über die Vergebung der Arbeiten im Bauloſe IV b 
des rechtsſeitigen Hauptſammelcanales für die Theilſtrecke Poſtgaſſe — 
Sophienbrücke. Der Gemeinderath hat am 17. Juli d. J. das 
Project für die Theilſtrecke des Sammelcanales von der Poſtgaſſe 
bis zur proviſoriſchen Ausmündung bei der Staatsbahnbrücke 
bereits genehmigt und ſchon damals war ins Auge gefaſst, daſs 
die Theilſtrecke von der Poſtgaſſe bis Sophienbrücke unmittelbar 
zur Ausführung kommen ſolle. Es handelt ſich beim vorliegenden 
Antrage lediglich um die Genehmigung der Koſtenſumme im 
Geſammtbetrage von 765.258 fl., von welcher für das Baulos IV b, 
das iſt jener Theil von der Poſtgaſſe bis einſchließlich der Wien— 
fluſskreuzung, 302.220 fl. und auf Baulos V 463.037 fl. 62 kr. 
entfallen. Es wurde der Koſtenvoranſchlag vom Bauamte größten— 
theils durch Übernahme derjenigen Preiſe feſtgeſtellt, welche bereits 
für die Arbeiten des oberen Theiles des rechtsſeitigen Haupt— 
ſammelcanales Geltung hatten, und waren nur geringe Modifi— 
cationen erforderlich. Dieſelben beziehen ſich auf die Marxergaſſe, 
wo die Verführung theuerer zu ſtehen kommt als normal iſt, weil 


dort keine proviſoriſchen Depotplätze vorhanden ſind, und auf eine 


Poſt, welche wegen einer Unterfahrung beim Sophienbade mit dem 
Betrage von 15.646 fl. 84 kr. eingeſetzt iſt. Es ſteht nämlich dort 
der zwei Stock hohe Vorbau des Sophienbades in die Marxer— 
gaſſe hinein, und dieſer Vorbau mufs entweder unterfahren oder 
zeitweilig demoliert und wieder errichtet werden, was in dem einen 
und anderem Falle 15.000 fl. erfordern dürfte. 

Es geht mithin der Antrag des Stadtrathes dahin, die 
Geſammtkoſten von 765.258 fl. 22 kr., welche ſich innerhalb der 
von der Verkehrscommiſſion bereits bewilligten Koſtenſumme bewegen, 
für dieſe beiden Bauloſe des rechtsſeitigen Sammelcanales zu ge— 
nehmigen. 

Ich empfehle Ihnen den Antrag zur Annahme. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Wünſcht einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte 
ich jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Das Vergebungsoperat rückſichtlich der Theilſtrecke 

Poſtgaſſe — Sophienbrücke des rechtsſeitigen Haupt: 
ſammelcanales wird mit dem veranſchlagten Koſten— 
betrage von 765.258 fl. 22 kr. genehmigt. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger: Herr College Dr. Wähner 
zum Referate! 

22. Referent Gem.-RNath Dr. Wähner: Zahl 5979. Der 
Donauverein erſucht um eine Subvention. Der Donauverein, 
welcher die Hebung der Fluſs- und Canalſchiffahrt in Oſterreich 
bezweckt, hat ſeit Jahren eine Subvention, welche ſich in den 
letzten Jahren auf 200 fl. belief, erhalten. Es liegt nun auch in 
dieſem Jahre ein Anſuchen vor und der Stadtrath hat fich ent— 
ſchloſſen, mit Rückſicht auf die gemeinnützigen Zwecke dieſem Vereine 
eine Subvention in der gleichen Höhe zu bewilligen. Der Stadt- 
rath hat jedoch beſchloſſen, an dieſe Subvention die weitere Be— 
dingung zu knüpfen, dafs der Verein eine regere Thätigkeit hin- 
ſichtlich der Hebung der Schiffahrt auf der Donau entwickelt. 

Ich bitte Sie, den Antrag im Sinne dieſes Beſchluſſes an- 
zunehmen. 

Bice-Hürgermeifter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo iſt dieſer Antrag 
angenommen. 

Beſchluſs: Dem Donauvereine wird eine Subvention von 200 fl. 
pro 1896 gewährt. Die Bewilligung dieſer Subvention 
erfolgt unter der Vorausſetzung, dass der Verein eine 
regere Thätigkeit hinſichtlich der Hebung der Schiff— 
fahrt auf der Donau entwickle. 

23. Referent Gem.⸗Nath Dr. Wähner: Zahl 5984. Der 
Schulverein für Beamtentöchter um Flüſſigmachung einer Sub— 
vention. Der Schulverein für Beamtentöchter hat im letzten Jahre 
eine Subvention von 600 fl. erhalten, welche demſelben auch in 
dieſem Jahre zugeſagt worden war. Nach der Auffaſſung, nach 
welcher wir vorgiengen, mussten wir uns entſchließen, Ihnen zu 
empfehlen, dieſe Subvention neuerlich zu beſchließen, falls Sie 
hierauf überhaupt eingehen wollen. Der Schulverein für Beamten— 
töchter hat eine ſehr gemeinnützige Thätigkeit entfaltet; er hat 
einerſeits eine höhere Töchterſchule, welche im letzten Jahre 
271 Schülerinnen hatte, ferner eine Handelsſchule, welche ſeit 
Beginn des Schuljahres 1895 zwei Jahresſtufen umfasst. In der 
erſten Claſſe waren 50, in der zweiten Claſſe 48 Schülerinnen 
eingeſchrieben. Der Schulverein hat ferner ein Beamtentöchterheim, 
in welcher er 32, beziehungsweiſe 36 Zöglinge unterbringen konnte. 
Er konnte auch eine Reihe von Stipendien und Freiplätzen ge— 
währen. Der Stadtrath empfiehlt Ihnen, wie im vorigen Jahre 
eine Subvention von 600 fl. zu ertheilen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich die Herren, 
welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Dem Schulvereine für Beamtentöchter wird eine 
Subvention von 600 fl. pro 1896 gewährt. 

24. Referent Gem.-⸗Nath Dr. Wähner: Zahl 5950. Der 
Verein „Carnuntum“ bittet um eine Subvention für die nächſte 
fünfjährige Grabungsperiode. Für die Jahre 1890 bis 1895 hat 
der Gemeinderath dem Vereine „Carnuntum“ eine Subvention 
von 300 fl. bewilligt. Der Verein erſucht neuerlich um eine Sub— 
vention. Er hat innerhalb der letzten Gr abungsperiode abermals 
ſehr Bedeutendes geleiſtet. Ich brauche nur als einen beſonderen 
Fund die Aufdeckung eines großen monumentalen Amphitheaters 
zu erwähnen. Es liegt hier ein ausführlicher Bericht vor, aus 
welchem die Herren, die ſich dafür intereſſier en, erſehen können, 
wie die Wirkſamkeit des Vereines thatſächlich eine weitreichende iſt. 
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Der Stadtrath hat ſich entſchloſſen, Ihnen zu empfehlen, dem 
Vereine auch für die nächſte fünfjährige Grabungsperiode eine 
Subvention von 300 fl. zu ertheilen. Ich erwähne hiebei, daſss 


dieſer Antrag nicht etwa im Widerſpruche mit dem heuer gefaſsten 


Beſchluſſe ſteht, das Subventionen nur für ein Jahr zu be— 
willigen ſeien. Es handelt ſich hier um eine Subvention, welche 
heuer flüſſig zu machen iſt, wobei es ſich allerdings um eine 
Reihe von Jahren handelt. Wir find der Meinung, daſs die 
ſeinerzeitigen Gemeinderaths⸗Beſchlüſſe für eine ganze Periode 
galten, fd dafs wir nicht etwa in die Lage kommen, innerhalb der 
nächſten fünf Jahre weiter einen diesbezüglichen Beſchluſs zu 
faſſen, geradeſo wie auch Subventionen ein- für allemal bewilligt 
worden ſind. Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Gem.⸗Rath Tagleicht meldet ſich zum Worte.) Herr 
Gem.⸗Rath Tagleicht! 

Gem.-Nath Tagleicht: Es iſt auffallend, daſs diesmal von 
der Gepflogenheit abgegangen werden ſoll, eine Subvention nur 
auf ein Jahr zu bewilligen. Der ehemalige Gemeinderath hat 
früher auch dreijährige Subventionen ertheilt. Der jetzige Gemeinde— 
rath hat meines Wiſſens aber wiederholt ausgeſprochen, dajs er 
nur einjährige Subventionen gewährt, hier handelt es ſich nun 
um einen Verein, für deſſen Auslagen für Ausgrabungen wir auf— 
kommen ſollen. (Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Die ſehr intereſſant 
find!) Ich glaube, dajs dem Herrn Zwiſchenrufer und uns allen 
dieſe Sache ſehr intereſſant erſcheint. Ich meine aber, man ſollte 
doch bei der Gepflogenheit bleiben, daſs eine Subvention nur für 
ein Jahr ertheilt wird. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Tueger: Dieſe 300 fl. ſollen ja 
ein⸗ für allemal bewilligt werden, alſo nicht jährlich 300 fl., 
ſondern 300 fl. für die ganze fünfjährige Grabungsperiode. Wünſcht 
noch jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der 
Fall. Der Herr Referent hat das Wort. 

Referent: Da ich dieſen Einwand erwartet habe, jo habe ich 
ſchon früher bemerkt, dafs es ſich nicht um eine Subvention handelt, 
welche innerhalb dieſer fünf Jahre alljährlich zu ertheilen iſt, 
ſondern nur einmal für die Grabungsperiode 1896 bis 1901. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Wir werden abſtimmen. 
Ich erſuche jene Herren, welche den Antrag des Herrn Referenten 
annehmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Vereine „Carnuntum“ wird für die fünfjährige 

Grabungsperiode 1896 bis 1900 eine Subvention 
von 300 fl. gewährt und deren Flüſſigmachung im 
heurigen Jahre bewilligt. | 

25. Ich theile mit, dafs vom Herrn Gem.-Rathe Dr. Mittler 
foeben ein Telegramm eingelaufen ift, in welchem er fein Aus— 
bleiben von der heutigen Sitzung entſchuldigt. 
Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. Obwohl es nicht ganz 
geſchäftsordnungsmäßig iſt, glaubte ich mich doch verpflichtet, dies 
bekanntzugeben. Zum Referate Herr Gem.-Rath Dr. Krenn. 

26. Neferent Gem.⸗Rath Dr. Krenn: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 5928 zu referieren. Es betrifft dies die Petition 
wegen Verlängerung der Friſt zur gänzlichen Auflaſſung der alten 
Friedhöfe. Es hat ſich mit dieſer Petition der Stadtrath und auch 
der frühere Beirath befasst, und zwar ſollen der Schmelzer Friedhof, 
der alte Währinger Ortsfriedhof und der ſogenannte alte Währinger 
Kirchfriedhof aufgelaſſen werden. Der Beirath hat ſchon ſeinerzeit, 
als für die Währinger Friedhöfe die Friſt am 1. Juli 1896 zu 
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Ende gieng, dieſelbe wieder auf ein Jahr verlängert. Der Stadtrath 
hat nun beſchloſſen, gemeinſam für alle drei Friedhöfe den Termin 
bis 31. December 1897 zu erſtrecken. Zweiteus hat der Stadt— 
rath beſchloſſen, der Magiſtrat ſei zu beauftragen, rechtzeitig 
detaillierte Vorſchläge über die Verwendung der freiwerdenden 
drei Friedhöfe zu erſtatten. Ich kann nun ſagen, daßs dieſe Petition, 
die zwar von vielen hundert Unterſchriften bedeckt iſt und an der 
Spitze auch die Unterſchrift des verſtorbenen Oberſthofmeiſters 
Fürſten Hohenlohe trägt, doch wohl nicht ernſt zu nehmen iſt. Es 
wird in dieſer Petition beantragt, daßs dieſe drei Friedhöfe noch 
50 bis 80 Jahre beſtehen ſollen. (Heiterkeit.) Es iſt dies ſowohl 
vom finanziellen als auch vom Verkehrsſtandpunkte aus nicht zu 
rechtfertigen. Der Stadtrath hat daher auch beſchloſſen, dafs der 
Magiſtrat über die weitere Verwendung der Friedhöfe einen ge— 
nauen Bericht erſtatte, und dafs einſtweilen bis 31. December 1897 
die Friſt bewilligt werde. Ich muss auch bemerken, dass die Er— 
haltung der alten Friedhöfe der Commune viel Geld koſtet. Es 
betragen die jetzigen Auslagen über 3000 fl. jährlich. Und dieſe 
Summe würde ſich noch ziemlich vergrößern, wenn die Friedhöfe 
noch ſo lange Zeit beſtehen bleiben. Ich bitte daher, den Antrag 
des Stadtrathes gefälligſt anzunehmen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Gem.-Rath Brauneiß meldet ſich.) Herr College 
Brauneiß! 

Gem.-Nath Vrauneiß: Ich mußs mich gegen eine Ver— 
längerung der Friſt zur Auflaſſung der Friedhöfe entſchieden aus— 
ſprechen. Ich habe im Wiener Gemeinderathe vor fünf Jahren 
einen Antrag eingebracht, dafs der Schmelzer Friedhof durchbrochen 
werden ſolle und dafs die Hütteldorferſtraße bis zur Weſtbahnlinie 
verlängert werden ſoll, damit ſich der XIV. und XV. Bezirk weiter 
entwickeln können. Wenn man bei der Weſtbahnlinie hinauskommt, 
fo ſieht man nur lauter alte Hütten und Holzplätze u. dgl. 
Gerümpel. Wenn die Straße aber durch den Friedhof hergeſtellt 
wird, dann wird ſich dort ein ganz neues Stadtviertel entwickeln 
können. Es mag fein, dals die Friedhöfe in Währing nicht fo 
genieren, fo dafs fie noch länger beſtehen bleiben können, aber 
ſpeciell beim Schmelzer Friedhofe iſt es für die Entwicklung der 
beiden Bezirke, des XIV. und XV. Bezirkes, unbedingt nothwendig, 
daſs wenigſtens dieſe Straße durchgeführt wird, vorausgeſetzt, dass 
Ich erlaube mir 
alſo den Antrag zu ſtellen, dafs der Friedhof durchbrochen und 
die Hütteldorferſtraße bis zur Weſtbahnlinie verlängert wird, damit 
ſich die beiden angrenzenden Bezirkstheile entwickeln können. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger: Herr College Dr. 
Klotzberg! 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich werde mich ſehr kurz 
faſſen. Dieſen Termin, welchen der Herr Referent geſtellt hat, 
beantrage ich inſofern abzuändern, dass derſelbe um ein Jahr 
verlängert werde; denn bis dahin — nehmen Sie die Verſicherung 
entgegen — iſt der Magiſtrat noch gar nicht in der Lage, uns 
Bericht zu erſtatten. (Widerſpruch.) Ich bin aber auch gegen die 
Auflaſſung und die Verwertung der Friedhöfe in der Weiſe, wie 
dies wahrſcheinlich geplant werden dürfte, nämlich jo, dafs einfach 
Häuſer hingeſtellt werden. (Widerſpruch links.) Nicht nur die 
Pietät für die Todten leitet mich dazu, für die Beibehaltung der 
Friedhöfe zu ſprechen, ſondern auch hygieniſche Momente. Mit 
dem Momente, als Sie die Friedhöfe auflaſſen, ſind die jetzigen 
Luftreſervoirs verſchwunden. Glauben Sie ja nicht, meine Herren, 
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daſs Sie das erreichen werden, dass große Plätze hinkommen, oder 
daſs die Friedhöfe in der Weiſe umgeſtaltet werden, wie es mit 
den Türken⸗Friedhöfen in Sarajewo geſchehen iſt. Diejenigen Herren, 
welche die Verhältniſſe in Sarajewo kennen, wiſſen, dajs die Türken 
ſehr viel in Bezug auf die Pietät für die Todten thun, und dort hat 
man nächtlicherweiſe die Friedhöfe entfernt. Es ſind aber nicht 
Häuſer hingeſtellt, ſondern Parkanlagen geſchaffen worden. Ich fürchte 
alſo, daſßs der Magiſtratsbericht nicht anders lauten wird, als 
daj3 alle die Flächen parcelliert werden ſollen. Das geht nicht an, 
denn ſobald an dieſen Stellen ein Häuſermeer geſchaffen wird, ſo 
wird der ganzen Umgebung das Licht- und Luftreſervoir genommen. 
Den Standpunkt des Herrn Collegen Brauneiß finde ich ja 
ſehr begreiflich; er iſt ja ganz richtig, aber nachdem der Magiſtrat 
bis dahin Bericht zu erſtatten nicht in der Lage iſt, würde ich den 
31. December 1898 als Termin ſtellen. Wir gewinnen dadurch 
etwas und andererſeits iſt denjenigen Leuten, die mit vieler Mühe 
die Petition zuſammengeſtellt haben, viel Arbeit und Mühe erſpart. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Dr. 
Mayreder! 

Gem.-⸗Nath Dr. Mayreder: Ich wollte nur kurz den Aus⸗ 
führungen des Herrn Gem.-Rathes Dr. Klotzberg gegenüber— 
halten, daſs ich nicht weiß, woher er meint, dajs wir die Abſicht 
haben, die Friedhöfe mit Zinshäuſern zu verbauen. Es iſt ja 
richtig, daſs die heutigen Straßenzüge, wie fie geführt find, ver— 
muthen laſſen, dafs früher die Abſicht beſtanden hat, dieſe Fried— 
höfe mit Zinshäuſern zu verbauen und dafs es uns ſchwer fallen 
und wohl nicht vollkommen gelingen wird, dieſen verbauten Stadt— 
plan wieder aufs gleiche zu bringen. Aber ich kann verſichern, 
daſs das Beſtreben vorhanden iſt, die Friedhöfe fo viel als möglich 
für Gartenzwecke zu benützen. Wenn dies aber, wie es vor kurzem 
erſt der Fall war, in Bezug auf die Durchführung einzelner 
Straßen nicht möglich war, oder wie dies beim Währinger Friedhofe 
in Bezug auf die Strecke von der ehemaligen Parkſtraße auf 
die Nujsdorferlinie nicht durchführbar fein wird, fo wird nichts 
anderes erübrigen, als von der Abſicht, dieſen Grund für Garten— 
zwecke zu verwenden, Umgang zu nehmen und ihn dem Straßen— 
zwecke zu widmen; aber es beſtehe gewiſs die Abſicht bei der 
heutigen Gemeindeverwaltung, ſo viel als möglich für Garten— 
zwecke zu reſervieren und eventuell die Grundſtücke zu arrondieren 
und noch welche dazu zu kaufen. Wenn dann ſeinerzeit der Stadt— 
rathsantrag vorliegen wird, der beabſichtigt, dieſe Friedhöfe zu 
arrondieren und für Gartenzwecke umzuwandeln, dann bitte ich 
Sie um Ihre Unterſtützung, ſowie Sie heute ja bereits Ihre 
Neigung kundgethan haben, dajs Sie von der urſprünglichen Idee, 
dieſe Friedhöfe zu verbauen, Umgang nehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Geyer 
hat das Wort. 

Gem.⸗Rath Geyer: Was den Währinger Friedhof an: 
belangt, möchte ich bemerken, dass der Platz ſchon für eine Kirche 
beſtimmt iſt und nicht für Zinshäuſer. Es wird dort eine Gruft 
angelegt, wo Gebeine, die auf dem Friedhofe gelegen ſind, ge— 
ſammelt werden. Die Monumente und Steine werden als Sockeln 
am Kirchenſaume angelegt. Da wird der Friedhof für ewige Zeiten 
gut aufbewahrt werden, aber Zinshäuſer kommen nicht hin. Ich 
bin ſelbſt im Währinger Kirchenbauvereine und weiß, dafs der 
Platz ſchon beſtimmt iſt für eine Kirche. Es iſt ſehr nothwendig, 
dafs der Platz bald frei wird, weil wir ohnehin ſchon drei Jahre 
lang aufgehalten worden ſind; die Kirche ſtünde ſchon längſt dort. 
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Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Porzer hat das Wort. 
Cem.-Nath Dr. Vorzer: Ich ſtehe der Agitation vollkommen 


ferne, welche dahin gerichtet iſt, durch eine Petition auf den 


Gemeinderath einzuwirken, dafs die Friedhöfe auf unberechenbar 
lange Zeit fort belaſſen werden — auf 50 oder ich glaube gar 
auf 80 Jahre — wie der Herr Referent erwähnt hat. Nichts— 
deſtoweniger glaube ich aber, dajs der Antrag des Stadtrathes, 
die Friedhöfe noch ein Jahr zu belaſſen, ſachlich vollkommen be— 
gründet iſt, und zwar möchte ich das betonen, weil von dem Herrn 
Collegen Brauneiß gerade bezüglich es Schmelzer Friedhofes 
die ſofortige Auflaſſung angeregt worden iſt. 

Wenn die Herren den Bericht des Stadtphyſikates in die 
Hand genommen haben, welcher vor einiger Zeit zur Vertheilung 
gelangt iſt — ſo werden Sie gefunden haben, daß die Boden— 
beſchaffenheit des Schmelzer Friedhofes die Eigenthümlichkeit hat, 
die Verweſung der Leichen geradezu zu verhindern, fo daſs — 
obwohl der Schmelzer Friedhof durch 13 oder 18 Jahre nicht 
mehr belegt worden iſt, dennoch der Verweſungsproceſs bei den 
dort beerdigten Leichen noch nicht vollzogen iſt. Ich bitte alſo nur 
zu bedenken, wenn die vorzeitige Auflaſſung des Schmelzer Fried- 
hofes durchgeführt würde, welche ſanitären Folgen das für Wien 
nach ſich ziehen könnte. Selbſt wenn die Verbauung nicht in Aus— 
ſicht genommen iſt, ſondern nur öffentliche Straßenzüge über dieſe 
Fläche hinweggehen würden, ſo könnte das von ganz unberechen— 
baren Folgen ſein. Es iſt daher nicht bloß eine Frage der Pietät, 
ſondern es ſind auch ſanitäre Rückſichten, welche uns beſtimmen 
müſſen, wenigſtens durch dieſe kurze Friſt den Friedhof noch zu 
belaſſen. Was die beiden Währinger Friedhöfe betrifft, ſo wurde 
ſchon hervorgehoben, dass dieſe Plätze ganz entſchieden für Kirchen— 
bauten in Ausſicht genommen ſind, daher die ſofortige Auflaſſung 
vielleicht einem geringeren Anſtande unterliegen würde, aber ich 
glaube, daſs die Zweckmäßigkeit dafür ſpricht, auch hier ein Jahr 
mindeſtens mit der Auflaſſung zu warten. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Schreiner! 


Gem.⸗Nath Schreiner: Ich kann nicht begreifen, wie ſich 
manche Herren für die ſofortige Auflaſſung des Schmelzer Fried— 
hofes erwärmen können. Die betreffenden Herren ſollten doch be— 
denken, daſs wir zum Beiſpiel den Judenfriedhof im IX. Bezirke 
haben, der beſteht ſchon ſo lange, und es wird keine Auflaſſung 
beantragt. Warum müſſen gerade die katholiſchen ſofort aufgelaſſen 
werden? Der Friedhof draußen iſt theilweiſe eine Parkanlage; 
aus dem XIV., XV. und auch aus dem VII. Bezirke gehen die 
Leute hinaus, um friſche Luft zu ſchöpfen; ſo ſchön iſt der Fried— 
hof verwachſen, dass er theilweiſe ein Erholungsort iſt. Natürlich 
zum Theile ſind die Gräber nicht ſo ſchön gepflegt, wie dort, wo 
ein Friedhof noch belegt wird. Ich bin dafür, daſs man den 
Leuten Zeit läſst, ihre Angehörigen exhumieren zu laſſen, und 
iſt erſt dann der Friedhof in eine Gartenanlage umzuwandeln. Ich 
glaube alſo, wir ſollten zuſtimmen, daßs dieſe Friſt auf ein Jahr 
erſtreckt wird. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Schlechter! 

Gem.-Nath Schlechter: Es iſt gewils ſehr erfreulich, dafs 
von den verſchiedenſten Seiten der Wunſch ausgeſprochrn wurde, 
daſs es ſich bei Auflaſſung der Friedhöfe nicht darum handeln 
kann, dass Zinshäuſer hingeſtellt werden, dafs eine Parcellierung, 
vielleicht eine Verbauung ſtattfinde. 
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Aber der vorliegende Antrag gibt dem Magiſtrate nur den 
Auftrag, über die Verwendung der Grundflächen Bericht zu 
erſtatten. 

Ich möchte mir nun erlauben, den Zuſatz zu beantragen, daſs 
wir wünſchen, dafs hiebei namentlich auf die Schaffung öffentlicher 
Gärten Rückſicht zu nehmen iſt. 

Das ſoll dem Magiſtrate eine Directive ſein, und anderer— 
ſeits find wir auch der Bevölkerung ſchuldig, daſs wir jagen, was 
wir beabſichtigen. Ich erlaube mir daher zu beantragen, dass 
Punkt 2 ſo bleibt wie er iſt, daſs aber noch hinzukommt: 

„wobei namentlich auf die Schaffung öffentlicher Garten— 
anlagen Rückſicht zu nehmen iſt.“ 

Es iſt ja kein Zweifel, dafs die Agitation für die Beibe— 
haltung der Friedhöfe eine gewiſſe Berechtigung hat. Man muſs 
doch annehmen, dass ja jo viel Geld ausgegeben wurde, dajs die 
Leute durch Erlegung von bedeutenden Summen dort gewiſſer— 
maßen Grundeigenthümer geworden find. Abgeſehen davon, muj3 
man aber doch auch das Gefühl der Pietät im Auge behalten. Ich glaube, 
es würde in der Bevölkerung den allerſchlimmſten Eindruck 
machen, wenn durch den Beſchlufs, den wir heute faſſen, der 
Glaube erweckt würde, es handle ſich da lediglich um eine Aus— 
ſchrottung der Friedhöfe, um eine Verwertung derſelben, vielleicht 
um die ſtädtiſchen Finanzen zu beſſern. Benehmen Sie der Be— 
völkerung dieſen Glauben, indem Sie meinen Antrag annehmen, 
der ja gut gemeint und gewiss nicht von einem parteitactiſchen 
Standpunkte geſtellt, ſondern ein Antrag iſt, deſſen Annahme der 
Gemeinderath, glaube ich, der Bevölkerung ſchuldig iſt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Zur Geſchäftsordnung 
hat College Schlögl das Wort. 

Hem.-Nath Schlögl (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
Schluſs der Debatte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt; ich erſuche jene Herren, welche damit einver— 
ſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Schluſs der De— 
batte iſt angenommen. Das Wort haben noch College 
Platter und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Platter: Ich muſßs mich ganz den Anſchauungen 
des Collegen Brauneiß anſchließen. Der Schmelzer Friedhof 
hindert den ganzen Verkehr, die Entwicklung der ganzen Um— 
gebung. Es liegen dort, wie College Brauneiß ſchon geſagt 
hat, Holzhaufen ꝛc. herum. Warum kommen die nicht weg? Man 
wartet eben ſolange, bis der Friedhof aufgelaſſen wird. Es kann 
ſich die Märzſtraße nicht entwickeln, es iſt keine Verbindung 
zwiſchen Neulerchenfeld und Neufünfhaus vorhanden. Ich frage 
nun, warum hat man mit dem Friedhofe in Neulerchenfeld ſo 
ſchnell aufgeräumt? Der iſt ſchnell weggeräumt worden. Es ſind 
doch ſchon 23 Jahre, das der Schmelzer Friedhof nicht mehr 
belegt werden darf, und man kann ja ein Bauverbot erlaſſen, 
dals der Platz nicht verbaut werden darf, aber Straßenzüge kann 
man doch durchführen, dadurch leidet die Pietät gar nicht. Ich 
bin mit dem Antrage einverſtanden, daßs noch ein Jahr gewartet 
werde, aber nicht länger. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Herr Referent zum 
Schluſsworte. 

Referent: Ich glaube, die Herren können mit voller Beruhi— 
gung die Anträge des Stadtrathes annehmen. Was den Antrag 
des Herrn Collegen Brauneiß betrifft, ſo bin ich überzeugt, 
dajs demſelben jedenfalls in den magiſtratiſchen Anordnungen und 
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Anträgen, die den Herren gewiss im Laufe des Jahres zu Geſicht 
kommen werden, Rechnung getragen werden wird. Bezüglich des 
alten Ortsfriedhofes in Währing beſteht ein Kirchenbauverein, 
der eine Kirche hinbauen will und bezüglich des anderen Orts— 
friedhofes beim Gaswerke in der Nähe von Döbling beſteht die 
Abſicht, eine Kloſterkirche hinzubauen, und ich glaube, daS dieſes 
Project gar nicht ſo unmöglich iſt. Schließlich kommt die ganze 
Sache, wenn ſie auch jetzt wieder im Magiſtrate berathen wird, 
wieder vor den Gemeinderath, wo wir uns dann entſchließen 
können. Was Herr College Dr. Porzer geſagt hat in Betreff 
der Leichenverweſung auf dem Schmelzer Friedhofe, iſt ganz richtig, 
bezieht ſich aber nur auf einen ganz kleinen Theil desſelben. 
Schließlich bitte ich alſo doch um die Annahme der Stadtraths— 
Anträge. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Ich werde bei der Abſtimmung jo vorgehen, daſs 
ich zuerſt über den Antrag des Herrn Collegen Braun eiß die 
Abſtimmung vornehme. Wird der Antrag Brauneiß ange— 
nommen, ſo iſt ſelbſtverſtändlich das Schickſal des Schmelzer Fried— 
hofes entſchieden, das heißt es werden ſofort Straßen durch— 
geſchlagen werden müſſen. Bezüglich der übrigen Friedhöfe kann 
noch immer über die Anträge des Stadtrathes zur Abſtimmung 
geſchritten werden. 

Wird der Antrag des Herrn Collegen Brauneiß ab— 
gelehnt, ſo kommt der erſte Antrag des Stadtrathes zur Abſtim— 
mung, jedoch mit Weglaſſung des Termines 31. December 1897. 
Bezüglich dieſes Termines werde ich erſt den Antrag des Herrn 
Collegen Dr. Klotzberg, welcher den Termin bis 31. De— 
cember 1898 feſtſetzt, zur Abſtimmung bringen, und wenn derſelbe 
fällt, den Termin bis 31. December 1897. 


Hienach werde ich zum Punkte 2 des Stadtraths-Antrages 
schreiten, dann den Zuſatz-Autrag des Herrn Collegen Schlechter 
zu dieſem Antrage zur Abſtimmung bringen. Die Herren ſind 
wohl mit dieſem Vorſchlage einverſtanden. (Zuſtimmung.) 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche mit dem Antrage 
des Herrn Collegen Brau neiß einverſtanden find, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt abgelehnt. 

Diejenigen Herren, welche mit dem erſten Antrage des Stadt 
rathes, jedoch mit Weglaſſung des Termines, nämlich bis 31. De— 
cember 1897, einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Diejenigen Herren, welche dafür find, daſs der Termin bis 
31. December 1898 — das iſt der Antrag des Herrn Collegen 
Dr. Klotzberg — verlängert werde, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität, der Antrag iſt a b— 
gelehnt. 

Diejenigen Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes 
einverſtanden ſind, daſs der Termin nur bis 31. December 1897 
zu gelten habe, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) A n— 
genommen. 

Diejenigen Herren, welche mit dem Antrage 2 des Stadt— 
rathes, vorbehaltlich der Abſtimmung über den Zuſatz-Antrag 
Schlechter, einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Diejenigen Herren, welche mit dem Zuſatz⸗Autrage Schlechter, 
der dahin geht, dass beigeſetzt werde,, wobei namentlich auf Schaffung 
öffentlicher Gartenanlagen Rückſicht zu nehmen iſt“, einverſtanden 
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ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſer Antrag 

iſt ebenfalls angenommen und die Sache iſt erledigt. 

Beſchluſs: 1. Der zur gänzlichen Auflaſſung rückſichtlich Ab⸗ 
räumung des Pfarrfriedhofes im ehemaligen Gemeinde— 
gebiete in Währing, des Schmelzer Friedhofes und 
des Währinger allgemeinen Friedhofes feſtgeſetzte Termin 
wird gleichmäßig bis 31. December 1897 erſtreckt. 

2. Der Magiſtrat wird beauftragt, rechtzeitig 

detaillierte Vorſchläge über die Verwendung der frei— 
werdenden drei Friedhöfe zu erſtatten, wobei nament— 
lich auf Schaffung öffentlicher Gartenanlagen Rückſicht 
zu nehmen iſt. 

Vice-ürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Hörmann zum Referate. 

27. Referent Gem. Rath Hörmann: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 5983 zu referieren. Der Kindergartenverein im III. Be— 
zirke bittet um Flüſſigmachung der Subvention pro 1896. Dem 
Vereine wurde laut Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 29. Mai 1894 
für die Jahre 1894, 1895 und 1896 eine Subvention von je 
500 fl. bewilligt. Nachdem für das Jahr 1896 die Subvention 
noch ausſtändig iſt, bittet der Verein um Flüſſigmachung dieſer 
Subvention von 500 fl. Der Stadtrath hat ſich dem angeſchloſſen 
und erſucht um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. 
Ich bitte jene Herren, welche mit dem Stadtraths-Antrage ein— 
verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Kindergartenvereine im III. Bezirke wird eine 

Subvention von 500 fl. pro 1896 bewilligt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Ich erſuche den Herrn 
Collegen Sebaſtian Grünbeck zum Referate. 

28. Referent Gem.-Rath Hebaſtian Grünbeck: Ich 
habe die Ehre zu referieren zur Zahl 6307, Beilage Nr. Gl, und 
zwar bezüglich einer Niveauänderung in der Neſtelbachgaſſe 
und dem Theile der Eroicagaſſe bis zur Kahlenbergerſtraße im 
XIX. Bezirke. 

Ich bemerke, daſs gegen dieſe Niveaubeſtimmung von Seite 
des General-Baulinienbureaus nichts eingewendet worden iſt. Es 
handelt ſich um eine Anderung rückſichtlich des bereits miniſteriell 
genehmigten Niveaus. Ich werde die Anderungen nur in den 
Hauptpunkten bekanntgeben. Auf dem Pfarrhofplatze ſoll eine Ab— 
grabung von circa 2 m erfolgen, und dieſer wird dann ebenſo wie 


die Eroicagaſſe nahezu horizontal verlaufen; die Verbindung bis 


zur Kahlenbergerſtraße wird mit einem Gefälle von 44˙3 pro Mille 

gegen circa 8800 pro Mille nach der miniſteriellen Beſtimmung 

verlaufen; ebenſo bekommt die Neſtelbachgaſſe ein Gefälle von 

63 pro Mille gegen 72 pro Mille. Es iſt das ein ungemein 

günſtiges Niveau, und ich empfehle daher den Antrag des Stadt— 

rathes zur Annahme. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort. (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, 
welche dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Die ſeinerzeit vom k. k. Miniſterium des Innern 
genehmigten, im Plane nicht unterſtrichenen Niveaux 
für die Neſtelbachgaſſe, den Pfarrplatz und die Eroica— 
gaſſe im XIX. Bezirke find nach den im Plane unter- 
ſtrichenen Niveaucoten abzuändern. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr Gem. Rath 
Schreiner zum Referate. 

29. Referent Gem.⸗Nath Schreiner: Zur Zahl 6232. 
Es betrifft dies das Anſuchen des Kirchenmuſikvereines zur heiligen 
Maria vom Siege, d. i. der Pfarrkirche im XV. Bezirke, um 
eine Subvention. 

Der Verein hat um eine Subvention augeſucht; der Stadt— 
rath hat ſich dem Anſuchen angeſchloſſen und beantragt, 60 fl. zu 
bewilligen mit dem Zuſatze: „ohne Anerkennung einer Rechtsver— 
bindlichkeit“. Ich bitte um die Annahme. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Dr. Kraft! 

Gem.-⸗Nath Dr. Kraft: Meine Herren! Wenn ich auch 
keine Ausſicht auf Erfolg habe, in dieſer Verſammlung über ſolche 
Dinge zu reden, ſo kann ich doch nicht umhin, mich meines Prin— 
cipes halber gegen eine derartige Bewilligung einer Subvention 
zu verwahren. Wenn ſchon der Zuſatz des Stadtraths-Beſchluſſes 
heißt: „ohne Anerkennung einer rechtlichen Verbindlichkeit“, ſo 
möchte ich ſagen, auch ohne ideelle Verpflichtung iſt dieſer Antrag 
geſtellt; denn wie ich aus den kurzen Andeutungen des Herrn 
Referenten entnommen habe, handelt es ſich zwar um einen ſehr 
löblichen Verein, der ſich die Pflege der Kirchenmuſik angelegen 
ſein läſst. Dieſer Zweck iſt zweifellos ſehr löblich und verdienſt— 
voll, aber es handelt ſich bei einer Subvention durch die Ge— 
meinde in erſter Linie immer darum, ob ein öffentliches Intereſſe 
vorliegt oder nicht. 

»Mit demſelben Rechte wie dieſer Kirchenmuſikverein an uns 
herantritt, könnte auch ein privater Mufikverein oder ein Geſang— 
verein an uns herantreten. Wenn wir in dieſer Hinſicht nicht 
einmal ein gewiſſes Princip annehmen, ſo ſind wir vor Behelli— 
gungen mit derartigen Anſuchen nie geſichert. Ich möchte daher, 
wenn ich auch mit meinem Autrage durchfallen ſollte, nochmals 
bitten, für derartige Zwecke eine Subvention nicht zu gewähren, 
und ſtelle daher den Antrag auf Abweiſung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Es iſt niemand mehr 
zum Worte gemeldet. Der Herr Referent hat das Schluſswort. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich kann nur bedauern, dafs 
gerade von dieſer Seite (links) gegen dieſen Stadtraths-Antrag 
geſprochen wird. Ich bitte um die Annahme des Stadtraths— 
Antrages. (Heiterkeit.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Jene Herren, welche 
mit dem Stadtraths-Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Dem Kirchenmuſikvereine zur heil. Maria vom Siege 

in Fünfhaus wird eine Subvention von 60 fl. pro 
1896 ohne Anerkennung einer Rechtsverbindlichkeit 
hiezu bewilligt. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Sueger: Herr College Tomola 
zum Referate. 

30. Neferent Hem.-Bath Tomola: Meine Herren! Ich 
habe die Ehre, zu referieren zur Zahl 6469. Gemäß Entſchließung 
des l. f. Commiſſärs vom 5. Februar 1896 wurden die Schul: 
dienerentlohnungen an ſämmtlichen Schulen Wiens gleichmäßig 
feſtgeſetzt. Es hat ſich nun bei Durchblick der geſammten Schulen 
gezeigt, daſs unter den Wiener Schulen einige find, welche einen 
jo geringen Umfang haben, dafs es nicht thunlich erſcheint, und 
zwar aus Billigkeitsrückſichten, die vom l. f. Commiſſär feſtgeſetzten 
Entlohnungen auch für dieſe Schulen flüffig zu machen. Infolge 
deſſen hat die Buchhaltung ein Elaborat ausgearbeitet und erſucht, 
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es möge für die im vorliegenden Antrage namhaft gemachten 
Schulen ein anderer Modus der Entlohnung platzgreifen. Die 
Schuldiener dieſer Schulen wurden protokollariſch einvernommen 
und ſämmtliche haben ſich damit einverſtanden erklärt, dafs ihre 
Bezüge in der bis jetzt üblichen Weiſe weiter bezahlt werden. 
Zunächſt handelt es ſich um die Schule VI., Theobaldgaſſe 4. 
Dieſelbe enthält bloß fünf Lehrzimmer und es iſt klar, dass der 
Schuldiener für die Rein- und Inſtandhaltung der fünf Lehr— 


zimmer nicht denſelben Lohn beanſpruchen kann, wie einer, der für! 


die Reinigung von 12 und noch mehr Lehrzimmern zu ſorgen hat. 

Es wird für dieſe Schule ein Jahreslohn von 360 fl. nebſt 72 fl. 

Reinigungsgeld, zuſammen alſo ein Betrag von 432 fl. beantragt. 

Punkt 2 befasst ſich mit der Schule im XIII. Bezirke, 
Lainzerſtraße 291. Dieſe Schule iſt bloß eine Filiale; ſie beſteht 
aus 4 Lehrzimmern, und es wird auch hier der Antrag geſtellt, 
dem Schuldiener einen Taglohn von I fl. 20 kr., ein Reinigungs- 
pauſchale von 52 fl. und ein Ofeuheizpauſchale von 32 fl., zu⸗ 
ſammen alſo den Betrag von jährlich 522 fl. zu bewilligen. Im 
XVIII. Bezirke, Neuſtift am Walde, beſteht das Schulgebände 
bloß aus 3 Lehrzimmern; deswegen werden auch dort die hier 
namhaft gemachten Beträge ausgeſetzt, ebenſo für die Schule im 
XVIII. Bezirke Pötzleinsdorf und im XIX. Bezirke Kahlenbergerdorf. 
Ich bitte, dem vorliegenden Antrage Ihre Genehmigung zu er— 
theilen. 

DVice-Würgermeifter Dr. Cueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Nach einer Pauſe:) Wenn nicht, ſo ſchreite ich zur Ab— 
ſtimmung. (Niemand meldet ſich.) Diejenigen Herren, welche mit 
den Stadtraths-Anträgen einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Bis auf weiteres wird für die Knaben-Volksſchule 
VI., Theo baldgaſſe 4, der Schuldienerlohn mit 360 fl. 
und die Hausbeſorgerbeſtallung mit 72 fl., zuſammen 
ein Betrag von jährlich 432 fl. feſtgeſetzt; eine ſeparate 
Entlohnung für die großen Reinigungsarbeiten iſt 
jedoch nicht zu bezahlen. 

2. Bis auf weiteres wird als Entlohnung für 
den Schuldienſt an der Schule XIII., Linzerſtraße 291, 
der Taglohn des Schuldieners mit 1 fl. 20 kr., das 
Reinigungspauſchale mit 52 fl. und das Ofenheiz— 
pauſchale mit 32 fl., zuſammen ein Betrag von jähr- 
lich 522 fl., an der Schule XVIII., Eyblergaſſe 4, 
das Reinigungspauſchale mit 240 fl. und das Ofen⸗ 
heizpauſchale mit 30 fl., zuſammen ein Betrag von 
jährlich 270 fl., an der Schule XVIII., Pötzleins⸗ 
dorferſtraße 105, das Reinigungspauſchale mit 180 fl. 
und das Ofenheizpauſchale mit 30 fl., zuſammen ein 
Betrag von jährlich 210 fl., und an der Schule XIX., 
Kahlenbergerdorf, das Reinigungspauſchale mit 80 fl. 
und das Ofenheizpauſchale mit 16 fl., zuſammen ein 
Betrag von jährlich 96 fl. feſtgeſetzt. 

3. An den ſämmtlichen genannten Schulen iſt 
ſomit ab 16. September 1896 kein proviſoriſcher 
Schuldiener (Schuldienerin) im Sinne der genehmigten 
neuen Normen (I 1) zu beſtellen. 

4. Den an dieſen Schulen beſtellten Dienern 
(Hausbeſorgern) iſt bis auf weiteres die bisherige 
Entlohnung für das Verkleinern des Holzes zu belaſſen. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Hraba 
zum Referate. 
31. Referent Gem.-Rath Hraba (3. 6138): Ich habe die 


Ehre zu referieren über die Beſtellung eines Aufſehers zur Über- 


wachung der Kabellegung und die Führung von Kabelbüchern. Es 

dürfte den Herren bekannt fein, daßs wir Verträge mit drei Elek— 

tricitäts⸗Geſellſchaften haben, nach welchen es der Gemeinde freiſteht, 
zu einer beſtimmten Zeit und unter beſtimmten Bedingungen die 

Werke ſeinerzeit zu übernehmen. Nun iſt es von Wichtigkeit, dass 

die Schätzungen und die Übernahme ſeinerzeit dadurch erleichtert 

werden, daſs die Gemeinde ſich einen Generalkabelnetzplan 
und auch Kabelbücher herſtellt, die derſelben als Subſtrat der 

der ſeinerzeitigen Schätzungen gelten ſollen. Nun hat ſchon im 

Jahre 1894 das Bauamt eine Arbeitskraft verlangt, welche ſich 

mit der Anlage dieſer Kabelbücher zu befaſſen hätte. Dieſe ſind 

derzeit bis 1895 fertiggeſtellt und 208 Kilometer Hauptleitungen 
und 135·987 Kilometer Hausanſchlüſſe verzeichnet worden, während 
das k. k. Telephonnetz 220 Kilometer Kabellängen in 47 Straßen 
aufweist Die Original-Anlagen für dieſe Bücher ſind uns von 
verſchiedenen Elektricitäts-Geſellſchaften zur Verfügung geſtellt worden. 

Von nun ab ſollen dieſe Kabellegungen erſtens überwacht 
und zweitens die Länge der gelegten Kabel in den Straßen nach— 
gemeſſen werden, weil vorläufig erſt eine Geſellſchaft für die 
Straßenlänge einen Beſtandzins zu bezahlen hat. Zur Durch— 
führung dieſer Angelegenheit ſoll an Stelle des bisherigen mit 
1 fl. 50 kr. beſoldeten Diurniſten ein proviſoriſch angeſtellter Kabel— 
anfjeher treten. Der Stadtrath erlaubt ſich, folgenden Antrag zu 
ſtellen (liest): 

„Syſtemiſierung der Stelle eines vorläufig proviſoriſch gegen 
beiderſeitige vierwöchentliche Kündigung anzuſtellenden Kabellegungs— 
aufſehers mit einem Taggelde von 2 fl. und einer Entlohnung 
von 2 fl. 50 kr. für die ganze und 1 fl. 50 kr. für die halbe 
Nacht, ferner Auflaſſung der Stelle eines der ellektrotechniſchen 
Abtheilung des Stadtbauamtes als Schreibkraft zugewieſenen 
Diurniſten.“ 

Ich bemerke noch, daſs es ſich um eine Entlohnung bei Nacht 
deshalb handelt, weil die Kabel in den Straßen meiſt bei Nacht 
gelegt werden müſſen. 

Ich bitte um die Annahme des Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn dies nicht der Fall iſt, ſo 
erſuche ich jene Herren, welche dem Antrage des Stadtrathes zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt an— 
genommen. 

Beſchluſs: Syſtemiſierung der Stelle eines vorläufig proviſoriſch 
gegen beiderſeitige vierwöchentliche Kündigung anzu— 
ſtellenden Kabellegungsaufſehers mit einem Taggelde 
von 2 fl. und einer Entlohnung von 2 fl. 50 kr. für 
die ganze und 1 fl. 50 kr. für die halbe Nacht, ferner 
Auflaſſung der Stelle eines der elektrotechniſchen Ab- 
theilung des Stadtbauamtes als Schreibkraft zu— 
gewieſenen Diurniſten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Gräf! 

32. Gem.-Nath Gräf: Zahl 6681. Es handelt ſich hier 
um ein Geſuch um Stundung der fälligen Kaufſchillingsrate für 
ein unter dem 19. Juni d. J. verkauftes Grundſtück. Die Käufer 
dieſes Grundſtückes haben angeſucht, den Kaufſchilling bis zum 
25. d. M. zu ſtunden, und ſtelle ich den Antrag auf die ange- 
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ſuchte Gewährung gegen fünfpercentige Verzinſung des Kauf— 
ſchillingsreſtes. Ich bemerke noch, dass heute der Kaufſchillingsreſt 
bei der Hauptcaſſa erlegt worden iſt. (Heiterkeit.) Ich bitte um 
Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Da dies nicht der Fall iſt, erſuche 
ich jene Herren, welche dafür ſind, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Dem Anſuchen um Stundung des am 3. Juli 1896 
fällig geweſenen Kaufſchillings per 900 fl. für die 
zufolge Gemeinderaths— Beſchluſſes vom 19. Juni 1896, 
Z. 4544, verkaufte Theilfläche der Cat.-Parc. 1724 
Ottakring bis 25. Anguſt 1896 gegen fünfpercentige 
Verzinſung wird Folge gegeben. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Lueger: Die öffentliche Sitzung 
it geſchloſſen, es findet eine vertrauliche Sitzung ſtatt. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung 7 Uhr abends.) 


Beſchluſs- Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 25. Auguſt 1896. 
Vorſitz: Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger. 

1. (5751.) Gem.-Nath Hraba beantragt, der Mahnbotens— 
witwe Anna Horak für ihre Kinder Victoria und Paul eine 
Gnadengabe von je 30 fl. jährlich vom 1. April 1896, und zwar 
dem erſten Kinde bis 9. September 1898 und dem letzteren auf 
drei Jahre, eventuell bis zu einer früher eintretenden anderen Ver— 
ſorgung zu bewilligen. Angenommen.) 

2. (5869.) Derſelbe beantragt, der Wafferleitungsaufjehers- 
witwe Anna Seidel eine Gnadengabe von jährlich 150 fl. auf 


die Dauer des Witwenſtandes, eventuell bis zu einer anderweitigen 


Verſorgung und deren beiden Kindern eine Gnadengabe von je 36 fl. 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre, eventuell bis zu einer etwa 
früher eintretenden Verſorgung, und zwar vom 1. Februar 1896 
zu bewilligen. Angenommen.) 
3. (6088.) Derſelbe beantragt, dem Schuldiener Chriftian 
Pollak bei Bemeſſung der Penſion ſeine Militärdienſtzeit vom 
20. April 1857 bis Mai 1862 gnadenweiſe in Aurechnung zu 
bringen. Angenommen.) 
4. (5769.) Derſelbe beantragt, der Mittelſchulprofeſſorswitwe 
Caroline Stark den Fortbezug der Gnadengabe von jährlich 
400 fl. vom 16. Jänner 1897 auf weitere fünf Jahre, eventuell 
bis zum Tage De Wiederverehelichung oder der Erlangung einer 
anderweitigen Verſorgung, aus den eigenen Geldern der Gemeinde 
zu bewilligen. Angenommen.) 
5. (5980.) Derfelbe beantragt, einem penſionierten ſtädtiſchen 
Beamten eine Krankheitsaushilfe im Betrage von 150 fl. als 
abſolut letzte Aushilfe zu gewähren. (Angenommen.) 
6. (6506.) Derſelbe beantragt, der ſtädtiſchen Gärtnersgattin 
Marie Paßeker vom 1. September 1896 auf ein Jahr, eventuell 
bis zu einer etwa früher eintretenden anderweitigen Verſorgung 

eine Gnadengabe von jährlich 240 fl. zu gewähren. 
Angenommen.) 


früher eintretenden Verſorgung zu gewähren. 
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7. (6504.) Derſelbe beantragt, der Rathhausportierswaiſe Ida 
Pompejus eine Gnadengabe von jährlich 60 fl. auf drei 
Jahre, eventuell bis zu einer etwa früher eintretenden Verſorgung 
zu gewähren. (Angenommen.) 

8. (5240.) Gem.-Nath Hörmann beantragt die Verleihung 
der goldenen Salvator-Medaille an Adam Melciuſchek. 

(Angenommen.) 

9. (6118.) Gem.-Nath Dr. Krenn referiert über das An— 
ſuchen der ſtädtiſchen Arztenswitwe Marie Brecher um Gewährung 
einer Gnadengabe. Es wird beſchloſſen, derſelben eine Gnadengabe 
von jährlich 240 fl. auf drei Jahre, eventuell bis zu einer etwa 
(Angenommen.) 

10. (6213.) Gem.-Nath Tomola beantragt, der Lehrers— 
witwe 5 Simoner eine Gnadengabe von jährlich 200 fl. aus 
den eigenen Geldern, vom 16. Auguſt 1896 auf weitere drei Jahre, 
eventuell bis zu einer etwa früher eintretenden Verſorgung zu be— 
willigen. (Angenommen.) 

11. (6705.) Pice-Bürgermeifter Dr. Neumayer beantragt 
die Verleihung der goldenen Salvator-Medaille an Joſef Sonner. 

(Angenommen.) 

12. (6361, 6584.) Derſelbe beantragt, den zufolge Stadt— 
raths⸗Beſchluſſes vom 19. Auguſt 1896 ernannten, beziehungsweiſe 
beförderten Dienern den Gehalt und das Quartiergeld gnaden- und 
ausnahmsweiſe vom 1. Auguſt 1896 an anzuweiſen. 

(Angen om men.) 


(Schluſs der Sitzung.) 


Stadtrath. 
Ditzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 1. September 1896. 
Mittwoch, den 2. September 1896. 
Donnerstag, den 3. September 1896. 
Freitag, den 4. September 1896. 


Allgemeine Nachrichten. 


Approviſtonierungs- Angelegenheiten. 
Borſtenviehmarkt vom 24. und 27. Auguſt 1896. 
1. Auftrieb 
auf dem freien Markte: 


Jungſchweine (Fleiſchſchweine) 4059 Stück 
Fettſchweinnnnnne 4547 „ 
Summa. 8606 Stück 


Darunter unverkaufter Reſt von der Vorwoche . 224 Stück. 


Angekauft wurden: 


für Wien 8147 Stück 
für das Land... — „ 
unverkauft blieben 459 


2. Preisbewegung: 
(per 1 Kg. Lebendgewicht.) 
von 34 bis 44 (—) kr. 
„ 40 „ 46 (—) „ 


Jungſchweine (Fleiſchſchweine) .. 
Fettſchweine 


Fx — ——— ——ꝛͤä——— — —— — 


——ů 2— —— 


Der Geſ chäftsverkehr war auf dem Dienstagmärkte infolge 
für 
Jung⸗ und Fettſchweine um 1 kr. per Kilogramm gegen den 


des bedeutend vermehrten Auftriebes flau und ſind die Preiſe 


Dienstagmarkt der Vorwoche gefallen.“ 

Auf dem Donnerstag⸗ Nachmarkte ſind bei ſchwachem Gesche 
verkehre die Preiſe für Jung⸗ wie Fettſchweine gegen den dies⸗ 
wöchentlichen Dienstagmarkt unverändert blieben. 


* * 
** 


Pferdemarkt vom 25. Auguſt 1896. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 283 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 140-370 fl. per Stück 
„ Schlachtpferde . 0 „ 
Der Markt war flau. 


* % 
* 


Stechviehmarkt vom 27. Auguſt 1896. 


1. Auftrieb, bezw. Zufuhr: 
Kälber ausgeweidet 1041, Kälber lebend 1789, Lämmer 
ausgeweidet 12, Lämmer lebend 9, Schafe aus— 
geweidet 391, Schafe lebend 3211, Schweine aus— 
geweidet 772. 


2. Preisbewegung: 
Kälber ausgeweidet .. per 1 kg von 28 bis 52 (54 — 60) kr. 
Kälber lebennd . „ „ „ 26 „ 42 (44 —54) „ 


Schweine ausgeweidee . „ „ „ 38 „ 52 (53—56) „ 
Lämmer ausgeweidet . . . per Paar von 5 bis 11 (— fl. 
Lämmer lebend. . 8 „ — (— u 
Schafe ausgeweidet . . „ 14 von 1 32 „ 44 (- ) kr. 
Schafe lebend... „Paar, 12˙10 „22100 — ) fl. 
Schafe lebend. per 1 kg von 27 bis 36 kr. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 174 Stück Kälber weniger 
Bei ziemlich flauer Kaufluſt konnten ſich die Preiſe 


zugeführt. 
der Kälber in Prima- und Mittelware nur ſchwer behaupten, 
während mindere Sorten um 1 bis 2 kr. per Kilogramm zurück⸗ 
gegangen ſind. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 2700 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des geringeren Auftriebes 
lebhafter und ſind die Preiſe um ½ bis 1 fl. per Paar geſtiegen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 27. Auguſt 1896 
354 Stück Maſt⸗ und Weide- und 558 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


Bericht des Marktamtes 


über die im Monate Juli 1896 bei der Einfuhr nach Wien 
beſchauten Thiere und Fleiſchwaren, die vorgenommenen Schlach⸗ 
tungen und die in Ausübung der Markt-, Sanitäts⸗ und Veterinär⸗ 
polizei von den Beamten des Marktcommiſſariates und der 
Veterinärabtheilung vorgenommenen Confiscationen nachſtehender 
Artikel: 
Bei der Einfuhr wurden beſchaut: 

23.130 Rinder, 12.953 ausgeweidete und 7298 lebende Kälber, 
1132 ausgeweidete und 7177 lebende Schafe, Ziegen, Lämmer 
und Kitze, 5550 ausgeweidete und 3837 lebende Schweine, 
21 Spanferkel, 1,084.80 1 kg Rindfleiſch, 118.449 kg Kalbfleiſch, 
11.457 kg Schaffleiſch und 189.165 kg Schweinfleiſch. 
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Bei der Schlachtung wurden! beſchaut: 


2. 296 Rinder, 7197 Kälber, 84¹ Schafe, Ziegen, Lämmer 
und Kitze, 40.687 Schweine, 1655 Pferde und 4 Eſel. | 


Confisciert wurden: 


Nach Stücken: 31 Rinder, 42 Kälber, 1 Schaf, 562 Schweine, 
4 Pferde, 1 Hirſch, 1 Kaninchen, 254 Föten, 67 Federwild, 
227 diverſes Hausgeflügel, 153 Würſte und Wurſtwaren, 2 Gänſe⸗ 
junges, 8 Mägen und Gedärme, 2032 Lebern und Lungen, 58 Milze, 
Nieren und Herzen, 2 Hirne, 2 Euter, 2 Kiefer, 10 Füße, 1½ Kopf, 
125 geräucherte, geſalzene und marinierte Fiſche, 25 Fiſchconſerven, 
4 Vögel in der Schonzeit, 6718 Krebſe, 94 Käſe, 2574 Eier, 
2698 Südfrüchte, 1 Cocosnufs, 7 Gläſer Dunſtobſt, 5468 Grün- 
waren, 86 Salz⸗ und Eſſiggurken, 70 Gebäck, 36 Zuckerbäcker— 
waren, 20 Flaſchen Vier, 2 Flaſchen Spirituoſen, 16 Flaſchen 
Mineralwäſſer, 1500 Weinlaub mit Kupfervitriol beſprengt, 
53 Balſam, 110 Brauſepulver, 574 Feuerwerkskörper, 28 dünn— 
wandige Liqueurfläſchchen, 8 nicht verzinnte Geſchäftsutenſilien, 
83 Wagen, Maße und Gewichte, 4 Milchſprudler und 30 Celluloid— 
Spielbälle. 

Nach Kilogramm: 307197 Rindfleiſch, 10.924˙85 Kalb⸗ 
fleiſch, 9477 Schaffleiſch, 79875 Schweinfleiſch, 50720 Selch— 
fleiſch, 20 Pferdefleiſch, 114 Wildbret, 20345 Würſte und Wurſt⸗ 
waren, 2775 Salami, 7 Gansfleiſch, 12:25 Lebern und Lungen, 
270 Hirn, 49 Zuwagstheile, 73 diverſe Organtheile, 185˙75 Fiſche, 
33 Krebſe, 45 Topfen, 18·45 Käſe, 13·79 Butter. 1720 Schwein⸗ 
ſchmalz, 1:15 Speck, 59, Grieben, 10.261·15 Obſt, 10 gedörrte 
Pflaumen, 2085 Hülſenfrüchte, 790725 Grünwaren, 11050 Para- 
diesäpfel, 1835 Erdäpfel, 182750 Schwämme, 31 Salz. und 
Eſſiggurken, 57˙50 Sauerkraut, 15 Mehl, 7˙5 Grieß, 55 Gebäck, 
2 Mohn, 41 Preſshefe, 157·20 Zuckerbäckerwaren, 2:50 Canditen, 
39 Medicinalkräuter, 11 Weinlaub mit Kupfervitriol beſprengt, 
2 Maculaturpapier, 1 Bleiſchrot. 

Nach Litern: 234 Milch, 9˙50 Hülſenfrüchte, 2 Gerſte, 


| 
11885 Bier und 3:5 Obſtwein. 


Geſtattung der Zufuhr von lebenden Maſtſchweinen ungariſcher 
und croatiſch⸗flavoniſcher Provenienz nach Reichenau (Station 
Payerbach) im politiſchen Bezirke Neunkirchen. 


Die k. k. n.-d. Statthalterei hat unterm 13. Auguſt 1896, 
3. 76377 (M.⸗Z. 14301/ XV), Nachſtehendes kundgemacht: 

Im Grunde des Erlaſſes des h. k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 30. Juni 1895, Z. 18370, findet die Statthalterei im Nachhange 
zu Punkt 2, lit e der mit der Kundmachung vom 8. Juli 1895, 
3. 65444, ergänzten hierämtlichen Kundmachung vom 5. Juli 1895, 
3. 63643, beziehungsweiſe zur Kundmachung vom 9. Juli 1895, 
Z. 65632, als Eiſenbahnſtation, in welche Transporte der dort 
charakteriſierten Maſtſchweine ungariſcher⸗croatiſch-ſlavoniſcher 
Provenienz dirigiert werden können, bis auf weiteres auch die 
Station Payerbach, beziehungsweiſe die Gemeinde Reichenau 
zu beſtimmen und anzuordnen, daßs hinſichtlich der Einfuhr und 
veterinärpolizeilichen Behandlung der Schweine obgedachter Pro— 
venienz die Beſtimmungen der hierämtlichen Kundmachung vom 
15. Juli 1896, Z. 67587, betreffend die Zufuhren von derlei 
Schweinen nach Aſpang in analoger Weiſe auch in Reichenau 
(Payerbach) durchzuführen ſind. 


4 


1100 


Es haben demnach diesfalls folgende Beſtimmungen Geltung: 

1. Die Ausfuhr von lebenden Schweinen überhaupt aus dem 
ganzen Gemeindegebiete von Reichenau iſt bis auf weiteres gänzlich 
unterſagt. 

2. Die Beſchau der für Reichenau in Payerbach einlangenden 
Schlachtſchweine ungariſcher-croatiſch⸗flavoniſcher Provenienz hat 
der diplomierte Thierarzt Friedrich Schick in Reichenau und in 
ſeiner Verhinderung ein ſeitens der Gemeindevorſtehung der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Neunkirchen zu requirierender Stellvertreter 
vorzunehmen. 

Der betreffende Thierarzt hat jedesmal ſofort eine Conſignation 
der beſchauten Thiere, in welcher insbeſondere die Stückzahl derſelben 
und der Name und Wohnort des Empfängers anzugeben ſind, 
in duplo auszufertigen, hievon das eine Pare dem Gemeindevorſteher 
in Reichenau zu übergeben und das andere behufs Controle der 
Schlachtungen zu verwenden. 

3. Von der Bahn ſind die Schweine auf entſprechend con— 
ſtruierten Wägen mittels Pferdebeſpannung directe und nur nach 
ſolchen Schlachtſtätten im Gemeindegebiete von Reichenau ab— 
zuführen, welche vermöge ihrer Einrichtung und Situation in 
ſanitäts⸗ und veterinärpolizeilicher Beziehung von der k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft als hiefür geeignet bezeichnet werden. 

4. Die Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau dieſer Schweine hat ebenfalls 
durch den obgenannten Thierarzt, beziehungsweiſe den zu requirierenden 
Stellvertreter zu geſchehen, und es müſſen hiebei insbeſondere die 


Beſtimmungen der Verordnungen vom 26. September 1886, 


Z. 48191, n.⸗ö. L.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, und vom 9. Juni 1895, Nr. 79, 
ſtrengſtens gehandhabt werden. Dieſem Beſchauthierarzte obliegt 
es auch, darüber zu wachen, dajs ſämmtliche Schweine in den 
betreffenden Schlachtſtätten innerhalb des vorgeſchriebenen Termines 
zur Schlachtung gelangen, und er hat ſofort nach dem Ablaufe 
desſelben unter Vorlage der betreffenden Conſignation dem Gemeinde— 
vorſteher über den Vollzug oder die Unterlaſſung der Schlachtung 
die Anzeige zu erſtatten. 

5. Alle innerhalb von drei Tagen nach dem Einlangen der 
Schlachtung nicht unterzogenen Schweine hat der Gemeindevorſteher 


auf Rechnung und Gefahr des Beſitzers ſofort ſchlachten, entſprechend 


verwerten zu laſſen und den Erlös nach Abzug der erwachſenen 
Auslagen dem Beſitzer einzuhändigen. 

Einem ſolchen Schweinebeſitzer, gegen dem unter einem die 
Strafanzeige bei Gericht wegen Nichtbeachtung der Beſtimmungen 
dieſer Kundmachung zu erſtatten iſt, iſt gleichzeitig der weitere 
Bezug von Schweinen der gedachten Provenienz auf die Dauer 
von 14 Tagen, von dem dem Ablaufe des nicht eingehaltenen 
Schlachtungstermines folgenden Tage an, verboten. 

6. Der Gemeindevorſteher hat am Schluſſe jeder Woche der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft unter Vorlage ſowohl der beim Einlangen, 
als nach vollzogener Schlachtung der Schweine vom Beſchauthierarzte 
erhaltenen Conſignationen über die Provenienz und Stückzahl der 
eingelangten Schweine, über die Zeit des Einlangens und der 
vollzogenen Schlachtung der Thiere, ſowie über den Beſchaubefund 
und die etwa getroffenen Verfügungen zu berichten. 

7. Vorbehaltlich der Controle durch ein hierämtliches Veterinär⸗ 
organ hat auch die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neunkirchen die 
Verpflichtung von der genaueſten Beachtung obiger Anordnungen 
durch periodiſch vorzunehmende Reviſionen ſich die Überzeugung 
zu verſchaffen, hiebei wahrgenommene Unregelmäßigkeiten zu be— 
amtshandeln und hierüber zu berichten. Ebenſo obliegt es ihr, die 
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von dem Gemeindevorſteher eingeſendeten Schlachtungsberichte ſammt 
Conſignationen ſofort der Statthalterei vorzulegen. 

Dieſe Kundmachung tritt am 15. Auguſt 1896 in Wirkſamkeit 
und werden Übertretungen derſelben nach den Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, beſtraft, wobei 
auch die Vorſchriften des § 46 Thierſeuchengeſetzes und der dazu 
erlaſſenen Durchführungsverordnung, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36 
ex 1880, Anwendung finden. 


Bnnbewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 


vom 24. Auguſt bis 27. Auguſt 1896: 


Für Neubauten: 
II. Bezirk: Haus, Spaungaſſe, Burghardtgaſſe, Einl.⸗Z. 4415, von Adolf 
Weiß, Wasnergaſſe 17, Bauführer A. Schmid (6441). 
V. Bezirk: Haus, Embelgaſſe 33, von Eduard Rösner, Baumeiſter 
6451) 


Haus, Embelgaſſe 31, Siebenbrunnengaſſe 56, von Eduard 

Rösner, Baumeiſter (6452). 
IX. Bezirk: Haus, Rögergaſſe, Ecke der Schultz⸗Straßnitzkygaſſe, Einl. 
Z. 1636, von Iſidor Frommer, Schlagergaſſe 9, Bau— 
führer ? (6405). 
XIII. Bezirk: Wohnhaus, Speifing, Schillingergaſſe, Parc. 454/2, von Leop. 
und Anna Wendl, Bauführer Gabriel Kröpfl, Stadt— 
baumeiſter (27123). 

XVII. Bezirk: Ebenerdiges Wohnhaus, Hernals, Ecke der Pezzl- und 
Rokitanskygaſſe, von A. Herzog & Söhne, XVI., Otta⸗ 
kringerſtraße 80, Bauführer Anton Brunner, Maurer- 
meiſter (30051). | 

Wohnhaus, Hernals, Ecke der Lackner- und Blumengaſſe, 
von Joachim Frommer, IX., Luſtkandlgaſſe 4, Bau— 
führer ? (30093). 

XVIII. Bezirk: Ebenerdiges Haus, Währing, Gerſthoferſtraße 70, von Joh. 
Hattay, Bauführer derſelbe (27411). 

Einſtöckiges Wohnhaus, Gerſthof, Wallrißſtraße, von Paul 
O berſt (27418). 

Schulbau, Währing, Schopenhauerſtraße, von der Commune 
Wien, Bauführer G. Löwitſch (27465). 

Hochparterre-Wohnhaus, Gerſthof, Wallrißſtraße, Einl.-Z. 844, 
von Marie Niederle, Bauführer Paul Oberſt (27871). 

Bezirk: Wohnhaus, Döbling, Cobenzlgaſſe 76, von Katharina 

Schöll, ebenda, Bauführer Johann Freytag (17324). 


Für Umbauten: 8 ö 

XIII. Bezirk: Wohnhaus, Hietzing, Trauttmansdorffgaſſe 27, von Johann 
und Karoline Adamek, Bauführer H. Staud, Stadt- 
baumeiſter (26916). | 


Für Zubauten: 
Bezirk: Hoftract, Lindengaſſe 8, von Reinold Baeger, Liniengaſſe 17, 
Bauführer A. Sallatmeyer (6450). 

XIII. Bezirk: Seitentract, Baumgarten, Baumgartenerſtraße 35, von Franz 
Schwarzhappel, Bauführer Franz Höfer, Maurer— 
meiſter (26373). 

Stall und Remiſe, Lainz, Biraghygaſſe 15, von Michael 
Gam, Bauführer J. Hecht, Maurermeiſter (26543). 

XVIII. Bezirk: Zubau eines Wohntractes, Gerſthof, Scheidlſtraße 50, von. 
Hugo Carmine, Bauführer Friedrich Exter & A. 
Zimmermann (27466). 

Zubau einer Küche und eines Abortes, Währing, Stern— 
warteſtraße 59, von Johann Stouy, Bauführer Karl 
Kittel (27874). 

Bezirk: Dampfkeſſel, Döbling, Grinzingerſtraße 95, von der Elektri— 

ſchen Glühlampenfabrik Watt, ebenda, Bauführer Karl 
Watt, Bauführer Karl Höller! jun. (17128). 
Für Adaptierungen: 

I. Bezirk: Zelinkagaſſe 14, von Karl Frick, Maurermeiſter (6409). 

II. Bezirk: Haidgaſſe 12, von Joſef Kalas, Maurermeiſter (6397). 

le 21, von E. Rippel, Bauführer J. Herzberg 
(6426). 

III. Bezirk: 11690 a 17, von L. Waldmann, Maurermeiſter 

6381). 


” ” 


” ” 


. ” 


IV. 


1 


Bezirk: 


V. Bezirk: 


75 


XVII. 


XVIII 


<< 


VII 


Bezirk: 


Bezirk: 
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Wienſtraße 35, von Rudolf Anzinger, Bauführer Kame- 
nicky (6440). 

Arbeitergaſſe 25, von Johann Knobel, Arbeitergaſſe 25, 
Bauführer E. Schätz (6380.) 


Liniengaſſe 39, von Joſef Schaad, Bauführer M. Drarel- 


mayer (6377). 


Burggaſſe 10, von H. Reißer, Bauführer Joh. Chaluſch 
(6445). | 


Burggaſſe 6/8, von Johanna v. Winterhalder, Bauführer 
Joh. Chaluſch (6446). 

Kochgaſſe 29, von Thomas Kazda, Maurermeiſter (6410). 

e 37, von Thomas Kazda, Maurermeiſter 

420). 

Keplerplatz 3, von Siegmund Eibuſchitz, Bauführer W. 
Laitl (37417). 

Buchengaſſe 46, von Ferdinand Schirocki, Bauführer 
Lorenz Wetſch (37238). 

Simmeringerſtraße 187, von B. Egger & Comp., Bau— 
führer Henneberg (37573). 

Dornbach, Sandleitenſtraße, C.-Nr. 376, von Joh. Kam— 
leitner, Bauführer Joh. Kielmayer, Stadtbaumeiſter 
(30005). | 


„Bezirk: Währing, Gentzgaſſe 75, von Rudolf Ar gauer, Bauführer 


Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 
. Bezirk: 


8 Bezirk: 


XIII. Bezirk: 


XVII. 


” 


VI. 
XVII. 


71 


Bezirk: 


" 


Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 


. 


Johann Hattey (27413). 

Pötzleiusdorf, Julienſtraße 36, von J. Kreuzinger, Bau— 
führer? (27504). 

Währing, Anaſtaſius Grüngaſſe 4, von David Wagner, 
Bauführer Leopold Scherer (27873). 

Währing, Schopenhauerſtraße 45, von Dr. Eugen und Emil 
Wagner, Bauführer Ignaz Graf (28006). 

Döbling, Boſchgaſſe 12, von Eduard Lorbeer, ebenda, 
Bauführer Karl Höller! jun. (17218). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 

Schupfe, Dresdnerſtraße 113, von Cornelius Kabath, Bau— 
führer M. Neubauer (6393). 

Waſſerlauf, Reisnerſtraße 42, von Geza Schönberg, Bau— 
führer F. Roth (6443). 

Dachſtuhlauswechslung, Heinegaſſe 32, von Guſtav Czermak, 
Straußengaſſe 15, Bauführer H. Reiter (6375). 

Kleinkeſſelaufſtellung, Schallergaſſe 44, von Albert Rotter, 
Bachergaſſe 5, Bauführer ? (6414), 

Feuermauer⸗Reconſtruction, Spittelber ggaſſe 26, von Franz 
Obermayer, Maurermeiſter (6408). 

Penzing, Ameisgaſſe 7, von Karl Birnöcker, Bauführer 

Karl Ziegelwanger, Stadtbaumeiſter (27124). 

Pferdeſtall, Hernals, Römergaſſe 75, von Ferdinand Weeſe, 
ebenda, Bauführer Joſ. Schimek, Maurermeiſter (30012). 

Dampfſchornſtein, Hernals, Hauptſtraße 111, von Em. 
Winter, Bauführer Ludwig Guſfenbauer (30245). 

Waſchküche, Döbling, Heiligenſtädterſtraße 139, von Eduard 
9 ul 5 IX., Spitalgaſſe, Bauführer Franz Mayer 
(17133). | | 

Waſchküche, Döbling, Grinzingerſtraße 79, von Eduard 
0 5 0 IX., Spitalgaſſe, Bauführer Franz Mayer 

131). 

Aborte, Döbling, Kobenzlgaſſe, Grinzinger Steinbruch, von 
Eduard Hanſer, IX., Spitalgaſſe, Bauführer Franz 
Mayer (17132). 

Riegelwandhütte, Kahlenbergerdorf, Parc, 248, 249. von 
Heinrich Knoblich, II., Rueppgaſſe 20, Bauführer Friedr. 
Bayer (17108). 

Schupfen, Döbling, Grinzingerſtraße 95, von der Elektriſchen 
Glühlampenfabrik „Watt“, ebenda, Bauführer Johann 
Sulzbacher (17128). 


Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 

Webgaſſe 39, von David Metzner, Bauführer J. und M. 
Sturany (6418). 

Hernals, Gilmgaſſe 9, von Georg und Katharina Atzl, 
ebenda, Bauführer Franz Haslinger, Maurermeiſter 
(29898). | 

Hernals, Mariengaſſe 26, von Joſef und Anna Haydu, 

. ebenda, Bauführer Joh. Meidl, Maurermeiſter (29909). 


Geſuche um Bekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 


IX 
XIII 


Bezirk: 
Bezirk: 


1 


XIV. Bezirk: 


Bezirk: 


” 


Rögergaſſe, Einl.⸗Z. 1636, von Iſidor Frommer, Schaller⸗ 
gaſſe 9 (6394). 

Breitenſee, Kienmayergaſſe 23, von Joſef Schilling (26914). 

Speiſing, Anton Langergaſſe zwiſchen 18 —22, von Albine 
Herzog (26616). 

Rudolfsheim, Johnſtraße, Cat.⸗Parc. 880, Einl.⸗Z. 1335, 
von Leopold Wlczek (24441.) 

Hernals, Watt⸗ und Sautergaſſe, Cat.-Pare. 545/14, Einl.⸗ 
Z. 1214, von M. Kü belböck (29624). 

Hernals, Ecke der Pezzel- und Rokitanskygaſſe, von A. 
Herzog & Söhne, XVI., Ottakringerſtraße 80 (30051), 
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XVIII. Bezirk: 6027935 Wallrißſtraße, Einl.⸗Z. 845, von Paul O berſt 
Gerſthof, Wallrißſtraße, Einl.⸗Z. 845, von Paul O berſt 
57339). 


77 ” ( 

„ „ Gerttof, Scheidlſtraße 50, von Hugo Carmine (27409). 
7 a Gerſthof, Wallrißſtraße, von Paul Oberſt (27419). 

5 5 on: Wallrißſtraße, Einl.-3. 844, von Paul Oberft 
n „ Gerſthof, Scheidlſtraße 17, von Anna Rehor (27502). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 


XIII. Bezirk: Penzing, Pfadenhauergaſſe 9 und 11, von der Wiener Stadt 
bahn, Demolierender Karl Ziegelwanger, Stadtbau— 
meiſter (26400). 
* 
Nichtigſtellung. Im Amtsblatte Nr. 67 hat es auf Seite 1062, zweite 
Spalte, unter dem Subtitel: „Demolierungsanzeigen wurden überreicht“ ſtatt 
„VII. Bezirk, Neuſtiftgaſſe 30“ richtig „13“ zu heißen. 


Gewerbeaumeldungen vom 21. Auguſt 1896. 


(Fortſetzung.) 

Fritſch Antonie — Modiſtin — J., Tegetthoffſtraße 4. 

Belsky Anton — Muſiker — XI., Hauptſtraße 27. 

Hinze Maximilian — Papier⸗, Schreib-, Zeichenrequiſiten, Schulhefte⸗ 
Verſchleiß ꝛe. — XIII., Reinlgaſſe 19. 

Binder Leopoldine — Pfaidlerin — VI., Gumpendorferſtraße 78. 

Mautner Gottfried — Pfaidler — XVII., Hauptſtraße 92. 

Tachau Marie — Übernahme zum chemiſchen Putzen — VIII., Koch— 
aſſe 15. 
j Hönig Karl — Schloſſer — XVII., Ranftlgaſſe 19. 

Kotyza Johann — Schuhmacher — XVIII., Hildebrandgaſſe 13. 

Schreiber Armin — Schuhwaren-Commiſſions⸗Verſchleiß — IL, Her⸗ 
minengaſſe 10. 

Kießler Joſefa — Stoffreſten-Verkauf — VI., Stiegengaſſe 10. 

Schreier Joſef — Tiſchler — II., Schiffmühlenſtraße 45. 

Ammerl Karoline — Zeitungs-Verſchleiß — IV., Hechtengaſſe 9. 

Blazek Antonie — Zeitungs-Verſchleiß — VI., Horuboſtelgaſſe 2. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 22. Auguſt 1896. 


Dobruſchka Georg, Schafhauſer Ferdinand — Bauunternehmer — XVI., 
Gaullachergaſſe 8. 

Schmidt Friedrich — Bauunternehmer — XVI., Brunnengaſſe 21. 

Sladek Heinrich — Brantwein-Verſchleiß in verſchloſſenen Gefäßen — 
XII., Hetzendorferſtraße 71. 

Bösl Marie — Brennmaterialien-Kleinhandel — V., Kompertgaſſe 11. 

Zeis Karl — Brennmaterialien-Kleinhandel — III., Erdbergſtraße 156. 

Pilat Leopold — Chamotziegel- und Chamotmehlhandel — XVI., Otta— 
kringerſtraße 212. 

Pisa Karolue — Damenſchneiderin — III., Blattgaſſe 1. 

Menſchel Heinrich — Drechslergewerbe — XVI., Degengaſſe 73. 

Teſakik Joſef — Drechsler — XIV., Goldſchlagſtraße 53. 

Fiala Ferdinand — Einſpänner (Lic.-Nr. 480) — XVII., Arnethg. 26. 

Faſſel Karl — Fleiſchhauer — V., Wehrgaſſe 27. 

Jelinek Joſefa — Fragnerei-— V., Wehrgaſſe 22. 

Klepp Johann — Friſeur und Raſeur — XVI., Rösnergaſſe 23. 

Klonez Franz — Gaſtwirt⸗ und Kaffeeſieder — XIII., Hietzinger 
Hauptſtraße 141. ni 

Zotter Vincenz — Gaſtwirt — V., Wimmergaſſe 28.- 

Bauer Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Brunneng. 75. 

Edlinger Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Erdberger- 
lände 12. ü | 

Feigl Hermine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Ziegelofengaſſe 29. 

Hejny Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Brunnengaſſe 33. 

Hirſch Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Gatterburggaſſe 6. 

Maurer Lorenz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Gürtel 53. 

Millich Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hartmanngaſſe 14. 

Riegler Thereſe — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — V., Reinprechtsdorfer— 
ſtraße 8. a i ö 

Schmidt Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Nicolsdorferſtr. 13. 

Schmidt Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Siebenbrunneng. 37. 

Schuhmann Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Leitermayer⸗ 


gaſſe 21. 
5 a Samuel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfelder— 
ſtraße 63. 
Steindl Raimund — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., Schönbrunner— 
ſtraße 40. N 


Wetterle Alexander — Gemiſchtwaren-Verſchleiß mit Ausſchluſs von 
Lebensmitteln — XVI., Dettergaſſe 7. 

Honzäk Peter — Herrenſchneider — V., Ramperſtorffergaſſe 22. 

Heller Karl — Kaffeeſchenker — V., Arbeitergaſſe 12. 

Semanczek Michael — Kleidermacher — III., Neulinggaſſe 10. 
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Kuoth Rudolf — „Kleinfuhrwerk⸗ — XVI., „Hippgaſſe 36. 
Erpsz Cheim — Milchhandel — III., Adamsgaſſe 9 
Monſchein Barbara — Milch- und Gebäck⸗ eee — V., Matzleins⸗ 
dorferſtraße 36. 
Brba Antonie — Milch- und Gebäck⸗Verſchleiß — V., Einfiedlergaffe 42. 
Parizek Katharina — Mechaniker gewerbe — Einſiedlergaſſe 42. 


(Das Weitere folgt.) 


Inhalt: 


Gemeinderath: 


Sitzung des Gemeinderathes 
Stenographiſcher Bericht über die 
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öffentliche Sitzung des 


Gemeinderathes vom 25. Auguſt 1896. 
Inhalt: 


Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Entſchuldigung der Gem.-Räthe Dr. v. 


Desgleichen des Gem.-Rathes Dr. Mittler 5 
Beurlaubung der Gem.-Räthe Eigner, Staſtnik und Wurm 
. Spende Sr. k. und k. Hoheit Erzherzog Eugen für das Deutſch— 


Billing, Obriſt, 
Brunner, 


Freih. v. Engerth, Hallmann, Leitner, 
Polzhofer und Scheſinger wegen Fernbleibeus 


Meister Denmmmgmgd 8 
Spende der Familie Blaſchke für Arme anlässlich des Ablebens 
der Frau Barbara Blaſchke 


Nichtannahme der Wahl zum Mitgliede der Commiſſion zur 


Berathung der Gasfrage jeitens des Gem.-Rathes Dr. v. 


Billing 
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Bekanntgabe der Nothwendigkeit der Vornahme der Wahl eines 


Mitgliedes des Curatoriums der, Kaiſer Franz Joſef-Stiftung 
und von zwei Mitgliedern in die Überſchwemmungs⸗ Commiſſion 


Bekanntgabe des Ergebniſſes der am 24. Juli d. J. vorge- 


nommenen Wahl eines Mitgliedes in die Commiſſon zur Be⸗ 
rathung der Gas frage (Gem.-Rath Dr. Geß mann) 


Einlauf: 


8. 
9. 


Dankſchreiben des Präſidiums des Allgemeinen öſterreichiſchen 
Gärtnerverbandes für die gewährte Subvention 
Petition der Genoſſenſchaft der Gemiſchtwaren-Verſchleißer und 
der Fragner in Wien, der Kaufleute des geweſenen politiſchen 
Bezirkes Sechshaus, des Handelsgreminms in Hernals und der 
Marktvictualienhänder in Wien durch ihre Vorſteher, um Ab⸗ 
ſchaffung des Hauſierhandels mit Lebensmitteln im Gemeinde— 


Gebiete n y eye 
Anträge: 
10. Gem.⸗Rath Brunner, betreffend die Abänderung der Gemeinde— 


11. 


12. 


13. 
14. 
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wahlordnung 
Gem.⸗Rath Sebaſtian Grünbeck, betreffend 15 Heranziehung 
der Communal-Sparcaſſen an Stelle der J. öſterreichiſchen 
Sparcaſſa innerhalb der ſtädtiſchen Caſſengebarung 
Gem.⸗Rath Fiedler, betreffend die Errichtung einer Leichenhalle 
ſammt Wartehalle auf dem Central-Friedhofe für die ärmeren 
Claſſen und die Erleichterung des Zutrittes zu den nicht an 
infectiöſen Krankheiten Verſtorbenen 
Gem.⸗Rath Schwarzmahyer, betreffend die Errichtung einer 
Bedürfnisauſtalt auf dem Rudolfsheimer Markte 
Gem.⸗Rath Dr. Reiſch, betreffend die Einſetzung einer Commiſ— 
ſion zur Prüfung der Straßencanäle behufs Beſeitigung der 
Überſchwemmungsgefahr .. 
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Referate: 


15. Bice-Bürgermeifter Dr. Lueger, 


16. 


17, 


18. 


19. 


20. 


betreffend die Ausſchmückung 
der Straßen Wiens anläſslich der Ankunft des ruſſiſchen Kaifer- 
paares 
Derſelbe, betreffend die politiſche Begehung und Enteig⸗ 
nungsverhandlung für das Alternativproject der Umlegung des 
Wiener⸗Neuſtädter Canales anlässlich des Stadtbahnbaues . 

Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend die informative Ver⸗ 
handlung über das von der k. k. Baudirection der Wiener 
Stadtbahn verfafste Alternativproject für eine Tiefbahn längs 
der Roſsauerlände 


Gem.⸗Rath Seichert, betreffend die Verbauungsart für die 
Realität Einl.⸗Z. 927, Ober⸗St. Veit, Einſiedeleigaſſe, des 
. y zer Arie. Gera 
Derſelbe, betreffend die Abänderung der Baulinie für die 
zwiſchen der Linzer- und Hütteldorferſtraße durch die Cat. 
Parc. 227 bis 229 projectierte neue Straße 
Derſelbe, betreffend das Anerbieten der Donauregulierungs— 
Commiſſion auf Überlaſſung des Erzherzog Karlplatzes in das 
Eigenthum der Gemeinde Wien, desgleichen von Parcellen bei 
den neuerbauten k. k. Kaſernen im Prater behufs Herſtellung 
von Gartenanlagen 
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21. 


22. 

: 23. 
24. 
25. 
26. 
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. Gem.⸗-Rath Schreiner, 


i Rath Dr. Mayreder, betreffend die e der 
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Seite 


Koſtenanſchläge für die Theilſtrecke „Poſtga ſe—Sophienbrücke“ 0 


des rechtsſeitigen Hauptſ ſammelcanales .. 


Gem.⸗Rath Dr. Wähner, betreffend die Subventionierung des 
S 8 1 


Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Schulvereines ns 


für Beamtentöchter 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Vereines nn 
nuntum“ 
Siehe oben unter „Mittheilungen des Sorfißendent, 

Gem. ⸗Rath Dr. Krenn, betreffend die Verlängerung der Friſt 
zur gänzlichen Auflaſſung der alten Friedhöfe 
Gem.⸗Rath Hörmann, betreffend die Subventionierung des 
Kindergartenvereines im III. Bezirke 


„Gem. ⸗Rath Sebaſtian Grünbeck betreffend die f 


in der Neſtelbachgaſſe und dem Theile der Eroicagaſſe bis z 
Kahlenbergerſtraße im XIX. Bezirkttt en. 


betreffend die Subventionierung des 
Kirchenmuſikvereines zur heil. Maria vom Siege in Fünfhaus 


Gem. ⸗Rath To mola, betreffend die Feſtſetzung der Entlohnung 


mehrerer an Schulen geringeren Umfanges beſtellter Schuldiener 


Gem.⸗Rath Hraba, betreffend die Beſtellung eines Aufſehers 
zur Nenn der Kabellegungen und zur Führung der 
1 


Kabelbücher 
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Gem. Rath Gräf, betreffend a Stundung des Kaufſchillings 


für die zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 19. Juni d. J., 
Z. 4544, verkaufte Theilfläch der Cat.⸗Parc. 1724, Ottakring . 


Beſchluſs⸗Protokoll der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes 
vom 25. Auguſt 1896. 
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Inhalt: 
1. Gem.⸗Rath Hraba, betreffend Fortbezug der Gnadengabe für 
Ata Hr 8 1098 
2. Derſelbe, betreffend Bewilligung einer Gnadengabe für Anna 
„% ͤ PP] , . 8 10 
3. Derſelbe, betreffend Anrechnung der Militärdienſtzeit des 
Schuldieners Chriſtian Pollak anläſslich ſeiner Penſionierung 1098 
4. eee betreffend Forbezug der Gnadengabe für Karoline 
C10 % ᷣœu0àL ĩͤ V ͤ 1098 
5. Derſelbe, betreffend Bewilligung einer Krankheitsaushilfe .. 1008 
6. Derſelbe, betreffend Bewilligung einer Gnadengabe für Marie 
P ↄðxD ⁵ĩðVöu i 8 98 
7. Derſelbe, betreffend Bewilligung einer Gnadengabe für Ida 
P ² ˙—ꝛꝛmu. ⅛·Ü.y“A •T— ch ans are 1098 
8. Gem.⸗Rath Hörmann, betreffend Verleihung der goldenen 
Salvator-Medaille au Adam Melciuſcheeeeeeeekkkkkkkaxk 
9. Gem.-Rath Dr. Krenn, betreffend Bewilligung einer Gnaden— 
Babe Tr a r a re 1098 
10. Gem. Rath Tomola, betreffend Fortbezug der Gnadengabe für 


Anna Simoner 


11. Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer, betreffend Verleihung der 
goldenen Salvator-Medaille an Joſef Sonner. 1098 
12. Derſelbe, betreffend Anweiſung der Bezüge für die am 
19. Auguſt 1896 ernannten ſtädtiſchen Diener vom 1. Auguſt an 1098 
Stadtrath: 
Sitzungen des StadtrathesS2 1098 
Allgemeine Nachrichten: 
Approviſionierungs- Angelegenheiten: 
Borſtenviehmarkt vom 24. und 27. Auguſt 189h9h⸗e . 1098 
Pferdemarkt vom 25. Auguft 1896 0. 2 nh. 1099 
Stechviehmarkt vom 27. Auguſt 1896 . 2 2 2 000. . 1099 


Bericht des Marktamtes über die im 
Einfuhr nach Wien beſchauten Thiere und Fleiſchwaren, 


Monate Juli 1896 bei dei 
die 


vorgenommenen Schlachtungen und die in Ausübung der Markt-, 
Sanitäts⸗ und Veterinärpolizei von den Beamten des Markt⸗ 
commiſſariates und der Veterinärabtheilung vorgenommenen Con— 


fiscationen 


Geſtattung der Zufuhr von lebenden Maſtſchweinen ungariſcher und 
croatiſch⸗ſlavoniſcher Provenienz nach Reichenau (Station Payer⸗ 


bach) im politiſchen Bezirke Neunkirchen. 


Baubewegung: 
Geſuche um Baubewilligungen vom 24. Auguſt bis 27. Auguſt 1896 1100 


Gewerbeanmeldungen 


Kundmachungen. 


Beilage: 
Geſetze, Verordnungen und Entſcheidungen, ſowie Normativbeſtimmungen 
des Gemeinderathes, Stadtrathes und des Magiſtrates. (VIII.) 


Die Gemeinde Wien. Verantwortlicher Redacteur: Magiſtratsrath Dr. Friedrich Edler v. Radler. 


Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishauſſer's k. und k. Hof⸗ Buchdruckerei, Wien. 
Inſeraten⸗Aunahme bei Haaſenſtein & Vogler (Otto Maaß). Wien, I., Walfiſchgaſſe 10. 
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